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Erste Kirchenverordnung
zur Änderung der Kirchenverordnung über die

Errichtung von Stellen mit allgemeinkirchlicher
Aufgabe (Klinikseelsorge) in der 

Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig
Vom 15. April 2010

Auf Grund des § 5 des Kirchengesetzes über Pfarrstellen
und Stellen mit allgemeinkirchlicher Aufgabe (Pfarrstellenge-
setz – PfStG) in der Neufassung vom 23. November 2002
(ABl. 2003 S. 4) wird die Kirchenverordnung über die Errich-
tung von Stellen mit allgemeinkirchlicher Aufgabe (Klinik-
seelsorge) in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig vom
4. Oktober 2007 (ABl. S. 94) wie folgt geändert: 

§ 1

In § 1 Abs. 1 wird die Zahl „9,75“ durch die Zahl „10,25“
ersetzt.

§ 2

Diese Kirchenverordnung tritt mit Verkündung in Kraft. 

Wolfenbüttel, 15. April 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r  
Landesb i s cho f

Kirchenverordnung 
über die Veränderung der Pfarrstellen Stiftskirche

in Königslutter mit Sunstedt in Königslutter in 
der Propstei Königslutter

Vom 20. Mai 2010

Auf Grund des § 2 des Kirchengesetzes über die Pfarrstel-
len und über die Stellen mit allgemeinkirchlicher Aufgabe
(Pfarrstellengesetz – PfStG) vom 23. November 2002 (ABl.
2003 S. 4) wird verordnet:

§ 1

(1) Auf der Grundlage der derzeitigen Pfarrstellenbewertung
wird der Umfang der Pfarrstellen an der Kirchengemeinde
Stiftskirche in Königslutter mit Sunstedt in Königslutter in
der Propstei Königslutter auf 150 % festgelegt.

(2) Die Einteilung der Seelsorgebezirke erfolgt durch die
Pfarrverbandsversammlung mit Zustimmung des Landes-
kirchenamtes. Die Stelle des Bezirkes II hat einen Umfang
von 50% eines vollen Dienstauftrages erhalten. 

§ 2

Diese Kirchenverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli
2010 in Kraft.

Wolfenbüttel, den 20. Mai 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r
Landesb i s cho f

Kirchenverordnung
über die Zusammenlegung der Pfarrstellen und 
der Pfarrverbände der Evangelisch-lutherischen

Kirchengemeinden St. Georg Calvörde mit 
Elsebeck-Berenbrock, Jeseritz und Parleib und 

Uthmöden mit Zobbenitz und Dorst in der 
Propstei Vorfelde
Vom 20. Mai 2010 

Auf der Grundlage des Artikels 31 Abs. 1 der Kirchenver-
fassung in der Neufassung vom 7. Mai 1984 (ABl. S. 14),
zuletzt geändert am 13. November 2009 (ABl. 2010 S. 2) in
Verbindung mit § 67 Kirchengemeindeordnung in der Neufas-
sung vom 19. November 2003 (ABl. 2004 S. 2) und §§ 2 und
4 des Kirchengesetzes über die Pfarrstellen und Stellen mit all-
gemeinkirchlicher Aufgabe in der Neufassung vom 23. No-
vember 2002 (ABl. 2003 S. 4) wird verordnet:

§ 1

(1) Der Pfarrverband St. Georg Calvörde mit Elsebeck-Beren-
brock, Jeseritz und Parleib und der Pfarrverband Uthmöden
mit Zobbenitz und Dorst in der Propstei Vorsfelde werden
zusammengelegt und bilden einen neuen Pfarrverband unter
der Bezeichnung „St. Georg Calvörde mit Elsebeck-Beren-
brock, Jeseritz, Parleib, Uthmöden, Zobbenitz und Dorst“.

(2) Der Sitz des Pfarramtes des Pfarrverbandes ist Calvörde. 

§ 2

(1) Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Georg Calvörde
mit Elsebeck-Berenbrock, Jeseritz und Parleib wird mit der
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Uthmöden mit Zobbenitz
und Dorst im neuen Pfarrverband zusammengeführt. 

(2) Auf der Grundlage der Pfarrstellenberechnung wird der
Umfang dieser Pfarrstellen im Pfarrverband auf derzeit
150 % festgelegt.

(3) Die Einteilung der Seelsorgebezirke erfolgt durch die
Pfarrverbandsversammlung mit Zustimmung des Landes-
kirchenamtes. 

(4) Das erstmalige Besetzungsrecht der Pfarrstellen im Pfarr-
verband liegt bei der Kirchenregierung.

§ 3

Diese Kirchenverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2011 in Kraft. 

Wolfenbüttel, den 20. Mai 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r
Landesb i s cho f
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Kirchenverordnung
anstelle eines dritten Kirchengesetzes zur 

Änderung des Diakoniegesetzes
Vom 17. Juni 2010

Die Kirchenregierung der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche in Braunschweig hat auf Grund von Artikel 97 Abs.
1 S. 1 i.V.m. Artikel 92 e) der Kirchenverfassung folgende Kir-
chenverordnung anstelle eines Kirchengesetzes erlassen:

Artikel 1

Das Diakoniegesetz vom 7. Februar 1970 (ABL. 1970 S.
99), neugefasst durch Kirchengesetz vom 2. November 1992
(ABL. 1993 S. 25), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom
29. November 2001 (ABL. 2002 S. 6), wird wie folgt geändert:

§ 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden die Wörter „Spitzenverband der freien
Wohlfahrtspflege im Bereich der Landeskirche und“ gestri-
chen.

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Aufgaben eines anerkannten Spitzenverbandes der
freien Wohlfahrtspflege auf der Ebene des Bundeslandes
Niedersachsen werden vom Verein „Diakonie in Nieder-
sachsen e.V.“ wahrgenommen.“

Artikel 2

Diese Kirchenverordnung anstelle eines Kirchengesetzes
tritt abweichend von Artikel 100 Abs. 1 S.2 der Kirchenverfas-
sung am 23. Juni 2010 in Kraft.

Wolfenbüttel, den 17. Juni 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r
Landesb i s cho f

RS 615

Änderung der Muster-Friedhofsordnung 
Vom 15. Juni 2010

Auf Grund Artikel 87 Absatz 1 Buchstabe c) der Kirchen-
verfassung wurde folgende Änderung der Muster-Friedhofs-
ordnung vom 17. November 2009 (ABl. S. 9) beschlossen:

§ 6 der Muster-Friedhofsordnung erhält folgende Fassung:

§ 6 Gewerbliche Arbeiten

(1) Gewerbliche Arbeiten an Grabstellen dürfen nur von sol-
chen Personen ausgeführt werden, die die erforderliche
Sachkunde besitzen und die Friedhofsordnung anerkennen.
Die §§ 3 und 4 sind zu beachten. Der Kirchenvorstand kann
Zeiten festlegen, zu denen gewerbliche Arbeiten nicht vor-
genommen werden dürfen. Für die Beseitigung von Abfäl-
len, die anlässlich oder im Zusammenhang mit gewerb-

lichen Arbeiten entstehen, sowie von Baumaterial und der-
gleichen sind die jeweiligen Gewerbetreibenden verantwort-
lich.

(2) Die für die Arbeiten benötigten Werkzeuge und Materialien
dürfen grundsätzlich nicht länger als einen Tag auf dem
Friedhof und nur an Stellen gelagert werden, die der Kir-
chenvorstand zuweist. Bei Beendigung oder Unterbre-
chung der Tagesarbeit sind Arbeits- und Lagerplätze wieder
in den früheren Zustand zu bringen.

(3) Gewerbetreibende dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum
oder Abfall ablagern – auch nicht an den für Friedhofsab-
fälle bestimmten Stellen – und Geräte nicht an den Wasser-
entnahmestellen des Friedhofs reinigen. Das Befahren des
Friedhofs mit Kraftfahrzeugen ohne Ausnahmegenehmi-
gung ist untersagt. Nach Abschluss der Arbeiten ist der frü-
here Zustand des Friedhofs wieder herzustellen.

(4) Gewerbetreibende haften gegenüber der Kirchengemeinde
für alle Schäden, die sie oder die von ihnen Beauftragten im
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof
schuldhaft verursachen.

(5) Die Ausschmückung der Friedhofskapelle und der Gräber
für Trauerfeiern erfolgt durch den Kirchenvorstand oder
seinen Weisungen entsprechend durch Angehörige des Ver-
storbenen oder der gewerbetreibenden Personen. Dem Kir-
chenvorstand obliegt dabei die Aufgabe, den Friedhof und
seine Einrichtungen der Bestimmung eines kirchlichen
Friedhofs gemäß und dem Herkommen entsprechend in
würdiger Weise zu betreiben.

Wolfenbüttel, den 15. Juni 2010

Landeskirchenamt

Vol lbach
Obe r l andesk i r chen ra t

RS 802

Bekanntmachung 
des Kirchengesetzes der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 
Änderung des Kirchengesetzes über den Rechtshof

(Rechtshofordnung – ReHO)
Vom 13. März 2010

Im Kirchlichen Amtsblatt Hannovers Nr. 3/2010 wurde auf
Seite 42 das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Kirchengesetzes
über den Rechtshof (Rechtshofordnung – ReHO) veröffent-
licht. Dieses wird hiermit zur Kenntnis gegeben. 

Wolfenbüttel, 7. Juni 2010

Landeskirchenamt

Vol lbach
Obe r l andesk i r chen ra t
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Kirchengesetz
der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen zur Änderung des Kirchengesetzes
über den Rechtshof (Rechtshofordnung – ReHO)

Vom 13. März 2010

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen über den Rechtshof (Rechtshofordnung
– ReHO) vom 20. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. S. 217),
zuletzt geändert durch das Kirchengesetz der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung der
Rechtshofordnung vom 27. Juni 2006 (Kirchl. Amtsbl. S. 98)
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden anstelle der Wörter „Verfassungs- und
Verwaltungsgericht“ die Wörter „Verfassungs-, Verwal-
tungs- und Disziplinargericht“ eingefügt.

2. In § 3 Abs. 1 werden hinter dem Wort „Präsidenten“ die
Wörter „ ,dem Vizepräsidenten, dem Vorsitzenden der
Kammer für Disziplinarsachen“ ergänzt.

3. § 3 Abs. 2 entfällt. Die nachfolgenden Absätze 3 bis 5 wer-
den Absätze 2 bis 4. 

4. In § 3 Abs. 2 (neu) werden hinter dem Wort „Vizepräsi-
dent“ die Wörter „ , der Vorsitzende der Kammer für Diszi-
plinarsachen“ ergänzt.

5. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Präsident, der Vizepräsident und der Vorsitzende
der Kammer für Disziplinarsachen werden von dem Vorsit-
zenden des Rates der Konföderation auf ihr Amt verpflich-
tet. Die übrigen Mitglieder des Senats für Verfassungssa-
chen (§ 5 Abs. 1 a) und des Senats für Verwaltungssachen
(§ 5 Abs. 1 b) werden vom Präsidenten des Rechtshofs, die
übrigen Mitglieder der Kammer für Disziplinarsachen (§ 5
Abs. 1 c) von ihrem Kammervorsitzenden verpflichtet.“

6. In § 5 wird der Absatz 1 um den Buchstaben c) mit folgen-
dem Wortlaut ergänzt:

„c) in Disziplinarsachen in der Besetzung mit einem rechts-
kundigen vorsitzenden Mitglied, einem beisitzenden
rechtskundigen und einem beisitzenden ordinierten Mit-
glied, wenn nicht das vorsitzende Mitglied als Einzelrichter
entscheidet (Kammer für Disziplinarsachen).“

7. In § 7 Abs. 4 Satz 2 werden hinter dem Wort „Vizepräsi-
denten“ die Wörter „ , dem Vorsitzenden der Kammer für
Disziplinarsachen“ ergänzt.

8. Nach § 12 wird ein zusätzlicher § 12 a mit folgendem Wort-
laut eingefügt:

„§ 12 a
Zuständigkeit in Disziplinarsachen

Der Rechtshof entscheidet in Disziplinarsachen nach den
Bestimmungen des Disziplinargesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland (DG.EKD) und gemäß den Ausfüh-

rungsbestimmungen der Konföderation oder ihrer Glied-
kirchen, die aufgrund des DG.EKD in Kraft getreten sind.“

9. Nach § 65 Abs. 1 wird ein zusätzlicher Absatz 2 mit fol-
gendem Wortlaut eingefügt:

„(2) Den Beteiligten stehen gegen die Entscheidung der
Kammer für Disziplinarsachen die Rechtsmittel nach dem
DG.EKD zu.“

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

10. § 83 wird um einen Absatz 5 mit folgendem Wortlaut er-
gänzt:

„(5) Die Amtszeit der Mitglieder der Kammer für Diszipli-
narsachen verkürzt sich abweichend von § 4 Abs. 1 dieses
Gesetzes für die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes folgen-
de Amtszeit auf fünf Jahre und sechs Monate. Die Amtszeit
der bisherigen Mitglieder des Rechtshofes bleibt beste-
hen.“

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.

_________________________________________________

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 9. Synode der
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen am 13.
März 2010 ausgefertigt.

Wolfenbüttel, den 31. März 2010 

Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen

Pro f .  Dr.  Webe r  
Vor s i t z ende r

RS 483

Bekanntmachung
des Kirchengesetzes der Konföderation 

evangelischer Kirchen über 
Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld 

(Umzugskostengesetz)
Vom 13. März 2010

Im Kirchlichen Amtsblatt Hannover Nr. 3 / 2010 wurde das
Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen über Umzugskostenvergütung und Trennungs-
geld (Umzugskostengesetz) vom 13. März 2010 bekannt
gemacht. Dies wird hiermit zur Kenntnis gegeben. 

Wolfenbüttel, 15. Juli 2010

Landeskirchenamt

Mül l e r
Obe r l andesk i r chen rä t i n
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Kirchengesetz
der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen zur Änderung des Kirchengesetzes
über Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld

(Umzugskostengesetz)
Vom 13. März 2010

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Änderung des Umzugskostengesetzes

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen über Umzugskostenvergütung und
Trennungsgeld (Umzugskostengesetz) vom 27. Juni 2006
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 96) wird wie folgt geändert:

§ 8 Abs. 2 erhält die folgende Fassung:

„(2) Durch Rechtsverordnung können die beteiligten Kir-
chen für sich und für die öffentlich-rechtlichen Körperschaften
in ihrem Bereich Regelungen über den Abschluss von Rah-
menverträgen mit Logistik- und/oder Speditionsunternehmen
treffen.“

§ 2

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 14. März 2010 in Kraft.

Wolfenbüttel, den 22. April 2010

Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen

Pro f .  Dr.  Webe r
Vor s i t z ende r

RS 831

Bekanntmachung 
der Verordnung über das Inkrafttreten des 

Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

Vom 28. Oktober 2009

Im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland,
Heft 4, Jahrgang 2010 ist auf Seite 126 die Verordnung über das
Inkrafttreten des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche
in Deutschland vom 28. Oktober 2009 veröffentlicht. Dieses
wird hiermit zur Kenntnis gegeben. In diesem Zusammenhang
wird auf die ebenfalls nachfolgend abgedruckte Änderung des
Kirchengesetzes zur Ergänzung des Disziplinargesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland (DGErgG) vom 6. März
2010 verwiesen. Dieses tritt – wie auch das Disziplinargesetz
der EKD – mit Wirkung vom 1. Juli 2010 in Kraft.

Wolfenbüttel, 07. Juni 2010

Landeskirchenamt

Vol lbach
Obe r l andesk i r chen ra t

Verordnung
über das Inkrafttreten des Disziplinargesetzes der

Evangelischen Kirche in Deutschland 
vom 28. Oktober 2009
Vom 26. Februar 2010

Auf Grund des Artikels 26 a Absatz 7 Satz 3 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland verordnet
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland:

§ 1

Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 316) tritt in der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
und ihren Gliedkirchen (Evangelisch-Lutherische Kirche in
Bayern, Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun-
schweig, Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers,
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs, Evan-
gelische Kirche in Mitteldeutschland, Nordelbische Evange-
lisch-Lutherische Kirche, Evangelisch-Lutherische Landeskir-
che Sachsens, Evangelisch-Lutherische Landeskirche
Schaumburg-Lippe) am 1. Juli 2010 in Kraft.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. März 2010 in Kraft.

Hannover, den 16. März 2010

Evangelische Kirche in Deutschland 
Kirchenamt

Dr.  Ba r th
P rä s iden t

Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (DG.EKD)
Vom 28. Oktober 2009

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels
10 Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe a und des Artikels 10a Abs. 1
und Abs. 2 Buchstabe c der Grundordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen: 

Inhaltsübersicht

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren
§ 2 Geltungsbereich
§ 3 Amtspflichten und Abgrenzungen
§ 4 Disziplinaraufsichtführende Stelle
§ 5 Disziplinaraufsichtführende Stelle bei mehreren

Ämtern
§ 6 Amts- und Rechtshilfe
§ 7 Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfah-

rensrechts und der Verwaltungsgerichtsordnung,
Anfechtungsklage

§ 8 Gebot der Beschleunigung

Teil 2 Disziplinarmaßnahmen
§ 9 Arten der Disziplinarmaßnahmen
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§ 10 Verweis

§ 11 Geldbuße

§ 12 Kürzung der Bezüge

§ 13 Zurückstufung

§ 14 Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere
Stelle

§ 15 Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte-
stand

§ 16 Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe-
stand

§ 17 Entzug der Rechte aus der Ordination

§ 18 Entfernung aus dem Dienst

§ 19 Nebenmaßnahmen

§ 20 Bemessung der Disziplinarmaßnahme

§ 21 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach
staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren

§ 22 Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs

§ 23 Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personal-
akte

Teil 3 Behördliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 24 Einleitung eines Disziplinarverfahrens

§ 25 Ausdehnung und Beschränkung

Kapitel 2 Durchführung

§ 26 Unterrichtung, Belehrung und Anhörung

§ 27 Beistände und Bevollmächtigte

§ 28 Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen, Aus-
nahmen

§ 29 Zusammentreffen von Disziplinarverfahren mit
staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfah-
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Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag zur Verkündigung
des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Das Verhalten der
in der Kirche mitarbeitenden Menschen kann die Glaubwür-
digkeit der Kirche und ihrer Verkündigung beeinträchtigen.
Ein kirchliches Disziplinarverfahren soll auf ein solches Ver-
halten reagieren und dazu beitragen, das Ansehen der Kirche,
die Funktionsfähigkeit ihres Dienstes und eine auftragsgemä-
ße Amtsführung zu sichern. 

§ 2

Geltungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für Amtspflichtverletzungen von
Pfarrerinnen, Pfarrern, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten und anderen Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienst- und Treueverhältnis zu einem kirchlichen Dienstherrn
stehen. 

(2) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, findet die-
ses Kirchengesetz auf folgende Personen entsprechende An-
wendung:

1. Ordinierte, die nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz
1 stehen, 

2. Personen im Vorbereitungsdienst, die im Dienst eines
kirchlichen Dienstherrn, aber nicht in einem Dienstverhält-
nis nach Absatz 1 stehen. 

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann
die Anwendbarkeit dieses Kirchengesetzes für die in Absatz 2
genannten Personen abweichend regeln und die Anwendbar-
keit auch für sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbe-
sondere für Personen, die mit der öffentlichen Verkündigung
beauftragt sind, vorsehen.

(4) Dieses Kirchengesetz gilt auch für Amtspflichtverletzun-
gen, die Personen, auf die dieses Gesetz anwendbar ist, in
einem früheren kirchlichen Dienstverhältnis begangen haben.
Ein Wechsel des kirchlichen Dienstherrn steht der Anwendung
dieses Kirchengesetzes nicht entgegen.

(5) Kirchliche Dienstherren und kirchliche Anstellungsträger
sind die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

über die die Evangelische Kirche in Deutschland, eine Glied-
kirche oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Auf-
sicht führt. Sie begründen kirchliche Dienstverhältnisse.

§ 3

Amtspflichten und Abgrenzungen

(1) Amtspflichten ergeben sich aus dem für die jeweilige Per-
son geltenden Dienst-, Arbeits- oder Auftragsrecht. Personen
im Sinne des § 2 verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie innerhalb
oder außerhalb des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegen-
de Pflichten verstoßen. Pfarrerinnen, Pfarrer und andere Ordi-
nierte verletzen ihre Amtspflicht auch, wenn sie schuldhaft
gegen die in der Ordination begründeten Pflichten verstoßen.

(2) Eine Verletzung der Lehrverpflichtung ist keine Amts-
pflichtverletzung im Sinne dieses Kirchengesetzes. Dies
schließt die Durchführung eines Disziplinarverfahrens nicht
aus, wenn eine Amtspflichtverletzung im Zusammenhang mit
einer Verletzung der Lehrverpflichtung begangen wurde. 

(3) Seelsorge und Maßnahmen der Dienstaufsicht bleiben von
der Einleitung eines Disziplinarverfahrens unberührt. Seel-
sorgliches Handeln ist von Maßnahmen der Dienstaufsicht und
des Disziplinarrechts zu trennen.

§ 4

Disziplinaraufsichtführende Stelle 

(1) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Personen in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ist die nach dem Recht
des jeweiligen Dienstherrn zuständige oberste Dienstbehörde.

(2) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen
bei Einleitung des Disziplinarverfahrens ein Auftrag zur regel-
mäßigen öffentlichen Wortverkündigung obliegt, ohne in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu stehen, ist die
Behörde, die in der Gliedkirche, zu deren Bereich der Anstel-
lungsträger gehört, als oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen
und Pfarrer bestimmt wurde. 

(3) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen
bei Einleitung des Disziplinarverfahrens kein Auftrag zur
regelmäßigen öffentlichen Wortverkündigung eines kirch-
lichen Dienstherrn oder Anstellungsträgers obliegt, ist die
oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer der Glied-
kirche, in deren Bereich sie zuletzt einen Auftrag zur regelmä-
ßigen öffentlichen Wortverkündigung wahrgenommen haben.
Ist nie ein Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkün-
digung übertragen worden, ist disziplinaraufsichtführende
Stelle die oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer
der Gliedkirche, in deren Bereich sie ordiniert wurden. 

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für
ihren Bereich andere Zuständigkeitsregelungen treffen. 

§ 5

Disziplinaraufsichtführende Stelle bei mehreren Ämtern

(1) Gegen eine Person, die zwei oder mehrere Ämter inne hat,
die zueinander im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen,
kann nur die disziplinaraufsichtführende Stelle ein Diszipli-
narverfahren einleiten, die für das Hauptamt zuständig ist. 

(2) Hat eine Person zwei oder mehrere Ämter oder Dienstauf-
träge inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- und Nebenamt
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stehen, so bestimmen die disziplinaraufsichtführenden Stellen
der Ämter und Dienstaufträge, welche von ihnen die Funktion
der disziplinaraufsichtführenden Stelle wahrnehmen soll.

(3) Die Zuständigkeiten nach § 4 und nach den Absätzen 1 und
2 werden durch eine Beurlaubung, eine Freistellung, eine
Abordnung oder eine Zuweisung nicht berührt. 

§ 6

Amts- und Rechtshilfe

(1) Die Dienststellen und Kirchengerichte der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse leisten in Disziplinarverfahren einander
Amts- und Rechtshilfe. 

(2) Alle vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe
und Stellen einer Person im Geltungsbereich dieses Kirchen-
gesetzes sind verpflichtet, der disziplinaraufsichtführenden
Stelle Anhaltspunkte, die den Verdacht einer Amtspflichtver-
letzung rechtfertigen, mitzuteilen und sie in Disziplinarangele-
genheiten zu unterstützen. Dasselbe gilt für 

1. die disziplinaraufsichtführende Stelle der Gliedkirche, in
deren Bereich eine ordinierte Person ohne regelmäßigen
Dienstauftrag im Sinne des § 4 Abs. 3 wohnt, 

2. die disziplinaraufsichtführende Stelle eines Nebenamtes
gemäß § 5 sowie für Personen, Organe und Stellen, die im
Rahmen des Nebenamtes Vorgesetzte oder Aufsichtführen-
de sind, und 

3. die vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe
und Stellen einer beurlaubten, freigestellten, abgeordneten
oder zugewiesenen Person im Sinne des § 5 Abs. 3. 

(3) Staatliche Amts- und Rechtshilfe, insbesondere im Rah-
men der Beweiserhebung, kann nach Maßgabe der jeweils
anwendbaren staatskirchenrechtlichen Bestimmungen in
Anspruch genommen werden. Das behördliche und gerichtli-
che Verfahren nach der Eröffnung des Disziplinarverfahrens
nach diesem Kirchengesetz steht dem förmlichen Verfahren
nach bisherigem Recht gleich. Verweigern Zeuginnen oder
Zeugen ohne Vorliegen eines der in § 32 bezeichneten Gründe
die Aussage, kann ein staatliches Gericht um die Vernehmung
ersucht werden, soweit die jeweils anwendbaren staatskirchen-
rechtlichen Bestimmungen dies vorsehen. In dem Ersuchen
sind der Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die
Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben. 

§ 7

Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfahrensrechts

und der 

Verwaltungsgerichtsordnung, Anfechtungsklage 

(1) Zur Ergänzung dieses Kirchengesetzes sind die Bestim-
mungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes
der Evangelischen Kirche in Deutschland und der staatlichen
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend anzuwenden,
soweit sie nicht zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes
in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchenge-
setz oder anderen Kirchengesetzen der Gliedkirchen oder
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt
ist. 

(2) Eines Vorverfahrens vor Erhebung der Klage gegen einen
Verwaltungsakt nach Teil 3 Kapitel 3 und 4 dieses Kirchenge-
setzes bedarf es nicht.

§ 8

Gebot der Beschleunigung

Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen.

Teil 2 Disziplinarmaßnahmen

§ 9

Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen sind:

1. Verweis (§ 10),

2. Geldbuße (§ 11),

3. Kürzung der Bezüge (§ 12),

4. Zurückstufung (§ 13),

5. Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle (§ 14),

6. Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand (§ 15),

7. Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand (§ 16),

8. Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17), 

9. Entfernung aus dem Dienst (§ 18).

(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen gemäß § 2 Abs. 1,
die sich im Wartestand oder Ruhestand befinden, sind Verweis,
Geldbuße, Kürzung der Bezüge und Entfernung aus dem
Dienst. Disziplinarmaßnahme gegen Personen im Wartestand
ist auch die Versetzung in den Ruhestand.

(3) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im Dienstverhält-
nis auf Probe oder auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst
sind Verweis, Geldbuße und Kürzung der Bezüge. Ihre Entlas-
sung wegen einer Amtspflichtverletzung regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- und Anstel-
lungsgesetze.

(4) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die in einem pri-
vatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis, Geldbu-
ße, Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle und
Entzug der Rechte aus der Ordination. Die Möglichkeit,
arbeitsrechtliche Maßnahmen zu ergreifen, bleibt unberührt. 

(5) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die weder in
einem besoldeten öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever-
hältnis noch in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis ste-
hen, sind Verweis, Geldbuße, Entzug der Rechte aus der Ordi-
nation und Entfernung aus dem Dienst. 

§ 10

Verweis

Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Ver-
haltens. Missbilligende Äußerungen im Rahmen der Dienst-
aufsicht sind keine Disziplinarmaßnahmen.

§ 11

Geldbuße

Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Bezüge
im Sinne des § 12 Abs. 1 zugunsten des Dienstherrn auferlegt
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werden. Wird keine der genannten Leistungen bezogen, darf
die Geldbuße bis zu dem Betrag von 500 Euro auferlegt wer-
den. Die Geldbuße kann – auch in Teilbeträgen – durch Auf-
rechnung von den Bezügen einbehalten werden.

§ 12

Kürzung der Bezüge

(1) Die Kürzung der Bezüge ist die bruchteilmäßige Vermin-
derung der monatlichen Dienstbezüge, der Anwärterbezüge,
des Wartegeldes oder des Ruhegehaltes (Bezüge) um höch-
stens ein Fünftel auf längstens fünf Jahre. Sie erstreckt sich auf
alle Ämter, die die beschuldigte Person bei Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung inne hat. Versorgungsansprüche
aus früheren kirchlichen oder öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnissen bleiben von der Kürzung der Bezüge unberührt.

(2) Die Kürzung der Bezüge beginnt mit dem Kalendermonat,
der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung
folgt. Im Falle des Wechsels zwischen aktivem Dienst, Warte-
oder Ruhestand vor Eintritt der Unanfechtbarkeit oder wäh-
rend der Dauer der Kürzung werden die hieraus jeweils zuste-
henden Bezüge für den restlichen Zeitraum entsprechend
gekürzt. Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden
nicht gekürzt. 

(3) Die Kürzung der Bezüge wird während einer Beurlaubung
ohne Bezüge gehemmt. Der Kürzungsbetrag kann jedoch für
die Dauer der Beurlaubung an den Dienstherrn entrichtet wer-
den; die Dauer der Kürzung der Bezüge nach der Beendigung
der Beurlaubung verringert sich entsprechend.

(4) Solange die Bezüge gekürzt werden, ist eine Beförderung
unzulässig. Der Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt
werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Diszipli-
narverfahrens angezeigt ist.

(5) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Bezüge erstrecken sich
auch auf ein neues öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei
einem anderen kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei
Anwendung des Absatzes 4 die Einstellung oder Anstellung in
einem höheren als dem bisherigen Amt der Beförderung
gleich.

§ 13

Zurückstufung

(1) Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt derselben
Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt. Sie hat den Verlust
aller Rechte aus dem bisherigen Amt einschließlich der damit
verbundenen Bezüge und der Befugnis, die bisherige Amtsbe-
zeichnung zu führen, zur Folge. Soweit in der Entscheidung
nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung auch
die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, die im Zusammen-
hang mit dem bisherigen Amt oder auf Verlangen, Vorschlag
oder Veranlassung einer vorgesetzten oder aufsichtführenden
Person oder der obersten Dienstbehörde übernommen wurden. 

(2) Die Bezüge aus dem neuen Amt werden von dem Kalen-
dermonat an gezahlt, der dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der
Entscheidung folgt. Im Falle des Ruhestandes vor Unanfecht-
barkeit der Entscheidung bestimmen sich die Versorgungsbe-
züge nach der in der Entscheidung festgesetzten Besoldungs-
gruppe.

(3) Eine Beförderung ist frühestens fünf Jahre nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit der Entscheidung zulässig. Der Zeitraum

kann in der Entscheidung verkürzt werden, sofern dies im Hin-
blick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.

(4) Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch
auf ein neues kirchliches Dienstverhältnis auch bei einem
anderen kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung
des Absatzes 3 die Einstellung oder Anstellung in einem höhe-
ren Amt als dem, in welches zurückgestuft wurde, der Beför-
derung gleich.

§ 14

Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle

(1) Die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle
bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle. In der Entschei-
dung wird bestimmt, ob mit der Amtsenthebung der Verlust
eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes verbunden
ist. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Dienstherr kann
aufgrund der Amtsenthebung auch eine Stelle bei einem ande-
ren kirchlichen Dienstherrn derselben obersten Dienstbehörde
übertragen, ohne dass es der Zustimmung der amtsenthobenen
Person bedarf. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern ist die Übertra-
gung einer Pfarrstelle in der bisherigen Kirchengemeinde aus-
geschlossen.

(2) In der Entscheidung über die Amtsenthebung zur Verset-
zung auf eine andere Stelle kann festgestellt werden, dass die
ausgesprochene Versetzung bereits durch einen zuvor erfolg-
ten Stellenwechsel als vollzogen gilt. 

(3) Ist die Versetzung auf eine andere Stelle nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit der Entscheidung nicht möglich, so tritt die
amtsenthobene Person nach Ablauf von sechs Monaten in den
Wartestand. Die disziplinaraufsichtführende Stelle stellt diese
Rechtsfolge fest. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Diens-
therr bleibt verpflichtet, der amtsenthobenen Person eine ande-
re Stelle zu übertragen.

(4) Hat die Entscheidung den Verlust eines Aufsichtsamtes
oder kirchenleitendes Amtes bestimmt, so sind der Berech-
nung des Wartegeldes entsprechend verringerte Bezüge zu
Grunde zu legen.

(5) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann
die Disziplinarmaßnahme der Amtsenthebung zur Versetzung
auf eine andere Stelle ausschließen.

§ 15

Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand

(1) Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand
bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich
eines etwa bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden
Amtes und die Versetzung in den Wartestand. § 13 Abs. 1 Satz
3 und § 14 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(2) Die Entscheidung kann bestimmen, dass vor Ablauf einer
Frist von höchstens fünf Jahren nach Eintritt der Unanfecht-
barkeit der Entscheidung eine neue Stelle nicht übertragen
werden darf. 

(3) Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der
Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene
Person ein Wartegeld in Höhe von achtzig vom Hundert des
gesetzlichen Wartegeldes. Mit der erneuten Übertragung einer
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Stelle, spätestens jedoch nach Ablauf von fünf Jahren nach
Rechtskraft der Entscheidung, erhält sie die üblichen Bezüge. 

(4) Wird die amtsenthobene Person aus dem Wartestand in den
Ruhestand versetzt, darf ihr Ruhegehalt bis zum Ablauf von
fünf Jahren nach Rechtskraft der Entscheidung, längstens aber
bis zur Vollendung des für sie maßgeblichen gesetzlichen
Ruhestandsalters den Betrag nach Absatz 3 nicht übersteigen.
Satz 1 gilt entsprechend bei Versetzung in den Ruhestand vor
Rechtskraft der Entscheidung. Sterbegeld sowie Witwen- und
Waisengeld werden nicht gekürzt.

(5) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann
die Disziplinarmaßnahme der Amtsenthebung unter Verset-
zung in den Wartestand ausschließen.

§ 16

Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand

(1) Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand
bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich
eines etwa bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden
Amtes und die Versetzung in den Ruhestand. § 13 Abs. 1 Satz
3 und § 14 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(2) Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der
Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene
Person ein Ruhegehalt in Höhe von achtzig vom Hundert des
gesetzlichen Ruhegehaltes unter Berücksichtigung des gesetz-
lichen Versorgungsabschlages bei Eintritt in den Ruhestand
vor Erreichen der Regelaltersgrenze, mindestens aber in Höhe
des Mindestruhegehaltes. Sterbegeld sowie Witwen- und Wai-
sengeld werden nicht gekürzt.

(3) Wird die beschuldigte Person vor Rechtskraft der Entschei-
dung in den Ruhestand versetzt, so gelten die Bestimmungen
des Absatzes 2 entsprechend.

§ 17

Entzug der Rechte aus der Ordination

(1) Der Entzug der Rechte aus der Ordination bewirkt den Ver-
lust des Auftrags und des Rechts zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung sowie des Rechts, die
Amtskleidung zu tragen und kirchliche Amtsbezeichnungen
oder Titel zu führen. 

(2) Der Entzug der Rechte aus der Ordination kann gegen Per-
sonen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nicht
als selbständige Disziplinarmaßnahme verhängt werden. 

(3) Ein privatrechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis, für
dessen Begründung die Ordination Voraussetzung war, ist nach
dem Entzug der Rechte aus der Ordination unverzüglich zu
beenden. Der Entzug der Rechte aus der Ordination ist ein
wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung. 

(4) Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über den Umgang
mit den Rechten aus der Ordination bleiben unberührt.

§ 18

Entfernung aus dem Dienst

(1) Mit der Entfernung aus dem Dienst enden das Dienst- oder
Auftragsverhältnis und alle damit verbundenen Nebentätigkei-

ten im kirchlichen Dienst. Die Entfernung aus dem Dienst hat
den Entzug der Rechte aus der Ordination und den Verlust
sämtlicher Ansprüche aus dem Dienstverhältnis einschließlich
des Anspruchs auf Versorgung zur Folge. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt
entsprechend. Wer aus dem Dienst entfernt wurde, kann einen
Unterhaltsbeitrag nach Maßgabe der §§ 81 und 82 erhalten. 

(2) Die Zahlung der Bezüge wird mit dem Ende des Kalender-
monats eingestellt, in dem die Entscheidung unanfechtbar
wird. 

(3) Wer aus dem Dienst entfernt wurde, darf nicht wieder in ein
öffentlich-rechtliches oder privatrechtliches Dienst- oder Auf-
tragsverhältnis bei einem kirchlichen Dienstherrn oder Anstel-
lungsträger berufen werden.

§ 19

Nebenmaßnahmen

(1) Neben einer Disziplinarmaßnahme kann, vorbehaltlich ent-
gegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse für die Dauer von bis zu fünf Jahren, in Fällen
besonderer Wiederholungsgefahr auch länger, ganz oder teil-
weise untersagt werden,

1. eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder
ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt) auszuüben und

2. in bestimmten Teilbereichen des Dienstes tätig zu sein, ins-
besondere im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit fremde
Gelder zu verwalten oder den Vorsitz und die Geschäfts-
führung in Organen und Leitungsgremien wahrzunehmen. 

In Fällen besonderer Wiederholungsgefahr kann das Diszipli-
nargericht abweichend von § 23 Abs. 1 eine längere Frist bis
zum Eintritt des Verwertungsverbots bestimmen.

(2) Ordinierten Personen ohne öffentlich-rechtliches Dienst-
verhältnis oder im Warte- oder Ruhestand können neben einer
Disziplinarmaßnahme vorbehaltlich entgegenstehender Be-
stimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse für die
Dauer von bis zu fünf Jahren, in Fällen besonderer Wiederho-
lungsgefahr auch länger, ganz oder teilweise Beschränkungen
in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung, zum Führen der
Amtsbezeichnung und etwaiger kirchlicher Titel und zum Tra-
gen der Amtskleidung auferlegt werden.

§ 20

Bemessung der Disziplinarmaßnahme

(1) Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme ergeht
unter Berücksichtigung des Zwecks eines kirchlichen Diszipli-
narverfahrens nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist nach der
Schwere der Amtspflichtverletzung zu bemessen. 

(2) Bei der Bemessung einer Disziplinarmaßnahme sollen ins-
besondere angemessen berücksichtigt werden:

1. das Persönlichkeitsbild der beschuldigten Person und ihr
Verhalten während des Disziplinarverfahrens, 

2. ihr bisheriges dienstliches und außerdienstliches Verhalten,

3. der Umfang, in dem die beschuldigte Person das Vertrauen
des Dienstherrn in die Amtsführung, die Glaubwürdigkeit
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der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags und das Anse-
hen der Kirche beeinträchtigt hat,

4. die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse einer Beur-
laubung oder Freistellung, sowie des Warte- oder Ruhe-
standes.

(3) Wer durch eine schwere Amtspflichtverletzung das Ver-
trauen des Dienstherrn in die Amtsführung endgültig verloren
hat oder wessen Verbleiben im Dienst geeignet wäre, der
Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
oder dem Ansehen der Kirche erheblich zu schaden, ist aus
dem Dienst zu entfernen.

§ 21

Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach

staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren

(1) Ist in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren unan-
fechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ordnungsmaßnahme ver-
hängt worden oder kann eine Tat nach den Bestimmungen der
Strafprozessordnung nach der Erfüllung von Auflagen und
Weisungen nicht mehr als Vergehen verfolgt werden, darf
wegen desselben Sachverhalts ein Verweis, eine Geldbuße
oder eine Kürzung der Bezüge nur ausgesprochen werden,
wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um die beschuldigte Per-
son zur Pflichterfüllung anzuhalten.

(2) Nach einem rechtskräftigen Freispruch in einem staat-
lichen Straf- oder Bußgeldverfahren darf wegen des Sachver-
halts, der Gegenstand dieser Entscheidung war, eine Disziplin-
armaßnahme nur ausgesprochen werden, wenn der Sachver-
halt eine Amtspflichtverletzung darstellt, ohne den Tatbestand
einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu erfüllen.

§ 22

Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs

(1) Sind seit der Vollendung einer Amtspflichtverletzung mehr
als vier Jahre vergangen, darf ein Verweis, eine Geldbuße oder
eine Kürzung der Bezüge nicht mehr ausgesprochen werden.

(2) Die Frist des Absatzes 1 beginnt erneut, wenn 

1. ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder ausgedehnt oder

2. eine Disziplinarklage oder Nachtragsdisziplinarklage erho-
ben wird oder 

3. Ermittlungen gegen eine Person im Dienstverhältnis auf
Probe, auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst angeord-
net oder ausgedehnt werden wegen eines Verhaltens, das im
Dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Zurück-
stufung oder Amtsenthebung zur Versetzung auf eine ande-
re Stelle zur Folge hätte.

(3) Die Frist des Absatzes 1 ist für die Dauer des gerichtlichen
Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer Aussetzung des Dis-
ziplinarverfahrens nach § 29 oder für die Dauer einer gesetz-
lich vorgesehenen Beteiligung der Mitarbeiter- oder Pfarrver-
tretung gehemmt. Ist vor Ablauf der Frist wegen desselben
Sachverhalts ein Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren
wegen mangelnder Gedeihlichkeit des Wirkens oder ein staat-
liches Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet oder eine Kla-
ge aus dem Dienstverhältnis erhoben worden, ist die Frist für
die Dauer dieses Verfahrens gehemmt.

§ 23

Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte

(1) Ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der Bezüge und
eine Zurückstufung dürfen, unbeschadet des § 19 Abs. 1 Satz
2, nach vier Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und
bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt
werden (Verwertungsverbot). Die Person, gegen die sich das
Disziplinarverfahren gerichtet hat, gilt nach dem Eintritt des
Verwertungsverbots als von der Disziplinarmaßnahme nicht
betroffen.

(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die
Entscheidung über die Disziplinarmaßnahme unanfechtbar ist.
Sie endet nicht, solange gegen die Person, gegen die sich das
Disziplinarverfahren gerichtet hat, 

1. ein staatliches Strafverfahren oder ein Disziplinarverfahren
nicht unanfechtbar abgeschlossen ist, 

2. eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden
darf,

3. eine Entscheidung über die Kürzung der Bezüge noch nicht
vollstreckt ist, 

4. ein gerichtliches Verfahren über die Beendigung des Dienst-
verhältnisses, die Versetzung in den Ruhestand oder über
die Geltendmachung von Schadenersatz anhängig ist oder

5. eine Nebenmaßnahme nach § 19 Abs. 1 wirksam ist. 

(3) Eintragungen in der Personalakte über die Disziplinarmaß-
nahme sind nach Eintritt des Verwertungsverbots auf Antrag
der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet
hat, zu entfernen und zu vernichten. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinar-
vorgänge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt
haben. Die Frist für das Verwertungsverbot beträgt vier Jahre.
Die Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der
Entscheidung, die das Disziplinarverfahren abschließt, im
Übrigen mit dem Tag, an dem die disziplinaraufsichtführende
Stelle zureichende tatsächliche Anhaltspunkte erhält, die den
Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen.

Teil 3 Behördliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 24

Einleitung eines Disziplinarverfahrens

(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den
Verdacht einer Amtspflichtverletzung begründen, so ist die
disziplinaraufsichtführende Stelle verpflichtet, ein Diszipli-
narverfahren einzuleiten. Die Einleitung ist aktenkundig zu
machen.

(2) Die Person, gegen die sich ein Disziplinarverfahren richten
kann, kann bei der obersten kirchlichen Dienstbehörde die
Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst bean-
tragen, um sich von dem Verdacht einer Amtspflichtverletzung
zu entlasten. Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn kei-
ne zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die
den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen. Die
Entscheidung ist der betroffenen Person mitzuteilen.
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(3) Ist zu erwarten, dass nach den §§ 21 und 22 eine Disziplin-
armaßnahme nicht in Betracht kommt, wird ein Disziplinar-
verfahren nicht eingeleitet. Die Gründe sind aktenkundig zu
machen und der Person, gegen die sich das Disziplinarverfah-
ren gerichtet hätte, bekannt zu geben.

§ 25

Ausdehnung und Beschränkung

(1) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Ent-
scheidung nach den §§ 38 bis 41 auf neue Handlungen ausge-
dehnt werden, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung
begründen. Die Ausdehnung ist aktenkundig zu machen und
der beschuldigten Person mitzuteilen.

(2) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Ent-
scheidung nach den §§ 38 bis 41 beschränkt werden, indem
solche Handlungen ausgeschieden werden, die für die Art und
Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussicht-
lich nicht ins Gewicht fallen. Die Beschränkung ist aktenkun-
dig zu machen und der beschuldigten Person mitzuteilen. Die
ausgeschiedenen Handlungen können nicht wieder in das Dis-
ziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraus-
setzungen für die Beschränkung entfallen nachträglich. Wer-
den die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezo-
gen, können sie nach dem unanfechtbaren Abschluss des Dis-
ziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinar-
verfahrens sein.

Kapitel 2 Durchführung

§ 26

Unterrichtung, Belehrung und Anhörung

(1) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet,
ist über die Einleitung des Disziplinarverfahrens unverzüglich
zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung
des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist ihr zu eröffnen, wel-
che Amtspflichtverletzung ihr zur Last gelegt wird. Es ist
gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass es ihr freisteht, sich zu
äußern oder nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit
einer beistehenden oder bevollmächtigten Person gemäß § 27
zu bedienen. 

(2) Die beschuldigte Person und die beistehenden oder bevoll-
mächtigten Personen haben ein Recht auf Einsicht in die Akten
des Disziplinarverfahrens und die beigezogenen Schriftstücke
sowie ein Recht auf Unterrichtung über die Erhebung und
Speicherung personenbezogener Daten für diese Akten, soweit
dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist. 

(3) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird eine
Frist von einem Monat und für die Abgabe der Erklärung, sich
mündlich äußern zu wollen, eine Frist von zwei Wochen ge-
setzt. Ist die beschuldigte Person aus zwingenden Gründen
gehindert, eine Frist nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung
zur mündlichen Verhandlung Folge zu leisten, und hat sie dies
unverzüglich mitgeteilt, ist die maßgebliche Frist zu verlän-
gern oder erneut zu laden. Zur Feststellung, ob zwingende
Gründe vorliegen, kann ein amts- oder vertrauensärztliches
Gutachten angefordert werden. Die Fristsetzungen und Ladun-
gen sind zuzustellen.

(4) Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Beleh-
rung unterblieben oder unrichtig erfolgt, darf die Aussage der
beschuldigten Person nicht zu ihrem Nachteil verwertet werden.

§ 27

Beistände und Bevollmächtigte

(1) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet,
kann sich im Disziplinarverfahren beistehender und bevoll-
mächtigter Personen bedienen. 

(2) Als beistehende und bevollmächtigte Personen kann die
disziplinaraufsichtführende Stelle höchstens insgesamt zwei
Personen zulassen. Beide müssen einer Gliedkirche der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland angehören und zu kirchlichen
Ämtern wählbar sein. Wer die Dienstaufsicht über die beschul-
digte Person führt oder geführt hat, darf nicht Beistand oder
bevollmächtigte Person sein.

(3) Gegen die Nichtzulassung als Beistand oder bevollmäch-
tigte Person durch die disziplinaraufsichtführende Stelle ist die
Beschwerde zum Disziplinargericht zulässig, über die das vor-
sitzende Mitglied abschließend entscheidet.

(4) Beistände und Bevollmächtigte sind verpflichtet, über
Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung dieser Tätigkeit erlan-
gen, Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 28

Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen, Ausnahmen

(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen
Ermittlungen durchzuführen. Dabei sind die belastenden, die
entlastenden und die Umstände zu ermitteln, die für die
Bemessung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind.

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf
Grund der tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen
Urteils in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder
in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das über
den Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom
Dienst entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen
kann auch abgesehen werden, soweit der Sachverhalt auf
Grund eines anderen gesetzlich geordneten Verfahrens oder
auf sonstige Weise aufgeklärt ist.

§ 29

Zusammentreffen von Disziplinarverfahren mit

staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfahren,

Aussetzung

(1) Ist gegen die beschuldigte Person wegen des Sachverhalts,
der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, das Ermittlungs-
verfahren einer staatlichen Strafverfolgungsbehörde eröffnet
oder die öffentliche Klage im staatlichen Strafverfahren erho-
ben worden, kann das Disziplinarverfahren ausgesetzt werden.
Das Disziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über eine
Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entschei-
dung im Disziplinarverfahren von wesentlicher Bedeutung ist.

(2) Ein ausgesetztes Disziplinarverfahren kann jederzeit von
Amts wegen fortgesetzt werden.

§ 30

Bindung an tatsächliche Feststellungen aus staatlichen

Strafverfahren oder anderen Verfahren

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen
Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren sind im
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Disziplinarverfahren, das denselben Sachverhalt zum Gegen-
stand hat, bindend. Dasselbe gilt für tatsächliche Feststellun-
gen in verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in denen über den
Verlust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst
entschieden worden ist.

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend,
können aber der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne
nochmalige Prüfung zugrunde gelegt werden.

§ 31

Beweiserhebung

(1) Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei kön-
nen insbesondere 

1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt werden,

2. Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige vernommen oder
ihre schriftliche Äußerung eingeholt werden,

3. Urkunden und Akten beigezogen werden sowie

4. der Augenschein eingenommen werden.

(2) Niederschriften oder Aufzeichnungen über Aussagen von
Personen, die schon in einem anderen gesetzlich geordneten
Verfahren vernommen worden sind, sowie Niederschriften
über einen richterlichen Augenschein können ohne erneute
Beweiserhebung verwertet werden.

(3) Über einen Beweisantrag der beschuldigten Person ist nach
pflichtgemäßem Ermessen gemäß seiner Bedeutung für die
Tat- oder Schuldfrage oder für die Bemessung der Art und
Höhe einer Disziplinarmaßnahme zu entscheiden. Er kann ins-
besondere abgelehnt werden, wenn ein Ablehnungsgrund nach
den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorliegt.

(4) Beteiligte und befragte Personen sind vor einer Verneh-
mung darauf hinzuweisen, dass die Niederschriften oder Auf-
zeichnungen im gerichtlichen Disziplinarverfahren verwertet
werden können.

(5) Der beschuldigten Person und ihrer beistehenden oder
bevollmächtigten Person ist Gelegenheit zu geben, an der Ver-
nehmung von Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen sowie
an der Einnahme des Augenscheins teilzunehmen und hierbei
sachdienliche Fragen zu stellen. Zur Wahrung schutzwürdiger
Interessen von Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung des
Untersuchungszwecks kann die beschuldigte Person für die
Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der Vernehmung
ausgeschlossen oder die Vernehmung an einem anderen Ort
angeordnet werden. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Der
ausgeschlossenen beschuldigten Person ist das Ergebnis der
Vernehmung mitzuteilen. Die Vernehmung an einem anderen
Ort wird den übrigen an der Vernehmung Beteiligten zeitgleich
in Bild und Ton übertragen. Ihr Recht, Fragen zu stellen, bleibt
unberührt. Eine beistehende oder bevollmächtigte Person kann
nur aus zwingenden Gründen, insbesondere wegen ungebühr-
lichen Verhaltens, ausgeschlossen werden.

(6) Ein schriftliches Gutachten ist der beschuldigten Person
und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten Person zugäng-
lich zu machen, soweit nicht zwingende Gründe dem ent-
gegenstehen.

(7) Mit Rücksicht auf die zu erwartende Bedeutung einer Aus-
sage kann die disziplinaraufsichtführende Stelle die zuständi-
ge Disziplinarkammer um die Vernehmung einer Zeugin, eines
Zeugen oder von Sachverständigen ersuchen. Die Vernehmung
kann durch das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin oder
Einzelrichter erfolgen.

§ 32

Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige

(1) Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und Sachverstän-
dige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. Die Bestim-
mungen der Strafprozessordnung über Zeuginnen, Zeugen und
Sachverständige, insbesondere über Zeugnisverweigerungs-
rechte, gelten entsprechend. 

(2) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt 

1. Personen, die einen bestimmten kirchlichen Seelsorgeauf-
trag erhalten haben, über das, was ihnen in der Eigenschaft
als Seelsorgerin oder Seelsorger anvertraut worden oder
bekannt geworden ist,

2. Beraterinnen und Berater in einer Stelle für besondere
Beratungsaufgaben, die von einer Körperschaft, Anstalt
oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, über
das, was ihnen in der Eigenschaft als Beraterin oder Bera-
ter anvertraut worden oder bekannt geworden ist,

3. Zeugenbeistände, Beistände und Bevollmächtigte nach die-
sem Kirchengesetz über das, was ihnen in dieser Eigen-
schaft anvertraut worden oder bekannt geworden ist.

(3) Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfinnen und
Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den
Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die
Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu
verweigern, entscheiden die in Absatz 2 Genannten, es sei
denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbei-
geführt werden kann.

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 Genannten dürfen das Zeug-
nis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit entbunden sind. Die Bestimmungen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse über das Beicht- und Seelsor-
gegeheimnis bleiben unberührt.

(5) Die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Personen sind
vor jeder Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des
Zeugnisses zu belehren.

§ 33

Zeugenbeistand, Auskunft an Betroffene

(1) Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Vernehmung
von einem Zeugenbeistand begleiten lassen. Der Zeugenbei-
stand kann für sie Fragen beanstanden oder gemäß § 31 Abs. 5
den Ausschluss einer Person beantragen.

(2) Der Zeugenbeistand ist verpflichtet, über die Kenntnisse,
die er bei Wahrnehmung seiner Tätigkeit als Zeugenbeistand
erlangt, Verschwiegenheit zu bewahren.

(3) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann den von einer
Amtspflichtverletzung betroffenen Personen und kirchlichen
Dienststellen auf Antrag Auskunft über den Stand und das
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Ergebnis eines Disziplinarverfahrens geben, soweit dies ohne
Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist und schut-
zwürdige Interessen der beschuldigten Person nicht entgegen-
stehen.

§ 34

Herausgabe von Unterlagen

Die beschuldigte Person hat Schriftstücke, Zeichnungen, bildli-
che Darstellungen und Aufzeichnungen einschließlich techni-
scher Aufzeichnungen, die einen dienstlichen Bezug aufwei-
sen, auf Verlangen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung
zu stellen. Die Disziplinarkammer kann auf Antrag der diszi-
plinaraufsichtführenden Stelle die Herausgabe durch Beschluss
anordnen und zur Durchsetzung der Herausgabe ein Zwangs-
geld zugunsten des Dienstherrn festsetzen. Der Beschluss ist
unanfechtbar. Der Dienstherr kann das festgesetzte Zwangs-
geld durch Aufrechnung von den Bezügen einbehalten.

§ 35

Protokoll

(1) Bei allen Anhörungen und Beweiserhebungen ist eine
Niederschrift anzufertigen, die alle rechtserheblichen Tatsa-
chen enthalten muss.

(2) Die Niederschrift kann entweder durch Wortprotokoll oder
unmittelbare Aufnahme sowie vorläufig durch eine Tonband-
aufnahme erstellt werden. Ein Wortprotokoll ist von den betei-
ligten Personen gegenzuzeichnen. Ein Diktat ist den beteilig-
ten Personen vorzulesen; eine Tonbandaufnahme ist ihnen vor-
zuspielen. Die beteiligten Personen können darauf verzichten.
Eine vorläufige Tonbandaufnahme ist unverzüglich in eine
Niederschrift zu übertragen; dazu kann eine Hilfsperson her-
angezogen werden.

(3) Bei der Einholung von dienstlichen Auskünften sowie der
Beiziehung von Urkunden und Akten genügt die Aufnahme
eines Aktenvermerks.

§ 36

Innerdienstliche Informationen

(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Behörden-
unterlagen mit personenbezogenen Daten sowie die Erteilung
von Auskünften aus diesen Akten und Unterlagen an die mit
Disziplinarvorgängen befassten Stellen und die Verarbeitung
oder Nutzung der so erhobenen personenbezogenen Daten im
Disziplinarverfahren sind, soweit nicht andere Rechtsvorschrif-
ten dem entgegenstehen, auch gegen den Willen der beschul-
digten Person oder anderer Betroffener zulässig, wenn und
soweit die Durchführung des Disziplinarverfahrens dies erfor-
dert und überwiegende Belange der beschuldigten Person,
anderer Betroffener oder der ersuchten Stellen nicht entgegen-
stehen.

(2) Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener
Dienstherren sowie zwischen den Teilen einer Dienststelle sind
Mitteilungen über Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus
Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der Diszipli-
narorgane sowie die Vorlage hierüber geführter Akten zulässig,
wenn und soweit dies zur Durchführung des Disziplinarver-
fahrens, im Hinblick auf die künftige Übertragung von Aufga-
ben oder Ämtern an die beschuldigte Person oder im Einzelfall
aus besonderen dienstlichen Gründen erforderlich ist. Die

Belange der beschuldigten Person oder anderer Betroffener
sind zu berücksichtigen.

§ 37

Abschließende Anhörung

Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der beschuldigten
Person Gelegenheit zu geben, sich abschließend zu äußern; §
26 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Anhörung kann unterbleiben,
wenn das Disziplinarverfahren nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 oder 3
eingestellt werden soll. Einleitende und abschließende Anhö-
rung können zusammenfallen, wenn keine neuen Ermittlungen
in der Sache stattgefunden haben.

Kapitel 3 Abschlussentscheidung

§ 38

Einstellungsverfügung

(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn

1. eine Amtspflichtverletzung nicht erwiesen ist,

2. eine Amtspflichtverletzung zwar erwiesen ist, eine Diszi-
plinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt erscheint,

3. nach den §§ 21 oder 22 eine Disziplinarmaßnahme nicht
ausgesprochen werden darf oder

4. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme
aus sonstigen Gründen unzulässig ist.

Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

(2) Das Disziplinarverfahren ist ferner eingestellt, wenn

1. die beschuldigte Person stirbt,

2. das Dienstverhältnis der beschuldigten Person endet oder

3. eine ordinierte Person die Rechte aus der Ordination aus
einem anderem Grund dauerhaft verliert.

§ 39

Einstellung gegen Auflagen oder Weisungen,

Spruchverfahren

(1) Mit Zustimmung der beschuldigten Person kann die diszi-
plinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren vorläu-
fig einstellen und der beschuldigten Person Auflagen oder
Weisungen erteilen, die der Schwere der Amtspflichtverlet-
zung, dem Persönlichkeitsbild und dem bisherigen dienst-
lichen und außerdienstlichen Verhalten entsprechen und geeig-
net sind, die Zwecke eines kirchlichen Disziplinarverfahrens
ohne Verhängung einer Disziplinarmaßnahme zu erreichen.

(2) Zur Erfüllung der Auflagen oder Weisungen ist eine ange-
messene Frist zu setzen, die höchstens sechs Monate betragen
soll. Werden die Auflagen nicht erfüllt, so werden Leistungen,
die zu ihrer Erfüllung erbracht wurden, nicht erstattet. 

(3) Bei Erfüllung der Auflagen oder Weisungen stellt die dis-
ziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren end-
gültig ein. § 38 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Amts-
pflichtverletzung kann dann nicht mehr Gegenstand eines neu-
en Disziplinarverfahrens sein.

(4) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
können bestimmen, dass über die Einstellung gegen Auflagen
durch ein unabhängiges Gremium in einem Spruchverfahren
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entschieden wird, in dem auch ein Rat oder eine Empfehlung
ausgesprochen werden können.

§ 40

Disziplinarverfügung

(1) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann durch Diszipli-
narverfügung einen Verweis erteilen, eine Geldbuße auferle-
gen oder eine Kürzung der Bezüge vornehmen.

(2) Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

(3) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die von ihr
erlassene Disziplinarverfügung oder eine Nebenmaßnahme
jederzeit aufheben und die Sache neu entscheiden. Eine Ver-
schärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art und Höhe oder
die Erhebung der Disziplinarklage ist nur zulässig, wenn nach
Erlass der Disziplinarverfügung wegen desselben Sachverhalts
ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststel-
lungen ergeht, die von den der Disziplinarverfügung zugrunde
liegenden tatsächlichen Feststellungen abweichen.

§ 41

Erhebung der Disziplinarklage

Die Disziplinarmaßnahmen Zurückstufung, Amtsenthebung
zur Versetzung auf eine andere Stelle, Amtsenthebung unter
Versetzung in den Wartestand, Amtsenthebung unter Verset-
zung in den Ruhestand, Entzug der Rechte aus der Ordination
und Entfernung aus dem Dienst können nur durch das Diszi-
plinargericht verhängt werden. Sie setzen eine Disziplinarkla-
ge der disziplinaraufsichtführenden Stelle voraus.

§ 42

Verfahren bei nachträglicher Entscheidung 

im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren

(1) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Diszi-
plinarverfügung in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldver-
fahren, das wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden
ist, unanfechtbar eine Entscheidung, nach der gemäß § 21 die
Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre, ist auf Antrag der
Person, gegen die sich die Disziplinarverfügung gerichtet hat,
die Disziplinarverfügung aufzuheben und das Disziplinarver-
fahren einzustellen.

(2) Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt mit dem
Tag, an dem die Person, gegen die sich die Disziplinarverfü-
gung gerichtet hat, von der in Absatz 1 bezeichneten Entschei-
dung Kenntnis erhalten hat.

§ 43

Kostentragungspflicht

(1) Der Person, gegen die eine Disziplinarmaßnahme verhängt
wird, können die entstandenen Auslagen auferlegt werden. Bil-
det die zur Last gelegte Amtspflichtverletzung nur zum Teil die
Grundlage für die Disziplinarverfügung werden die Auslagen
in verhältnismäßigem Umfang auferlegt; dasselbe gilt, wenn
durch Ermittlungen besondere Kosten entstanden sind, deren
Ergebnis zugunsten der Person, gegen die sich das Diszipli-
narverfahren gerichtet hat, ausgefallen ist.

(2) Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der Diens-
therr die entstandenen Auslagen. Erfolgt die Einstellung trotz

Vorliegens einer Amtspflichtverletzung, können die Auslagen
der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet
hat, ganz oder teilweise auferlegt werden.

(3) Bei einem Antrag nach § 42 gilt im Falle der Ablehnung des
Antrags Absatz 1 und im Falle seiner Stattgabe Absatz 2 ent-
sprechend.

(4) Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, hat
er der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerich-
tet hat, auch die Aufwendungen zu erstatten, die zu ihrer
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren.
Hat sich die Person einer bevollmächtigten Person bedient,
sind auch deren Gebühren und Auslagen erstattungsfähig. Auf-
wendungen, die durch das Verschulden der Person, gegen die
sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, entstanden sind,
hat diese selbst zu tragen; das Verschulden einer Vertreterin
oder eines Vertreters ist ihr zuzurechnen.

(5) Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei.
Auslagen werden, vorbehaltlich abweichender Bestimmungen
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse,
nach den Bestimmungen des Verwaltungskostengesetzes des
Bundes erhoben.

(6) Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinar-
verfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrech-
nung von ihren Bezügen einbehalten werden.

Kapitel 4 Vorläufige Dienstenthebung und Einbehaltung
von Bezügen

§ 44

Zulässigkeit

(1) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die beschul-
digte Person gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens vorläufig des Dienstes entheben, wenn im
Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem
Dienst erkannt werden wird oder wenn im Falle des Vorberei-
tungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf Probe oder
auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird.
Sie kann die beschuldigte Person außerdem vorläufig ganz
oder zum Teil des Dienstes entheben, wenn ihr Verbleiben im
Dienst geeignet ist, die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des
kirchlichen Auftrages, das Ansehen der Kirche, den Dienst-
betrieb oder die Ermittlungen wesentlich zu beeinträchtigen;
sie kann ihr insbesondere ganz oder teilweise 

1. die öffentliche Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung sowie die Vornahme von Amtshandlungen untersagen,

2. vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse

a) den Vorsitz und die Geschäftsführung im Kirchenvor-
stand sowie die Geschäftsführung des Pfarramts entzie-
hen,

b) die Wahrnehmung von Mitgliedschaften in kirchlichen
Organen und Leitungsgremien solcher Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen untersagen, die der Aufsicht
der obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde unterste-
hen und

c) die Verwaltung fremder Gelder verbieten.
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(2) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann gleichzeitig
mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass
der beschuldigten Person bis zu 50 vom Hundert der monat-
lichen Bezüge einbehalten werden, wenn im Disziplinarver-
fahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt
werden wird oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder
eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Widerruf voraus-
sichtlich eine Entlassung erfolgen wird. In den übrigen Fällen
der vorläufigen Dienstenthebung können die Bezüge bis auf
den Betrag des Wartegeldes herabgesetzt werden, das zustehen
würde, wenn die beschuldigte Person zum Zeitpunkt der vor-
läufigen Dienstenthebung in den Wartestand versetzt worden
wäre.

(3) Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen eine Person im
Ruhestand oder Wartestand, kann die disziplinaraufsichtfüh-
rende Stelle gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens anordnen, dass bis zu 30 vom Hundert der
Bezüge einbehalten werden, wenn voraussichtlich auf Entfer-
nung aus dem Dienst erkannt werden wird.

(4) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die vorläufige
Dienstenthebung sowie die Einbehaltung von Bezügen jeder-
zeit ganz oder teilweise aufheben.

(5) Die Anfechtungsklage gegen die Anordnung der vorläufi-
gen Dienstenthebung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 45

Rechtswirkungen

(1) Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustellung,
die Einbehaltung von Bezügen mit dem auf die Zustellung fol-
genden Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken
sich auf alle Ämter, die die vorläufig dienstenthobene Person
inne hat.

(2) Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die
im Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprüche auf
Aufwandsentschädigung.

(3) Im Falle einer vorläufigen Dienstenthebung während eines
schuldhaften Fernbleibens vom Dienst dauert der durch das
Fernbleiben begründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit
dem Zeitpunkt, zu dem die dienstenthobene Person ihren
Dienst aufgenommen hätte, wenn sie hieran nicht durch die
vorläufige Dienstenthebung gehindert worden wäre. Der Zeit-
punkt ist von der disziplinaraufsichtführenden Stelle festzu-
stellen und der dienstenthobenen Person mitzuteilen.

(4) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von
Bezügen enden mit dem rechtskräftigen Abschluss des Diszi-
plinarverfahrens.

§ 46

Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge

(1) Die nach § 44 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge verfal-
len, wenn

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Dienst
erkannt worden oder im Falle des Vorbereitungsdienstes
oder eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Widerruf
eine Entlassung erfolgt ist,

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten staat-
lichen Strafverfahren eine Strafe verhängt worden ist, die
die Entlassung aus dem Dienstverhältnis zur Folge hat,

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des § 38 Abs. 1 Nr. 3
eingestellt worden ist und ein neues Disziplinarverfahren,
das innerhalb von drei Monaten nach der Einstellung
wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, zur
Entfernung aus dem Dienst geführt hat oder

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 38 Abs. 2
Nr. 2 oder 3 eingestellt worden ist und die disziplinarauf-
sichtführende Stelle festgestellt hat, dass die Entfernung
aus dem Dienst gerechtfertigt gewesen wäre.

(2) Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den
Fällen des Absatzes 1 unanfechtbar abgeschlossen, sind die
nach § 44 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen.
Auf die nachzuzahlenden Bezüge können Einkünfte aus
genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten angerechnet wer-
den, die aus Anlass der vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt
wurden, wenn eine Disziplinarmaßnahme verhängt worden ist
oder die disziplinaraufsichtführende Stelle feststellt, dass eine
Amtspflichtverletzung erwiesen ist. Die dienstenthobene Per-
son ist verpflichtet, über die Höhe solcher Einkünfte Auskunft
zu geben.

Teil 4 Gerichtliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1 Disziplinargerichtsbarkeit

§ 47

Disziplinargerichte

(1) Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges sind die Diszi-
plinarkammern. Die Disziplinarkammer der Evangelischen
Kirche in Deutschland wird bei dem Kirchengericht der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gebildet. Die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bilden eigene
oder gemeinsame Disziplinarkammern, sofern sie nicht die
Zuständigkeit der Disziplinarkammer der Evangelischen Kir-
che in Deutschland bestimmen.

(2) Das Disziplinargericht für den Berufungsrechtszug ist für
alle Disziplinarkammern der Disziplinarhof der Evangelischen
Kirche in Deutschland. Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland errichtet die erforderliche Zahl an Senaten und
beschließt unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, inwie-
weit sich die Zuständigkeit der Senate am Bekenntnis der
beschuldigten Person orientiert. Die Aufgaben des Diszipli-
narhofes der Evangelischen Kirche in Deutschland nimmt der
Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland
wahr.

§ 48

Zuständigkeit

Örtlich zuständig ist auch im Falle eines zwischenzeitlichen
Dienstherrnwechsels die Disziplinarkammer der disziplinar-
aufsichtführenden Stelle, die das Disziplinarverfahren einge-
leitet hat.
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§ 49

Geschäftsstellen

(1) Bei den Disziplinargerichten werden Geschäftsstellen
gebildet, zu deren Aufgaben auch die Protokollführung gehört.
Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
je für ihren Bereich.

(2) Die mit der Protokollführung beauftragte Person wird vor
Beginn ihrer Tätigkeit durch das vorsitzende Mitglied wie
folgt verpflichtet: „Ich gelobe vor Gott, das mir anvertraute
Amt treu, unparteiisch und gewissenhaft zu erfüllen und Ver-
schwiegenheit über alles zu wahren, was mir in ihm bekannt
geworden ist.“

§ 50

Berufung der Mitglieder der Disziplinargerichte

(1) Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen einer Glied-
kirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören
und zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. Zu Mitgliedern der
Disziplinargerichte können nur Personen berufen werden, die
bei Beginn der Amtszeit das 66. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben. Ihre Tätigkeit ist ein kirchliches Ehrenamt. Bei der
Berufung der Mitglieder sollen Frauen und Männer in gleich-
er Weise berücksichtigt werden.

(2) Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sind mindestens
je ein erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied zu beru-
fen. Ist das vorsitzende Mitglied in einem laufenden Verfahren
verhindert, wird es von dem beisitzenden rechtskundigen Mit-
glied vertreten. Dieses wird durch sein stellvertretendes Mit-
glied nach Satz 1 vertreten.

(3) Die Mitglieder der Disziplinarkammer der Evangelischen
Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland berufen. Das Recht der Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regelt die Berufung
der Mitglieder ihrer Disziplinarkammern.

(4) Die Mitglieder des Disziplinarhofes der Evangelischen
Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland unter Berücksichtigung von Vor-
schlagslisten der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse berufen, in denen das Bekenntnis der Vorgeschla-
genen angegeben ist.

§ 51

Verpflichtung der Mitglieder der Disziplinargerichte

(1) Die Mitglieder sind an Schrift und Bekenntnis sowie an das
in der Kirche geltende Recht gebunden. In diesem Rahmen
üben sie ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhän-
gigkeit aus. Sie haben über den ihnen bekannt gewordenen
Inhalt der anhängigen Verfahren auch nach Beendigung ihres
Amtes zu schweigen.

(2) Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder der Dis-
ziplinargerichte durch die Stellen, die sie berufen haben, wie
folgt verpflichtet: 

„Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die Heilige
Schrift und das Bekenntnis meiner Kirche und getreu dem in
der Evangelischen Kirche in Deutschland, in den Gliedkirchen
und in den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen geltenden

Recht auszuüben, nach bestem Wissen und Gewissen ohne
Ansehen der Person zu urteilen und Verschwiegenheit über
alles zu wahren, was mir in meinem Amt bekannt geworden
ist.“

§ 52

Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes eines 

Mitglieds des Disziplinargerichts

(1) Die Amtszeit des Disziplinargerichts beträgt sechs Jahre.
Die Mitglieder des Disziplinargerichts können nach Ablauf der
Amtszeit wiederberufen werden. Solange eine Neuberufung
nicht erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt.

(2) Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, erfolgt
eine Nachberufung bis zum Ablauf der regelmäßigen Amts-
zeit. 

(3) Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt niederlegen. Das Amt
endet mit Zugang der schriftlichen Mitteilung bei dem Organ,
das das Mitglied nach § 50 berufen hat. 

(4) Das Amt eines Mitglieds ist von der Stelle, die das Mitglied
berufen hat, für beendet zu erklären, wenn 

1. die rechtlichen Voraussetzungen der Berufung weggefallen
sind, 

2. es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder infol-
ge Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in das Ausland
zur Ausübung seines Amtes nicht mehr in der Lage ist, 

3. es seine Pflichten gröblich verletzt hat, 

4. das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgericht-
lichen Verfahrens eine weitere Ausübung des Amtes nicht
mehr zulässt. 

(5) Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann bis zu ihrer
Entscheidung nach Absatz 4 das vorläufige Ruhen des Amtes
anordnen. Die Entscheidung ist unanfechtbar.

(6) Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 4 und 5 ist das
Mitglied zu hören.

§ 53

Ausschluss von der Ausübung des Richteramts

Ein Mitglied des Disziplinargerichts ist von der Ausübung des
Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn 

1. es durch die Amtspflichtverletzung verletzt ist,

2. es gesetzliche Vertretung oder angehörige Person im Sinne
des § 41 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 der Zivilprozessordnung einer
durch die Amtspflichtverletzung verletzten Person oder der
beschuldigten Person ist oder war,

3. es als Zeugin oder Zeuge gehört wurde, als sachverständi-
ge Person ein Gutachten erstattet hat oder sonst in dem Dis-
ziplinarverfahren bereits tätig war, soweit es nicht als Mit-
glied der Disziplinarkammer eine Zeugenvernehmung ge-
mäß § 31 Abs. 7 durchgeführt hat, 

4. es in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten
staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren gegen die bes-
chuldigte Person beteiligt war,
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5. es ein Leitungs- oder Aufsichtsamt gegenüber der beschul-
digten Person ausübt oder ausgeübt hat oder mit der Bear-
beitung von Personalangelegenheiten dieser Person befasst
ist, 

6. es als Mitglied einer Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung oder
sonstigen Personalvertretung in dem Disziplinarverfahren
gegen die beschuldigte Person mitgewirkt hat,

7. es auf der mittleren kirchlichen Ebene demselben Pfarr-
konvent wie die beschuldigte Person angehört, 

8. gegen das Mitglied ein straf-, disziplinar- oder berufsge-
richtliches Verfahren eingeleitet wurde oder es vorläufig
des Dienstes enthoben ist oder

9. es beistehende oder bevollmächtigte Person der beschul-
digten Person war.

§ 54

Besetzung der Disziplinargerichte

(1) Die Disziplinargerichte entscheiden in der Besetzung mit
einem rechtskundigen vorsitzenden Mitglied, einem beisitzen-
den rechtskundigen und einem beisitzenden ordinierten Mit-
glied, wenn nicht das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin
oder Einzelrichter entscheidet. An Beschlüssen außerhalb der
mündlichen Verhandlung und an Gerichtsbescheiden wirken
die beisitzenden Mitglieder nicht mit. Das Recht der Gliedkir-
chen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann eine
Besetzung mit einem rechtskundigen Vorsitzenden, zwei ordi-
nierten beisitzenden und zwei nichtordinierten beisitzenden
Mitgliedern, davon mindestens einem rechtskundigen Mit-
glied, vorsehen. In Verfahren vor dem Disziplinarhof sollen die
Mitglieder jeweils demselben Bekenntnis angehören wie die
beschuldigte Person, sofern der Disziplinarhof in mehrere
Senate gegliedert ist, die sich am Bekenntnis der beschuldig-
ten Person orientieren. 

(2) In Verfahren gegen nicht ordinierte Personen tritt an die
Stelle des ordinierten beisitzenden Mitglieds ein beisitzendes
Mitglied aus der Laufbahngruppe der beschuldigten Person.
Bei einer Besetzung nach Absatz 1 Satz 3 treten an die Stelle
der ordinierten beisitzenden Mitglieder zwei beisitzende Mit-
glieder.

(3) Für die Übertragung des Rechtsstreits auf die Einzelrichte-
rin oder den Einzelrichter gilt § 6 der Verwaltungsgerichtsord-
nung. In dem Verfahren der Disziplinarklage, der Anfech-
tungsklage gegen eine Disziplinarverfügung und im Verfahren
vor dem Disziplinarhof ist eine Übertragung auf das vorsitzen-
de Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter ausgeschlos-
sen. 

(4) Das vorsitzende Mitglied der Disziplinarkammer entschei-
det, wenn die Entscheidung im vorbereitenden Verfahren
ergeht,

1. bei Zurücknahme der Klage, des Antrags oder eines Rechts-
mittels,

2. bei Erledigung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens in
der Hauptsache und

3. über die Kosten.

Ist ein Mitglied der Disziplinarkammer mit der Berichterstat-
tung beauftragt, entscheidet dieses anstelle des vorsitzenden
Mitglieds.

(5) Rechtskundige Mitglieder sind, vorbehaltlich abweichen-
der Bestimmungen der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse, Personen mit Befähigung zum Richteramt
nach dem deutschen Richtergesetz.

Kapitel 2 Disziplinarverfahren vor dem Disziplinargericht 

Abschnitt 1 Klageverfahren

§ 55

Disziplinarklage

(1) Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. Die Klage-
schrift muss den persönlichen und beruflichen Werdegang und
das Bekenntnis der Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren richtet, den bisherigen Gang des Disziplinarverfahrens,
die Tatsachen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen
wird, und die anderen Tatsachen und Beweismittel, die für die
Entscheidung bedeutsam sind, geordnet darstellen. Liegen die
Voraussetzungen des § 30 Abs. 1 vor, kann wegen der Tatsa-
chen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, auf
die bindenden Feststellungen der ihnen zugrunde liegenden
Urteile verwiesen werden.

(2) Die Disziplinarklage muss den Antrag enthalten, den die
disziplinaraufsichtführende Stelle in der mündlichen Verhand-
lung zu stellen beabsichtigt. Die Disziplinarkammer ist an die-
sen Antrag nicht gebunden.

§ 56

Nachtragsdisziplinarklage

(1) Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer anhängigen
Disziplinarklage sind, können nur durch Erhebung einer Nach-
tragsdisziplinarklage in das Disziplinarverfahren einbezogen
werden.

(2) Hält die disziplinaraufsichtführende Stelle die Einbezie-
hung neuer Handlungen für angezeigt, teilt sie dies dem Diszi-
plinargericht unter Angabe der konkreten Anhaltspunkte mit,
die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen.
Das Disziplinargericht setzt das Disziplinarverfahren vorbe-
haltlich des Absatzes 3 aus und bestimmt eine Frist, bis zu der
die Nachtragsdisziplinarklage erhoben werden kann. Die Frist
kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag der diszipli-
naraufsichtführenden Stelle verlängert werden, wenn sie diese
aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, voraussichtlich
nicht einhalten kann. Die Fristsetzung und ihre Verlängerung
erfolgen durch Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar.

(3) Das Disziplinargericht kann von einer Aussetzung des Dis-
ziplinarverfahrens nach Absatz 2 absehen, wenn die neuen
Handlungen für die Art und Höhe der zu erwartenden Diszi-
plinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen oder
ihre Einbeziehung das Disziplinarverfahren erheblich verzö-
gern würde; Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Unge-
achtet einer Fortsetzung des Disziplinarverfahrens nach Satz 1
kann wegen der neuen Handlungen bis zur Zustellung der
Ladung zur mündlichen Verhandlung oder bis zur Zustellung
eines Beschlusses nach § 63 Nachtragsdisziplinarklage erho-
ben werden. Die neuen Handlungen können auch Gegenstand
eines neuen Disziplinarverfahrens sein.

(4) Wird nicht innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist
Nachtragsdisziplinarklage erhoben, setzt das Disziplinarge-
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richt das Disziplinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen
Handlungen fort; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 57

Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte

(1) Die beschuldigte Person wird gleichzeitig mit der Zustel-
lung der Disziplinarklage oder der Nachtragsdisziplinarklage
auf die Fristen des § 58 Abs. 1 und des § 62 Abs. 2 sowie auf
die Folgen der Fristversäumung hingewiesen. Sie wird ferner
darauf hingewiesen, dass vor der Disziplinarkammer als bei-
stehende oder bevollmächtigte Person auftreten kann, wer die
Voraussetzungen des § 27 Abs. 2 erfüllt und zum sachgemäßen
Vortrag und zur Begleitung der beschuldigten Person in der
Lage ist. 

(2) Der beschuldigten Person ist mit der Ladung die Besetzung
des Disziplinargerichts mit dem Hinweis bekannt zu geben,
dass die etwaige Ablehnung eines Mitglieds des Disziplinarge-
richts unverzüglich zu erfolgen hat.

(3) § 26 Abs. 2 und § 27 gelten entsprechend.

(4) Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Vernehmung
von einem Zeugenbeistand begleiten lassen. Der Zeugenbei-
stand kann für sie Fragen beanstanden oder gemäß § 62 Abs. 4
den Ausschluss der beschuldigten Person oder die Verneh-
mung an einem anderen Ort beantragen. § 33 Abs. 2 und 3 gilt
entsprechend.

§ 58

Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens

oder der Klageschrift

(1) Bei einer Disziplinarklage hat die beschuldigte Person
wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens
oder der Klageschrift innerhalb zweier Monate nach Zustel-
lung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage geltend zu
machen.

(2) Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht innerhalb der
Frist des Absatzes 1 geltend gemacht werden, kann das Diszi-
plinargericht unberücksichtigt lassen, wenn ihre Berücksichti-
gung nach seiner freien Überzeugung die Erledigung des Dis-
ziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte Per-
son über die Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist;
dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung
glaubhaft gemacht werden.

(3) Das Disziplinargericht kann der disziplinaraufsichtführen-
den Stelle zur Beseitigung eines wesentlichen Mangels, den
die beschuldigte Person rechtzeitig geltend gemacht hat oder
dessen Berücksichtigung es unabhängig davon für angezeigt
hält, eine Frist setzen. § 56 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entspre-
chend. Wird der Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt,
wird das Disziplinarverfahren durch Beschluss des Diszipli-
nargerichts eingestellt.

(4) Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 steht einem
rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 59

Beschränkung des Disziplinarverfahrens

Das Disziplinargericht kann das Disziplinarverfahren be-
schränken, indem es solche Handlungen ausscheidet, die für

die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme
nicht oder voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die ausge-
schiedenen Handlungen können nicht wieder in das Diszipli-
narverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Vorausset-
zungen für die Beschränkung entfallen nachträglich. Werden
die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen,
können sie nach dem unanfechtbaren Abschluss des Diszipli-
narverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarver-
fahrens sein.

§ 60

Bindung an tatsächliche Feststellungen aus anderen 

Verfahren

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen
Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das über den Ver-
lust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst ent-
schieden worden ist, sind im Disziplinarverfahren, das densel-
ben Sachverhalt zum Gegenstand hat, für das Disziplinarge-
richt bindend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher Fest-
stellungen zu beschließen, die offenkundig unrichtig sind. 

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend,
können aber der Entscheidung ohne erneute Prüfung zugrunde
gelegt werden.

§ 61

Mündliche Verhandlung

(1) Die mündliche Verhandlung vor dem Disziplinargericht ist
nicht öffentlich. Sie soll mit einer geistlichen Besinnung eröff-
net werden. Das vorsitzende Mitglied kann Vertreterinnen und
Vertreter kirchlicher Stellen, insbesondere der disziplinarauf-
sichtführenden Stelle, die ein berechtigtes Interesse an der Ver-
handlung haben, zulassen. 

(2) Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Aufrechterhaltung
der Ordnung in der Sitzung.

(3) Durch Beschluss des Disziplinargerichts können die be-
schuldigte Person, Zeuginnen und Zeugen, Beistände oder
Bevollmächtigte, Zeugenbeistände, Sachverständige und bei
der Verhandlung nicht beteiligte Personen aus dem Verhand-
lungsraum verwiesen werden, wenn sie den zur Aufrechterhal-
tung der Ordnung erlassenen Weisungen nicht Folge leisten.

§ 62

Beweisaufnahme

(1) Das Disziplinargericht erhebt die erforderlichen Beweise.
Die Regelungen der § 31 Abs. 3, § 32 und § 33 Abs. 1 und 2
gelten entsprechend. Niederschriften oder Aufzeichnungen
von Beweiserhebungen des behördlichen Disziplinarverfah-
rens können in der mündlichen Verhandlung wiedergegeben
und verwertet werden, wenn die beteiligten und befragten Per-
sonen vor der Anhörung darauf hingewiesen wurden, dass die
Niederschriften oder Aufzeichnungen verwertet werden kön-
nen.

(2) Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge von der dis-
ziplinaraufsichtführenden Stelle in der Klageschrift und von
der beschuldigten Person innerhalb zweier Monate nach
Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage zu
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stellen. Ein verspäteter Antrag kann abgelehnt werden, wenn
seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Dis-
ziplinargerichts die Erledigung des Disziplinarverfahrens ver-
zögern würde und die beschuldigte Person über die Folgen der
Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwin-
gende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.

(3) Das Disziplinargericht kann eine schriftliche Beantwor-
tung der Beweisfrage anordnen, wenn es dies im Hinblick auf
den Inhalt der Beweisfrage und die Person der Zeugin oder des
Zeugen für ausreichend erachtet. Die Zeugin oder der Zeuge
sind darauf hinzuweisen, dass sie zur Vernehmung geladen
werden können. Das Disziplinargericht ordnet die Ladung an,
wenn es dies zur weiteren Klärung der Beweisfrage für not-
wendig erachtet.

(4) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeuginnen
und Zeugen oder zur Sicherung des Untersuchungszwecks
kann die beschuldigte Person für die Dauer der Vernehmung
von der Teilnahme an der Verhandlung ausgeschlossen oder
die Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet werden. Die
Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschul-
digten Person ist das Ergebnis der Vernehmung mitzuteilen.
Die Vernehmung an einem anderen Ort wird den übrigen an
der Verhandlung Beteiligten zeitgleich in Bild und Ton über-
tragen. Ihr Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt.

(5) Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können ver-
eidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche oder des glied-
kirchlichen Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtfüh-
renden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Abs. 3 Satz 2 findet
entsprechende Anwendung.

(6) Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen und Zeugen zur
Wahrheit ermahnt. Wenn sie nach Absatz 5 vereidigt werden
können, werden sie auf die Möglichkeit der Vereidigung hin-
gewiesen und über die strafrechtlichen Folgen einer unrichti-
gen oder unvollständigen Aussage belehrt.

§ 63

Entscheidung durch Beschluss

(1) Bei einer Disziplinarklage kann das Disziplinargericht,
auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, mit
Zustimmung der Beteiligten durch Beschluss

1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9) erkennen,
wenn nur ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung
der Bezüge verwirkt ist, oder

2. die Disziplinarklage abweisen.

Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten von dem
Disziplinargericht oder dem vorsitzenden Mitglied eine Frist
gesetzt werden, nach deren Ablauf die Zustimmung als erteilt
gilt, wenn nicht widersprochen wurde.

(2) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 steht einem
rechtskräftigen Urteil gleich.

(3) Über Maßnahmen der disziplinaraufsichtführenden Stelle
nach § 44 entscheidet die Disziplinarkammer endgültig durch
Beschluss.

§ 64

Entscheidung durch Urteil

(1) Das Disziplinargericht entscheidet über die Klage, wenn
das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlos-
sen wird, auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil. 

(2) Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Handlungen zum
Gegenstand der Urteilsf indung gemacht werden, die der
beschuldigten Person in der Klage oder der Nachtragsdiszipli-
narklage als Amtspflichtverletzung zur Last gelegt werden.
Das Disziplinargericht kann in dem Urteil

1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9) und Ne-
benmaßnahmen erkennen oder 

2. die Disziplinarklage abweisen.

(3) Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung prüft das
Disziplinargericht neben der Rechtmäßigkeit auch die Zweck-
mäßigkeit der angefochtenen Entscheidung. 

§ 65

Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse

(1) Soweit die disziplinaraufsichtführende Stelle die Diszipli-
narklage zurückgenommen hat, können die ihr zugrunde lie-
genden Handlungen nicht mehr Gegenstand eines Disziplinar-
verfahrens sein.

(2) Hat das Disziplinargericht unanfechtbar über die Klage
gegen eine Disziplinarverfügung entschieden, ist hinsichtlich
der dieser Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen eine
erneute Ausübung der Disziplinarbefugnisse nur wegen sol-
cher erheblicher Tatsachen und Beweismittel zulässig, die kei-
nen Eingang in das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden
haben.

Abschnitt 2 Besondere Verfahren

§ 66

Antrag auf gerichtliche Fristsetzung

(1) Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht innerhalb
von zwölf Monaten seit der Einleitung durch Einstellung oder
vorläufige Einstellung gegen Auflagen, durch Erlass einer Dis-
ziplinarverfügung oder durch Erhebung der Disziplinarklage
abgeschlossen worden, kann die beschuldigte Person bei dem
Disziplinargericht die gerichtliche Bestimmung einer Frist
zum Abschluss des Disziplinarverfahrens beantragen. Die
Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange das Disziplinarverfah-
ren nach § 29 ausgesetzt ist.

(2) Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden Abschluss
des behördlichen Disziplinarverfahrens innerhalb von zwölf
Monaten nicht vor, bestimmt das Disziplinargericht eine Frist,
in der es abzuschließen ist. Anderenfalls lehnt es den Antrag
ab. § 56 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(3) Wird das behördliche Disziplinarverfahren innerhalb der
nach Absatz 2 bestimmten Frist nicht abgeschlossen, ist es
durch Beschluss des Disziplinargerichts einzustellen. 

(4) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 steht einem
rechtskräftigen Urteil gleich.
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§ 67

Antrag auf Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung

und der Einbehaltung von Bezügen

(1) Die beschuldigte Person kann die Aussetzung der vorläufi-
gen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen beim
Disziplinargericht beantragen. Der Antrag ist beim Diszipli-
narhof zu stellen, wenn bei ihm in derselben Sache ein Diszi-
plinarverfahren anhängig ist.

(2) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von
Bezügen sind auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an ihrer
Rechtmäßigkeit bestehen.

(3) Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüssen über
Anträge nach Absatz 1 gelten die Bestimmungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung zur Änderung und Aufhebung von
Beschlüssen über Anträge zur Anordnung der aufschiebenden
Wirkung entsprechend.

Kapitel 3 Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarhof

Abschnitt 1 Berufung

§ 68

Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung, Vertretung

(1) Gegen das Urteil der Disziplinarkammer über eine Diszi-
plinarklage steht den Beteiligten die Berufung zum Diszipli-
narhof zu. Die Berufung ist bei der Disziplinarkammer inner-
halb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils
schriftlich einzulegen und zu begründen. Die Begründungs-
frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von
dem vorsitzenden Mitglied verlängert werden. Die Begrün-
dung muss einen bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen
anzuführenden Gründe der Anfechtung (Berufungsgründe)
enthalten. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, ist die
Berufung unzulässig. 

(2) Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung gegen das
Urteil der Disziplinarkammer nur zu, wenn sie von der Diszi-
plinarkammer oder dem Disziplinarhof zugelassen wird. Die
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Zulas-
sung zur Berufung gelten entsprechend.

(3) Vor dem Disziplinarhof müssen sich die Beteiligten, soweit
sie einen Antrag stellen, durch eine Person mit Befähigung
zum Richteramt oder vergleichbarer juristischer Qualifikation
vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Berufung
und für den Antrag auf Zulassung der Berufung sowie für
Beschwerden und sonstige Nebenverfahren, bei denen in der
Hauptsache Vertretungszwang besteht. § 26 Abs. 2 und § 27
Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend. 

§ 69

Berufungsverfahren

(1) Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen über
das Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkammer entspre-
chend, soweit sich aus diesem Kirchengesetz nichts anderes
ergibt. Die §§ 56 und 57 Abs. 1 werden nicht angewandt. Zeu-
ginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt
werden, soweit das Recht der Gliedkirche oder des gliedkirch-
lichen Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtführenden

Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Abs. 3 Satz 2 findet ent-
sprechende Anwendung.

(2) Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfah-
rens, die nach § 58 Abs. 2 unberücksichtigt bleiben durften,
bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksichtigt.

(3) Ein Beweisantrag, der vor der Disziplinarkammer nicht
innerhalb der Frist des § 62 Abs. 2 gestellt worden ist, kann
abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der
freien Überzeugung des Disziplinarhofes die Erledigung des
Disziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte
Person im ersten Rechtszug über die Folgen der Fristversäu-
mung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende
Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden. Beweis-
anträge, die die Disziplinarkammer zu Recht abgelehnt hat,
bleiben auch im Berufungsverfahren ausgeschlossen.

(4) Die durch die Disziplinarkammer erhobenen Beweise kön-
nen der Entscheidung ohne erneute Beweisaufnahme zugrun-
de gelegt werden.

§ 70

Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil

Der Disziplinarhof entscheidet über die Berufung, wenn das
Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen
wird, auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.

Abschnitt 2 Beschwerde

§ 71

Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde

(1) Für die Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde gel-
ten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung entspre-
chend. 

(2) Gegen Beschlüsse der Disziplinarkammer, durch die nach
§ 63 Abs. 1 über eine Disziplinarklage entschieden wird, kann
die Beschwerde nur auf das Fehlen der Zustimmung der Betei-
ligten gestützt werden.

(3) Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse der Diszi-
plinarkammer, mit denen über einen Antrag auf Aussetzung
nach § 67 entschieden wurde, gelten die Vorschriften der Ver-
waltungsgerichtsordnung über die Beschwerde gegen Be-
schlüsse im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes ent-
sprechend.

§ 72

Entscheidung des Disziplinarhofes

Der Disziplinarhof entscheidet über die Beschwerde durch
Beschluss. 

Kapitel 4 
Wiederaufnahme des gerichtlichen Disziplinarverfahrens

§ 73

Wiederaufnahmegründe

(1) Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abge-
schlossenen Disziplinarverfahrens ist zulässig, wenn
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1. in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausgesprochen
worden ist, die nach Art oder Höhe im Gesetz nicht vorge-
sehen ist,

2. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die
erheblich und neu sind,

3. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten
Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder fahrlässig falsch
abgegebenen Zeugnis oder Gutachten beruht,

4. ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das
Urteil im Disziplinarverfahren beruht, durch ein anderes
rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden ist,

5. an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitge-
wirkt hat, das sich in dieser Sache einer schweren Verlet-
zung seiner Pflichten als kirchliche Richterin oder kirch-
licher Richter schuldig gemacht hat,

6. an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitge-
wirkt hat, das von der Ausübung des Richteramts kraft
Gesetzes ausgeschlossen war, es sei denn, dass die Gründe
für den gesetzlichen Ausschluss bereits erfolglos geltend
gemacht worden waren,

7. die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet,
nachträglich glaubhaft eine Amtspflichtverletzung einge-
steht, die in dem Disziplinarverfahren nicht hat festgestellt
werden können, oder

8. im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen rechtskräf-
tigem Abschluss in einem wegen desselben Sachverhalts
eingeleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
unanfechtbar eine Entscheidung ergeht, nach der gemäß §
21 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre.

(2) Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und
Beweismittel, wenn sie allein oder in Verbindung mit den frü-
her getroffenen Feststellungen geeignet sind, eine andere Ent-
scheidung zu begründen, die Ziel der Wiederaufnahme des
Disziplinarverfahrens sein kann. Neu im Sinne des Absatzes 1
Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, die dem Disziplinarge-
richt bei seiner Entscheidung nicht bekannt gewesen sind.
Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils im Diszipli-
narverfahren in einem wegen desselben Sachverhalts eingelei-
teten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren ein rechtskräf-
tiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststellungen, die
von denjenigen tatsächlichen Feststellungen des Urteils im
Disziplinarverfahren abweichen, auf denen es beruht, gelten
die abweichenden Feststellungen des Urteils im staatlichen
Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsachen im Sinne des
Absatzes 1 Nr. 2.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die Wiederauf-
nahme des Disziplinarverfahrens nur zulässig, wenn wegen der
behaupteten Handlung eine rechtskräftige Verurteilung durch
ein staatliches Strafgericht erfolgt ist oder wenn ein staatliches
strafgerichtliches Verfahren aus anderen Gründen als wegen
Mangels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt
werden kann.

§ 74

Unzulässigkeit der Wiederaufnahme

(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil
abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist unzulässig, wenn
nach dem Eintritt der Rechtskraft 

1. ein Urteil im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren er-
gangen ist, das sich auf denselben Sachverhalt gründet und
diesen ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht rechts-
kräftig aufgehoben worden ist, oder

2. ein Urteil in einem staatlichen Strafverfahren ergangen ist,
das zu einer Entlassung aufgrund einer Straftat geführt hat
oder bei Fortbestehen des Dienstverhältnisses geführt hät-
te.

(2) Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuungun-
sten der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren
gerichtet hat, ist außerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt
der Rechtskraft des Urteils drei Jahre vergangen sind.

§ 75

Frist und Verfahren

(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens
muss bei dem Disziplinargericht, dessen Entscheidung ange-
fochten wird, binnen drei Monaten schriftlich eingereicht wer-
den. Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die oder der
Antragsberechtigte von dem Grund für die Wiederaufnahme
Kenntnis erhalten hat. In dem Antrag ist das angefochtene
Urteil zu bezeichnen und anzugeben, inwieweit es angefochten
wird und welche Änderungen beantragt werden; die Anträge
sind unter Bezeichnung der Beweismittel zu begründen. 

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über
das gerichtliche Disziplinarverfahren entsprechend, soweit
sich aus diesem Kirchengesetz nichts anderes ergibt.

§ 76

Entscheidung durch Beschluss

(1) Das Disziplinargericht kann den Antrag, auch nach der
Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss ver-
werfen, wenn es die gesetzlichen Voraussetzungen für seine
Zulassung nicht für gegeben oder ihn für offensichtlich unbe-
gründet hält.

(2) Das Disziplinargericht kann vor der Eröffnung der münd-
lichen Verhandlung mit Zustimmung der disziplinaraufsicht-
führenden Stelle durch Beschluss das angefochtene Urteil auf-
heben und die Disziplinarklage abweisen oder die Disziplinar-
verfügung aufheben. Der Beschluss ist unanfechtbar.

(3) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 sowie der Be-
schluss nach Absatz 2 stehen einem rechtskräftigen Urteil
gleich.

§ 77

Mündliche Verhandlung, Entscheidung des Disziplinarge-

richts

(1) Das Disziplinargericht entscheidet, wenn das Wiederauf-
nahmeverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird,
auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.

(2) Gegen das Urteil der Disziplinarkammer kann Berufung
nach den §§ 68 bis 70 dieses Kirchengesetzes eingelegt wer-
den.
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§ 78

Rechtswirkungen, Entschädigung

(1) Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das angefochte-
ne Urteil zugunsten der Person, gegen die sich das Diszipli-
narverfahren gerichtet hat, aufgehoben, erhält diese von dem
Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils an die
Rechtsstellung, die sie erhalten hätte, wenn das aufgehobene
Urteil der Entscheidung entsprochen hätte, die im Wiederauf-
nahmeverfahren ergangen ist. Wurde in dem aufgehobenen
Urteil auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, gilt § 78 des
Kirchenbeamtengesetzes der EKD entsprechend. 

(2) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerich-
tet hat, und die Personen, denen sie kraft Gesetzes unterhalts-
pflichtig ist, können im Falle des Absatzes 1 neben den hier-
nach nachträglich zu gewährenden Bezügen in entsprechender
Anwendung des Gesetzes über die Entschädigung für Straf-
verfolgungsmaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung
Ersatz des sonstigen Schadens vom Dienstherrn verlangen.
Der Anspruch ist innerhalb von drei Monaten nach dem rechts-
kräftigen Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens bei der
disziplinaraufsichtführenden Stelle geltend zu machen.

Kapitel 5 Kostenentscheidung im gerichtlichen 
Disziplinarverfahren

§ 79

Kostentragungspflicht

(1) Die Person, gegen die im Verfahren der Disziplinarklage
auf eine Disziplinarmaßnahme erkannt wird, trägt die Kosten
des Verfahrens. Bildet eine zur Last gelegte Amtspflichtverlet-
zung nur zum Teil die Grundlage für die Entscheidung, können
der beschuldigten Person die Kosten nur in verhältnismäßigem
Umfang auferlegt werden. Dasselbe gilt, wenn durch besonde-
re Ermittlungen im behördlichen Disziplinarverfahren, deren
Ergebnis zu Gunsten der beschuldigten Person ausgefallen ist,
besondere Kosten entstanden sind. 

(2) Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens einer
Amtspflichtverletzung aufgehoben, können die Kosten ganz
oder teilweise der Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren gerichtet hat, auferlegt werden.

(3) Wird das Disziplinarverfahren nach § 66 Abs. 3 eingestellt,
trägt der Dienstherr die Kosten des Verfahrens.

(4) Im Übrigen gelten für die Kostentragungspflicht der Betei-
ligten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung.

(5) Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinar-
verfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrech-
nung von ihren Bezügen einbehalten werden. 

§ 80

Erstattungsfähige Kosten

(1) Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebührenfrei. Aus-
lagen werden nach den Bestimmungen des Gerichtskostenge-
setzes erhoben.

(2) Kosten im Sinne des § 79 sind auch die zur zweckentspre-
chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendi-
gen Aufwendungen der Beteiligten einschließlich der Kosten
des behördlichen Disziplinarverfahrens.

(3) Die gesetzlichen Gebühren und Auslagen einer Rechtsan-
wältin oder eines Rechtsanwalts sind stets erstattungsfähig.

Teil 5 Unterhaltsbeitrag, Begnadigung

§ 81

Unterhaltsbeitrag

(1) Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so kann die
Entscheidung des Disziplinargerichts bestimmen, dass der aus
dem Dienstverhältnis entfernten Person, soweit sie dessen
würdig erscheint und bedürftig ist, für die Dauer von sechs
Monaten ein Unterhaltsbeitrag in Höhe von höchstens 70 vom
Hundert der Bezüge, die ihr bei Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung zustanden, gewährt wird. Eine Einbehaltung
von Bezügen im Zusammenhang mit einer vorläufigen Dienst-
enthebung nach § 44 Abs. 2 bleibt unberücksichtigt. Personen,
die sich bei Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung im Ruhe-
stand befinden, erhalten keinen Unterhaltsbeitrag, soweit sie
aufgrund ihrer Beschäftigung im kirchlichen Dienstverhältnis
in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert waren. 

(2) Die Entscheidung kann die Gewährung des Unterhaltsbei-
trags über sechs Monate hinaus auf längstens ein Jahr verlän-
gern, soweit dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu ver-
meiden; die Umstände sind durch die Empfängerin oder den
Empfänger glaubhaft zu machen. 

(3) Der Dienstherr kann der aus dem Dienstverhältnis entfern-
ten Person zur Vermeidung einer Nachversicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung unwiderruflich einen Unter-
haltsbeitrag in Höhe der gesetzlichen Rente gewähren, die auf-
grund einer Nachversicherung zustehen würde.

(4) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn die
aus dem Dienstverhältnis entfernte Person wieder in ein öffent-
lich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis berufen wird.

§ 82

Zahlung des Unterhaltsbeitrags

(1) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 81 beginnt,
soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, zum
Zeitpunkt des Verlustes der Bezüge.

(2) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags an Personen im Ruhe-
stand steht unter dem Vorbehalt der Rückforderung, soweit für
denselben Zeitraum eine Rente auf Grund der Nachversiche-
rung gewährt wird. Zur Sicherung des Rückforderungsan-
spruchs ist eine entsprechende Abtretungserklärung abzuge-
ben.

(3) In der Entscheidung kann bestimmt werden, dass ein Un-
terhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird,
zu deren Unterhalt die aus dem Dienstverhältnis entfernte Per-
son verpflichtet ist. Nach Rechtskraft der Entscheidung kann
dies die disziplinaraufsichtführende Stelle bestimmen. § 81
Abs. 2 gilt entsprechend.
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(4) Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Erwerbs-
ersatzeinkommen im Sinne der gemeinsamen Vorschriften für
die Sozialversicherung angerechnet. Die aus dem Dienst ent-
fernte Person ist verpflichtet, der obersten Dienstbehörde alle
Änderungen in ihren Verhältnissen, die für die Zahlung des
Unterhaltsbeitrags bedeutsam sein können, unverzüglich anzu-
zeigen. Wird gegen diese Pflicht schuldhaft verstoßen, soll der
Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wirkung für die Ver-
gangenheit entzogen werden. Die Entscheidung trifft die ober-
ste Dienstbehörde.

§ 83

Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung 

von Amtspflichtverletzungen oder Straftaten

(1) Die zuletzt disziplinaraufsichtführende Stelle kann einer
aus dem Dienstverhältnis entfernten Person die Gewährung
einer monatlichen Unterhaltsleistung zusagen, wenn die Per-
son gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen und
Geschenken verstoßen und ihr Wissen über Tatsachen offen-
bart hat, deren Kenntnis dazu beigetragen hat, Amtspflichtver-
letzungen oder Straftaten zu verhindern oder über ihren eige-
nen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachversicherung ist
durchzuführen, sofern nicht § 81 Abs. 3 eingreift.

(2) Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei erneu-
tem Eintritt in den öffentlichen oder kirchlichen Dienst sowie
bei späterer Verwirklichung eines Tatbestandes der §§ 76, 77
und 79 Abs. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD. Der
hinterbliebene Ehegatte erhält 55 vom Hundert der Unterhalts-
leistung, wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem Dienst
die Ehe bereits bestanden hatte. Die Zusage einer Unterhalts-
leistung an andere unterhaltsberechtigte, bedürftige Personen
steht im Ermessen der obersten Dienstbehörde.

§ 84

Begnadigung

Durch Begnadigung können getroffene Disziplinarmaßnah-
men gemildert oder erlassen werden. Die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich, wer das
Begnadigungsrecht ausübt.

Teil 6 Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 85

Anwendung der Vorschriften über den Wartestand

Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften über Pfarre-
rinnen und Pfarrer oder Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte im Wartestand, so sind in Anwendung dieses Kirchenge-
setzes die Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland über den Wartestand
entsprechend anzuwenden.

§ 86

Übergangsbestimmungen

(1) Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarver-
fahren und Wiederaufnahmeverfahren werden bis zur Vollstre-
ckung nach bisherigem Recht fortgeführt. Eine nach diesem
Kirchengesetz zulässige Disziplinarmaßnahme darf wegen
einer vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes begange-

nen Amtspflichtverletzung nur verhängt werden, wenn sie
auch nach dem zur Zeit ihrer Begehung geltenden Recht zuläs-
sig war.

(2) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren nach
dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes, gelten die Bestim-
mungen dieses Gesetzes.

(3) Die Frist für das Verwertungsverbot nach § 23 und ihre
Berechnung für die Disziplinarmaßnahmen, die vor dem
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes verhängt worden sind,
bestimmen sich nach diesem Gesetz.

(4) Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes besetzt wurden, bleiben bis zum
Ablauf ihrer Amtszeit unverändert im Amt. Für sie gelten die
bisherigen Vorschriften für die Besetzung, Zuständigkeiten
und Abstimmungsverhältnisse fort. Wird die Zuständigkeit der
Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutschland
erklärt oder zusammen mit anderen Gliedkirchen oder glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen die Zuständigkeit einer
gemeinsamen Disziplinarkammer begründet, so gelten die Sät-
ze 1 und 2 nur für solche Verfahren, die bei Änderung der
Zuständigkeit bereits gerichtshängig waren.

§ 87

Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Disziplinargesetz der Evangelischen
Kirche in Deutschland vom 9. November 1995 (ABl.EKD S.
561, 1996 S. 82), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 6.
November 2003 (ABl.EKD S. 408) außer Kraft. Soweit in wei-
ter geltenden Bestimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene
Bestimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses
Kirchengesetzes an deren Stelle.

(3) Dieses Kirchengesetz tritt für die Vereinigte Evangelisch-
Lutherische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen in
Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kir-
che Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Den Zeitpunkt,
zu dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.

§ 88

Außerkrafttreten

Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands
kann dieses Kirchengesetz jederzeit für sich und ihre Gliedkir-
chen außer Kraft setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu wel-
chem Zeitpunkt das Kirchengesetz außer Kraft getreten ist.

Ulm, den 28. Oktober 2009

Die Präses der Synode der Evangelischen Kirche in
Deutschland

Kat r i n  Gör ing -Ecka rd t
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RS 832

Kirchengesetz
zur Ergänzung des Disziplinargesetzes der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Ergänzungsgesetz zum Disziplinargesetz – 

DGErgG)
vom 6. März 2010

Die Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche in Braun-
schweig hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird:

§ 1

(zu § 2 DG.EKD)

Dieses Kirchengesetz gilt für die in § 2 Absatz 1 und 2
DG.EKD genannten Personen, soweit sie in einem von diesen
Vorschriften erfassten Rechtsverhältnis zu einem kirchlichen
Rechtsträger im Sinne der Verfassung der Ev.-luth. Landeskir-
che in Braunschweig stehen oder zum Zeitpunkt der Amts-
pflichtverletzung gestanden haben.

§ 2

(zu § 4 DG.EKD)

Disziplinaraufsichtsführende Stelle ist die Kirchenregie-
rung. Für die Durchführung des behördlichen Disziplinarver-
fahrens (Befugnisse nach Teil 3, Kapitel 2 DG.EKD) ist das
Landeskirchenamt zuständig. Nach Beendigung der Ermitt-
lungen legt das Landeskirchenamt das Ermittlungsergebnis
der Kirchenregierung zur Abschlussentscheidung vor.

§ 3

(zu § 47 DG.EKD)

Das Disziplinargericht des ersten Rechtszuges ist die bei
dem Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen errichtete Disziplinarkammer.

§ 4

(zu § 84 DG.EKD)

Das Begnadigungsrecht übt die Kirchenregierung aus.

§ 5

Inkrafttreten / Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt an dem Tage in Kraft, an dem das
Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland
(DG.EKD) für die VELKD und ihre Gliedkirchen in Kraft tritt.

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz zur Ergänzung des Kir-
chengesetzes der VELKD über die Amtszucht vom 10. Juni
1985 (ABl. S. 115) außer Kraft.

(3) Das Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes ist vom Landes-
kirchenamt im Landeskirchlichen Amtsblatt bekannt zu ma-
chen.

Wolfenbüttel, den 6. März 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r
Landesb i s cho f

RS 441

Bekanntmachung 
der Neufassung des Kirchenbeamtengesetzes 

der EKD 
Vom 25. Januar 2010

Im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland,
Heft 2, Jahrgang 2010 ist auf Seite 31 die Neufassung des Kir-
chenbeamtengesetzes der EKD veröffentlicht. Dieses wird
hiermit zur Kenntnis gegeben. In diesem Zusammenhang wird
auf die nachfolgend abgedruckte Änderung des Kirchengeset-
zes zur Ergänzung des Kirchenbeamtengesetzes vom 6. März
2010 verwiesen.

Wolfenbüttel, 31. März 2010

Landeskirchenamt

Vol lbach
Obe r l andesk i r chen ra t

Bekanntmachung
der Neufassung des Kirchenbeamtengesetzes 

der EKD
Vom 25. Januar 2010

Auf Grund des Artikels 2 des Kirchengesetzes vom 28.
Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 347) wird nachstehend der
Wortlaut des Kirchenbeamtengesetzes der EKD in der seit dem
1. Januar 2010 geltenden Fassung bekannt gemacht. Die Neu-
fassung berücksichtigt:

1. das am 1. Januar 2006 in Kraft getretene Kirchengesetz
vom 10. November 2005 (ABl. EKD 2005 S. 551),

2. das am 9. November 2006 in Kraft getretene Kirchengesetz
vom 8. November 2006 (ABl. EKD 2006 S. 515),

3. den am 1. Januar 2010 in Kraft getretenen Artikel 1 des ein-
gangs genannten Kirchengesetzes.

Hannover, den 25. Januar 2010

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  Ba r th
P rä s iden t
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Kirchengesetz 

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von ihrem Herrn
Jesus Christus erhalten hat. Alle in den Dienst der Kirche
Berufenen wirken an der Erfüllung dieses Auftrags mit. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten stehen in einem
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Kirchen-
beamtenverhältnis). 

§ 2 

Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, über die die Evangelische Kirche in Deutschland, eine
Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die
Aufsicht führt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren)
besitzen das Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu
haben (Dienstherrnfähigkeit), soweit das Recht der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der glied-

kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Ein-
schränkungen vorsieht. 

§ 3 

Funktionsvorbehalt 

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, wer
überwiegend kirchliche Aufsichtsbefugnisse ausüben oder
überwiegend andere Aufgaben von besonderer kirchlicher Ver-
antwortung wahrnehmen soll. 

Teil 2 
Das Kirchenbeamtenverhältnis 

Kapitel 1 
Allgemeines 

§ 4 

Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte,

Vorgesetzte, Dienstaufsicht 

(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
sind jeweils die in § 2 Absatz 1 genannten Rechtsträger. Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten eines Dienstherrn nach
§ 2 Absatz 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse neben dem Dienst-
herrn auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge und Schutz;
die Treuepflicht dieser Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten besteht auch gegenüber der aufsichtsführenden Kirche. 

(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten ist die oberste Behörde ihres Dienstherrn, in
dessen Dienstbereich sie ein Amt bekleiden. 

(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamten-
rechtliche Entscheidungen über die persönlichen Angelegen-
heiten der ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten zuständig sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die
ihnen für ihre dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen kön-
nen. 

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde
üben die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes
und der Regelungen aus, die die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich treffen. 

§ 5 

Dienst bei mehreren Rechtsträgern 

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem Kir-
chenbeamten besetzbare Stelle für mehrere Rechtsträger nach
§ 2 Absatz 1, so können die Rechtsträger einvernehmlich
regeln, wer Dienstherr sein soll. Treffen die Rechtsträger keine
einvernehmliche Regelung, so ist der Dienstherr derjenige
Rechtsträger, für den überwiegend Aufgaben wahrzunehmen
sind. 

(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder des
Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit den anderen betei-
ligten Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechtsträger können
gemeinsam eine Dienstanweisung erlassen; im Übrigen
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obliegt die Dienstaufsicht jedem Rechtsträger für seinen
Bereich. 

(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im
Einverständnis des Dienstherrn von einem anderen Rechtsträ-
ger nach § 2 Absatz 1 einen besonderen Auftrag, so gilt Absatz
2 entsprechend. 

(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen den
beteiligten Rechtsträgern und unterstehen diese derselben
obersten Dienstbehörde, so entscheidet diese. 

§ 6 

Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet werden 

1. auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 über-
nommen werden sollen, 

2. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kirchenbe-
amtenverhältnis auf Lebenszeit eine Probezeit abzuleisten
ist, 

3. auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten ist
oder vorübergehend Aufgaben nach § 3 übernommen wer-
den sollen, oder 

4. auf Zeit, wenn auf Grund besonderer kirchenrechtlicher
Bestimmungen Aufgaben nach § 3 für eine bestimmte Zeit
übernommen werden sollen. 

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit gelten
die Vorschriften über das Kirchenbeamtenverhältnis auf
Lebenszeit entsprechend, sofern nicht die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich anderes durch Kir-
chengesetz bestimmen. 

(3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3
kann ein Kirchenbeamtenverhältnis im Ehrenamt begründet
werden. Das Nähere zu den Kirchenbeamtenverhältnissen im
Ehrenamt regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich durch Kirchengesetz. 

(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung
mittelbarer Kirchenbeamtenverhältnisse und öffentlich-recht-
licher Ausbildungsverhältnisse vorsehen. 

Kapitel 2 
Ernennung 

§ 7 

Begründung und Veränderung des 

Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Ein-
stellung), 

2. zur Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein
solches anderer Art, 

3. zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung), 

4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbe-
zeichnung und mit anderem Endgrundgehalt, 

5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbe-
zeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe. 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernen-
nungsurkunde. Die Urkunde muss enthalten: 

1. bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses die
Worte „unter Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis“
mit dem die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses be-
stimmenden Zusatz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf
Widerruf“, „auf Zeit“ mit der Angabe der Zeitdauer der Be-
rufung, „im Ehrenamt“, „im mittelbaren Dienstverhältnis“
oder „im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis“, 

2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in
ein solches anderer Art den diese Art bestimmenden Zusatz
nach Nummer 1, 

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung. 

(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Absatz 2
vorgeschriebenen Form, so liegt eine Ernennung nicht vor.
Fehlt im Falle der Begründung eines Kirchenbeamtenver-
hältnisses nur der die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses
bestimmende Zusatz, so gilt das begründete Kirchenbeamten-
verhältnis als ein solches auf Widerruf. 

§ 8 

Voraussetzungen 

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des kirchlichen Dienstes auszuwählen. 

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden,
wer 

1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in
Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21
Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland) ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb des
Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen in seine
pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaubwür-
digkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht
beeinträchtigt wird, 

3. die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt
und die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abgelegt
hat, 

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

5. nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus gesund-
heitlichen Gründen bei der Erfüllung der Dienstpflichten
wesentlich beeinträchtigt ist. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstliches
Interesse besteht und es mit der künftigen Amtsstellung ver-
einbar ist, von den Voraussetzungen nach Absatz 2 Nummer 1,
3 und 4 Befreiung erteilen. Befreiung darf nur erteilt werden
im Falle des 
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1. Absatz 2 Nummer 1, wenn die sich bewerbende Person
einer Kirche angehört, die mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsge-
meinschaft steht, 

2. Absatz 2 Nummer 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbe-
werberinnen oder Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen,
die sich bewerbende Person die erforderliche Befähigung
durch Lebens- und Berufserfahrung erworben hat und ein
besonderes dienstliches Interesse an ihrer Einstellung
besteht. 

(4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer das 27.
Lebensjahr vollendet und sich während einer Probezeit
bewährt hat. Von dem Erfordernis der Probezeit kann abgese-
hen werden, wenn dieses im kirchlichen Interesse liegt. 

(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens
nach fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln,
wenn die kirchenbeamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür
erfüllt sind. Die Frist verlängert sich um die Zeit einer Beur-
laubung ohne Dienstbezüge. 

§ 9 

Wirksamkeit der Ernennung 

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der
Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde aus-
drücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung auf
einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit
unwirksam. 

(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Arbeits-
verhältnis zum Dienstherrn. 

§ 10 

Nichtigkeit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzuständi-
gen Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist von
Anfang an als wirksam anzusehen, wenn die zuständige Stelle
sie schriftlich genehmigt. 

(2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kir-
chengesetzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen
Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist von An-
fang an als wirksam anzusehen, wenn die andere Stelle sie
schriftlich genehmigt. 

(3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn die ernannte Person
zum Zeitpunkt der Ernennung 

1. nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche
in Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in
Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21
Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland) war und eine Befreiung nach § 8 Absatz 3
Nummer 1 nicht erteilt worden ist, oder 

2. ganz oder teilweise unter Betreuung nach den Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuches stand. 

(4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist die-
ser der ernannten Person mitzuteilen und ihr jede weitere Füh-
rung der Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtigkeit nach

Absatz 1 oder 2 aber erst, wenn die Genehmigung versagt wor-
den ist. 

§ 11 

Rücknahme der Ernennung 

(1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung
herbeigeführt wurde, 

2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbrechen
oder ein Vergehen begangen hatte, das sie für die Berufung
in das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen
lässt, oder 

3. die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht die
Fähigkeit zur Bekleidung kirchlicher oder anderer öffent-
licher Ämter hatte. 

(2) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn nicht
bekannt war, dass die ernannte Person in einem rechtlich
geordneten Verfahren aus einem kirchlichen oder anderen
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war
oder ihr die Versorgungsbezüge oder die mit der Ordination
verliehenen Rechte aberkannt worden waren. 

(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle kann die Rück-
nahme nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
Kenntnis des Rücknahmegrundes erklären. Vor der Rücknah-
me ist die ernannte Person zu hören. Die Erklärung ist ihr
innerhalb der Frist unter Angabe der Gründe zuzustellen. 

§ 12 

Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen 

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass
die Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die gezahlten
Dienstbezüge können belassen werden. 

(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen
worden, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 Absatz 4)
oder bis zur Zustellung der Rücknahmeerklärung (§ 11 Absatz
3) vorgenommenen Amtshandlungen der ernannten Person in
gleicher Weise gültig, als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder
ein Kirchenbeamter ausgeführt hätte. 

§ 13 

Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein anderes Amt
mit höherem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung
verliehen wird. Einer Beförderung steht es gleich, wenn ohne
Änderung der Amtsbezeichnung ein anderes Amt mit höherem
Endgrundgehalt übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein
anderes Amt übertragen wird. 

(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 Absatz
1 vorzunehmen. 

(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1. während der Probezeit, 

– 90 –



2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung, 

3. vor Ablauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, es sei
denn, dass das bisherige Amt nicht durchlaufen zu werden
braucht. 

(4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung der Laufbahn zu
durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen werden. 

(5) Die oberste Dienstbehörde kann in den Fällen des Absatzes
3 Nummer 1 und 2 Ausnahmen zulassen, wenn ein Ausgleich
für berufliche Verzögerungen, die durch die Geburt oder die
tatsächliche Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren eintreten würden, geschaffen werden soll. Entsprechendes
gilt für den Ausgleich beruflicher Verzögerungen infolge der
tatsächlichen Pflege eines nach ärztlichem Gutachten pflege-
bedürftigen sonstigen Angehörigen. 

(6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht. 

Kapitel 3 
Laufbahnen und Amtsbezeichnungen 

§ 14 

Laufbahnbestimmungen 

(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglichkei-
ten, Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten im Sin-
ne des Laufbahnrechts können die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse durch Rechtsverordnung je für ihren
Bereich regeln. 

(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen werden,
sind die Vorschriften der Bundeslaufbahnverordnung in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. 

§ 15 

Amtsbezeichnungen 

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten werden von der Evangelischen Kirche in
Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
Zusammenschlüssen je für ihren Bereich geregelt. 

(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt ver-
wendet wird, das eine bestimmte Befähigung voraussetzt und
einen bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten verliehen werden, die ein sol-
ches Amt bekleiden. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand
führen die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „im Wartestand“
(„i. W.“), solche im Ruhestand mit dem Zusatz „im Ruhestand“
(„i. R.“). 

(4) Die oberste Dienstbehörde kann früheren Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten erlauben, die Amtsbezeichnung mit
dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) sowie die im Zusammen-
hang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis
kann widerrufen werden, wenn die frühere Kirchenbeamtin
oder der frühere Kirchenbeamte sich ihrer als nicht würdig
erweist. 

Kapitel 4 
Personalakten 

§ 16 

Personalaktenführung 

(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten ist
eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln
und vor unbefugter Einsicht zu schützen. 

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kirchen-
beamtin oder den Kirchenbeamten betreffen, soweit sie mit
dem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusam-
menhang stehen; hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte,
personenbezogene Daten (Personalaktendaten). Unterlagen,
die besonderen, von der Person und dem Dienstverhältnis
sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere Prü-
fungsakten, sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die
Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist in die
Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller Teilakten aufzu-
nehmen. Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch
dies in der Grundakte zu vermerken. 

(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personal-
verwaltung oder Personalwirtschaft verwendet werden. Soweit
in diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, richten
sich Verarbeitung und Nutzung sowie die Übermittlung der
Personalaktendaten nach dem Kirchengesetz über den Daten-
schutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland in der
jeweils geltenden Fassung. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Beschwer-
den, Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren Aufnah-
me in die Personalakte zu hören; ihre Äußerung ist zur Perso-
nalakte zu nehmen. Anonyme Schreiben dürfen nicht in die
Personalakte aufgenommen werden. 

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewer-
tungen sind, falls sie 

1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit
Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeam-
ten unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen und zu
vernichten, 

2. für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ungün-
stig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf
eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen und zu ver-
nichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch erneute Sachver-
halte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die Einleitung
eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens
unterbrochen. Stellt sich der erneute Vorwurf als unbegründet
oder falsch heraus, gilt die Frist als nicht unterbrochen. 

(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil
einer Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte aus dem Bundes-
zentralregister sind mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder
des Kirchenbeamten nach drei Jahren zu entfernen und zu ver-
nichten. Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
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(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für
ihren Bereich die Fristen nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 und
Absatz 6 Satz 1 durch Kirchengesetz verlängern. 

§ 17 

Einsichts- und Auskunftsrecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, ein Recht auf
Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt ebenso für
die von ihnen beauftragten Ehepartnerinnen, Ehepartner, Kin-
der und Eltern. 

(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für
Hinterbliebene, Erbinnen und Erben, wenn ein berechtigtes
Interesse glaubhaft gemacht wird, und für deren Bevollmäch-
tigte. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht
auf Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezo-
gene Daten über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis ver-
arbeitet oder genutzt werden, soweit kirchengesetzlich nichts
anderes bestimmt ist. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn
die Daten der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten mit
Daten Dritter oder mit Daten, die nicht personenbezogen sind
und deren Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auf-
trags gefährden könnte, derart verbunden sind, dass ihre Tren-
nung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand
möglich ist. In diesem Fall ist den Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in
die Ausbildungs- und Prüfungsakten regeln die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Ein-
sicht gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen, können auf Kosten der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten Kopien gefertigt werden. 

(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht
gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterlie-
gen der Amtsverschwiegenheit nach § 24. 

(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfah-
rens und die Unterrichtung über die Erhebung und Speiche-
rung personenbezogener Daten für diese Akten regelt das Dis-
ziplinarrecht. 

Teil 3 
Amt und Rechtsstellung 

Kapitel 1 
Pflichten 

§ 18 

Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren Dienst in
Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen
der Kirche auszuüben. Sie haben die ihnen obliegenden Pflich-

ten mit voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft
zu erfüllen. Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Dien-
stes so zu verhalten, dass das Vertrauen in ihre pflichtgemäße
Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrneh-
mung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird. 

§ 19 

Gelöbnis 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben folgendes
Gelöbnis abzulegen: „Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrau-
ten Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den
Ordnungen der Kirche auszuüben, die mir obliegenden Pflich-
ten mit voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft
zu erfüllen und mein Leben so zu führen, dass das Vertrauen in
meine pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht
beeinträchtigt wird.“ 

(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung abgelegt
werden. 

§ 20 

Beratungs- und Gehorsamspflicht 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vorgesetz-
ten zu beraten und zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, die
von diesen erlassenen Anordnungen und allgemeinen Richtli-
nien zu befolgen. Dies gilt nicht für Anordnungen, deren Aus-
führung erkennbar Schrift und Bekenntnis widersprechen wür-
de oder erkennbar strafbar oder ordnungswidrig ist. Es gilt fer-
ner nicht in Fällen, in denen Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte nach besonderer gesetzlicher Vorschrift nur dem
Gesetz unterworfen und an Anordnungen nicht gebunden sind. 

§ 21 

Verantwortlichkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die Recht-
mäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen verantwortlich. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Bedenken
gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen unver-
züglich bei der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten geltend
zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, so haben sie
sich, wenn ihre Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fortbeste-
hen, an die nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöheren
Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt diese oder dieser die Anord-
nung schriftlich, so muss sie ausgeführt werden; § 20 bleibt
unberührt. Von der eigenen Verantwortung sind die Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten in diesem Fall befreit. 

(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die soforti-
ge Ausführung der Anordnung mit der Begründung, diese sei
wegen Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so gilt Absatz 2
Satz 3 und 4 entsprechend. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von einem der
in § 2 Absatz 1 Satz 2 genannten Dienstherren ernannt sind,
genügen ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, indem sie ihre
Bedenken demjenigen Organ vortragen, das ihren Dienstherrn
im Rechtsverkehr vertritt. 
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§ 22 

Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen in dienst-
lichen Angelegenheiten, an denen sie selbst oder Angehörige
beteiligt sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für geistliche
Amtshandlungen. 

(2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die
nach den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes
des Bundes als Angehörige anzusehen sind. 

§ 23 

Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle kann einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeam-
ten aus zwingenden dienstlichen Gründen die Führung der
Dienstgeschäfte ganz oder teilweise verbieten. Das Verbot
erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen
die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ein Diszi-
plinarverfahren oder ein auf Rücknahme der Ernennung oder
auf Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder Ent-
lassung gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist. 

(2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte soll vor
Erlass des Verbots gehört werden. 

§ 24 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, über die ihnen
bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheim-
haltung bedürfen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne Ein-
willigung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle über Ange-
legenheiten nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht noch
außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ein-
willigung kann versagt werden, wenn durch die Aussage
besondere kirchliche Interessen gefährdet würden. 

§ 25 

Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen
der oder des Dienstvorgesetzten, der oder des letzten Dienst-
vorgesetzten oder der von dieser oder diesem bestimmten Stel-
le amtliche Schriftstücke, Aufzeichnungen jeder Art über
dienstliche Vorgänge und Gegenstände mit Bezug zu dienst-
lichen Vorgängen herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung
trifft ihre Hinterbliebenen, Erbinnen und Erben. 

§ 26 

Annahme von Zuwendungen 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, persönliche
Zuwendungen in Bezug auf ihr Amt nur mit Zustimmung der

obersten Dienstbehörde, der letzten obersten Dienstbehörde
oder der von ihr bestimmten Stelle annehmen. Das Nähere
können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich regeln. 

§ 27 

Politische Betätigung und Mandatsbewerbung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei politi-
scher Betätigung und bei Äußerungen zu Fragen des öffent-
lichen Lebens die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, wel-
che die Rücksicht auf ihr Amt gebietet. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Verei-
nigung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu
ihrem Amt treten oder in der Ausübung des Dienstes wesent-
lich behindert werden. 

(3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewerbung und der Ausü-
bung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan oder einem
kommunalen Vertretungsorgan oder der Wahl zur kom-
munalen Wahlbeamtin oder zum kommunalen Wahlbeamten
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
Bereich durch Kirchengesetz. 

§ 28 

Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet,
ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus
Dienst zu tun, wenn dienstliche Verhältnisse dies erfordern und
sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. Ein Aus-
gleich von Mehrarbeit kann im Rahmen der Bestimmungen
nach Absatz 1 vorgesehen werden. 

§ 29 

Fernbleiben vom Dienst 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem Dienst
nicht ohne Einwilligung fernbleiben, es sei denn, dass sie
wegen Krankheit oder aus anderen zwingenden Gründen dar-
an gehindert sind, ihre Dienstpflichten zu erfüllen. Sie haben
die Verhinderung unverzüglich anzuzeigen. Die Dienstunfä-
higkeit wegen Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen. 

(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte schuld-
haft ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die Dauer der Abwe-
senheit den Anspruch auf Dienstbezüge. Die oberste Dienstbe-
hörde stellt den Verlust der Dienstbezüge fest und teilt dies der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mit. Die Einlei-
tung eines Disziplinarverfahrens wird dadurch nicht ausge-
schlossen. 

§ 30 

Wohnung und Aufenthalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Woh-
nung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahr-
nehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt werden. 
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(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so können sie
angewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten
Entfernung von ihrer Dienststelle zu nehmen oder eine Dienst-
wohnung zu beziehen. 

(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, so
können sie angewiesen werden, sich während der dienstfreien
Zeit so in der Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten, dass sie
leicht erreicht werden können. 

§ 31 

Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder
ihrem Dienstvorgesetzten mitzuteilen, wenn in einem straf-
rechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder Straf-
befehl erlassen wird. Sie haben das Ergebnis eines solchen
Verfahrens anzuzeigen und die strafgerichtliche Entscheidung
vorzulegen. 

§ 32 

Amtspflichtverletzungen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verletzen ihre
Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes
schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen. 

(2) Die Folgen von Amtspflichtverletzungen nach Absatz 1
richten sich nach dem Disziplinarrecht. 

§ 33 

Schadensersatz 

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte vor-
sätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so
haben sie dem Dienstherrn den daraus entstehenden Schaden
zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem Anderen
Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Kirchenbeamtin oder
ein Kirchenbeamter die Amtspflicht verletzt hat. 

(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte
den Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamt-
schuldnerisch. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von
dem Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr Kenntnis von dem
Schaden und der Person der oder des Ersatzpflichtigen erlangt
hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der
Begehung der Handlung an. 

(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte dem
Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Erstattungsanspruch
gegen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Kirchen-
beamtin oder den Kirchenbeamten abzutreten. 

Kapitel 2 
Rechte 

§ 34 

Fürsorgepflicht des Dienstherrn 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf
Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behinde-

rungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre
Person in Schutz zu nehmen. 

§ 35 

Unterhalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Anspruch
auf angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, insbe-
sondere durch Gewährung von Besoldung und Versorgung
sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen.
Das Nähere sowie die Erstattung von Reise- und Umzugskos-
ten regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung
bedarf eines Kirchengesetzes. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienst-
bezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfändung unterliegen.
Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehal-
tungsrecht gegenüber Ansprüchen auf Dienstbezüge nur inso-
weit geltend machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschrän-
kung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf Schadenersatz wegen
vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht. 

§ 36 

Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte oder
deren Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden
Leistungen, zu denen der Dienstherr während einer auf der
Körperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit
oder infolge der Körperverletzung oder der Tötung verpflich-
tet ist, nur gewährt, wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte
auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung oder der
Tötung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug
abgetreten werden. 

(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum
Nachteil der berechtigten Person geltend gemacht werden. 

§ 37 

Schäden bei Ausübung des Dienstes 

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstun-
fall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstän-
de, die üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitge-
führt werden, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden
gekommen, so kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprü-
che Ersatz geleistet werden. 

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Kirchenbe-
amtin oder des Kirchenbeamten herbeigeführt worden ist. 

§ 38 

Urlaub 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jährlich
Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Leistungen des
Dienstherrn zu. 

(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub ge-
währt werden. 
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(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungsmäßiger
kirchlicher Organe bedürfen sie keines Urlaubs. Müssen sie
zur Ausübung eines solchen Amtes dem Dienst fernbleiben, so
haben sie dies der oder dem Dienstvorgesetzten vorher anzu-
zeigen. 

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung. 

§ 39 

Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz,

Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht 

Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit,
Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz und für die Schwerbehin-
derten sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im
Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeamtinnen und
Bundesbeamte entsprechend, soweit nicht die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich andere Rege-
lungen treffen. 

§ 40 

Dienstzeugnis 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Beendi-
gung des Kirchenbeamtenverhältnisses, im Übrigen bei Nach-
weis eines berechtigten Interesses, einen Anspruch auf Ertei-
lung eines Dienstzeugnisses über die Art und Dauer der von
ihnen bekleideten Ämter durch die letzte Dienstvorgesetzte
oder den letzten Dienstvorgesetzten. Das Dienstzeugnis muss
auf Verlangen auch über die ausgeübte Tätigkeit und die Leis-
tungen Auskunft geben. 

Kapitel 3 
Personalentwicklung 

§ 41 

Förderung, Fortbildung 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sorgen nach
Maßgabe ihres Rechts für die Förderung und Entwicklung der
Gaben ihrer Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßga-
be der jeweils geltenden Bestimmungen der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse berechtigt und verpflichtet, an
Maßnahmen zur Personalentwicklung, insbesondere zur Fort-
bildung, teilzunehmen. 

§ 42 

Beurteilung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßga-
be des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
beurteilt. 

Kapitel 4 
Nebentätigkeiten 

§ 43 

Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Nebentä-
tigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches
oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn dies mit
ihrem Amt und mit der gewissenhaften Erfüllung ihrer Dienst-
pflichten vereinbar ist und kirchliche Interessen nicht ent-
gegenstehen. 

§ 44 

Angeordnete Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet,
auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten oder der ober-
sten Dienstbehörde eine Nebentätigkeit im kirchlichen Interes-
se auch ohne Vergütung zu übernehmen, soweit sie die erfor-
derliche Eignung dafür besitzen und die Übernahme ihnen
zugemutet werden kann. 

(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes
oder mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses
endet die Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Einzelfall
nichts anderes bestimmt wird. 

§ 45 

Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres
Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten Dienstbehörde über-
nommenen Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan
einer juristischen Person haftbar gemacht werden, haben gegen
den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen
Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflich-
tig, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte auf Ver-
langen einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat. 

§ 46 

Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur
Übernahme einer Nebentätigkeit der Einwilligung durch die
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die
Einwilligung kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit
Auflagen versehen erteilt werden. Jede wesentliche Änderung
der Nebentätigkeit ist unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn
die Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht mehr vorliegen.
Ein Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbesondere vor,
wenn zu besorgen ist, dass die Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Kirchenbeamtin
oder des Kirchenbeamten so stark in Anspruch nimmt, dass
die gewissenhafte Erfüllung der Dienstpflichten behindert
werden kann, 

2. die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen
Widerstreit mit den Dienstpflichten bringen kann, 
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3. geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und der Glaubwür-
digkeit ihres Dienstes zu schaden. 

§ 47 

Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige bedürfen folgen-
de Nebentätigkeiten: 

1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pfleg-
schaft bei Angehörigen, 

2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehöri-
gen, 

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten unterliegenden Vermö-
gens, 

4. die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Berufsin-
teressen oder anderen Berufsverbänden, 

5. die Übernahme von Ehrenämtern, 

6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissen-
schaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit, 

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutachter-
tätigkeit. 

(2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige bedürfen Neben-
tätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7, wenn sie nicht nur
gelegentlich ausgeübt werden. 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stel-
le kann aus begründetem Anlass verlangen, dass die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte über eine Nebentätigkeit
nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren Art und
Umfang, schriftlich Auskunft erteilt. 

(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit
nach Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienstbehörde oder
der von ihr bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein Ver-
sagungsgrund nach § 46 Absatz 2 gegeben ist. Sofern es zur
sachgerechten und gewissenhaften Erfüllung der Dienstpflich-
ten erforderlich ist, kann die Nebentätigkeit auch bedingt,
befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestattet werden. 

§ 48 

Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen
können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
Bereich durch Rechtsverordnung treffen. In der Rechtsverord-
nung kann insbesondere bestimmt werden, 

1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder
mehrere Nebentätigkeiten die Voraussetzung des § 46
Absatz 2 Nummer 1 in der Regel als erfüllt gilt; 

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
mit Dienstbezügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus
Nebentätigkeiten ganz oder teilweise an den Dienstherrn
abzuführen; 

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienst-
herrn unverzüglich nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres

eine Abrechnung über die Vergütungen und geldwerten
Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben; 

4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte zur Ausübung von Nebentätigkeiten Ein-
richtungen, Personal oder Material des Dienstherrn in An-
spruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt
hierfür zu entrichten ist. 

Teil 4 
Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Kapitel 1 
Freistellung (Beurlaubung und Teildienst) 

§ 49 

Grundbestimmung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag
ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung ganz frei-
gestellt werden (Beurlaubung). 

(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmun-
gen auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst). 

§ 50 

Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Le-
benszeit oder auf Probe sind, soweit besondere kirchliche oder
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu
beurlauben, wenn sie 

1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder 

2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sonstige
Angehörige 

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Vorausset-
zungen ist Teildienst zu bewilligen. 

(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehr-
fach gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung
nach § 51 die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten. 

(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 sollen
auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zuge-
mutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen. Wird dem Antrag stattgegeben, so muss der Widerruf
oder die Änderung spätestens sechs Monate nach der Antrag-
stellung wirksam werden. 

(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Ver-
bindung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg durch
geeignete Maßnahmen erleichtert werden. 

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch
Kirchengesetz je für ihren Bereich abweichende Regelungen
treffen. 
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§ 51 

Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf
Lebenszeit oder auf Probe können 

1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder 

2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des Ruhestan-
des erstrecken muss beurlaubt werden, soweit kirchliche
oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Die Beur-
laubung darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung
nach § 50, die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschrei-
ten. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf
Lebenszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst bewilligt
werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht ent-
gegenstehen. Der Teildienst kann der Dauer und dem Umfang
nach nachträglich beschränkt werden, soweit besondere dienst-
liche oder kirchliche Interessen dies erfordern. 

(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1
und 2 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden,
wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht
mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe nicht
entgegenstehen. 

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch
Kirchengesetz je für ihren Bereich Regelungen über den
Altersteildienst und über eine Sabbatzeit treffen. 

§ 52 

Informationspflicht und Benachteiligungsverbot 

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so
sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten schriftlich
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen. 

(2) Teildienst darf das berufliche Fortkommen nicht beein-
trächtigen; eine unterschiedliche Behandlung von Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten im Teildienst gegenüber sol-
chen mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwin-
gende sachliche Gründe sie rechtfertigen. 

§ 53 

Nebentätigkeit während der Freistellung 

Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur
solche Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem Zweck der
Beurlaubung oder des Teildienstes nicht zuwiderlaufen. 

§ 54 

Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung 

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten die mit dem ihnen verliehe-
nen Amt verbundenen oder persönlich übertragenen Aufgaben.
Das Dienstverhältnis dauert fort; alle Anwartschaften, die im
Zeitpunkt der Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt.
Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vorschriften über
die Berücksichtigung von Zeiten einer Beurlaubung ohne
Dienstbezüge bleiben unberührt. 

(2) Während einer Beurlaubung unterstehen die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten dem Disziplinarrecht ihres Diens-
therrn. 

(3) Ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge wäh-
rend der Zeit einer Beurlaubung richtet sich nach den Rege-
lungen, die die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich treffen. 

§ 55 

Verfahren 

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die damit
verbundenen Regelungen entscheidet die oberste Dienstbehör-
de oder die von ihr bestimmte Stelle. 

(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn kein
anderer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Monats, in
dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Ent-
scheidung mitgeteilt wird. Bei Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten im Schul- und Hochschuldienst sollen der Be-
ginn und das Ende einer Freistellung oder eine Änderung der-
selben jeweils auf den Beginn und das Ende eines Schulhalb-
jahres oder eines Semesters festgesetzt werden. 

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der Frei-
stellung zu stellen. 

Kapitel 2 
Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung 

§ 56 

Abordnung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn ein
dienstliches Bedürfnis besteht, ganz oder teilweise zu einer
ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienst-
stelle abgeordnet werden. 

(2) Aus dienstlichen Gründen können Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte ganz oder teilweise auch zu einer nicht ihrem
Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn ihnen
die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbil-
dung oder Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch die
Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit dem-
selben Endgrundgehalt entspricht, zulässig. Die Abordnung
nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der Einwilligung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten und der obersten Dienstbe-
hörde, wenn sie die Dauer von zwei Jahren übersteigt. 

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der
Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
und der obersten Dienstbehörde. Abweichend von Satz 1 ist die
Abordnung auch ohne Einwilligung der Kirchenbeamtin oder
des Kirchenbeamten zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem
Amt mit demselben Endgrundgehalt auch einer gleichwertigen
oder anderen Laufbahn entspricht und die Abordnung die Dau-
er von zwei Jahren nicht übersteigt. 

(4) Für die Dauer der Abordnung finden die Vorschriften des
abordnenden Dienstherrn weiterhin Anwendung, wenn die
beteiligten Dienstherren nichts anderes vereinbaren. Zur Zah-
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lung der Dienstbezüge ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu
dem die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte abgeordnet
ist. 

§ 57 

Zuweisung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können im kirch-
lichen Interesse mit ihrer Einwilligung ganz oder teilweise
befristet oder unbefristet einer Einrichtung oder einem Diens-
therrn außerhalb des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes
zugewiesen werden. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienststel-
le, die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organisierte
Einrichtung der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird,
kann auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt entspre-
chende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen werden,
wenn ein besonderes kirchliches Interesse dies erfordert. 

(3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kirchen-
beamten bleibt unberührt. Der Einrichtung oder dem Diens-
therrn nach den Absätzen 1 und 2 können Dienstvorgesetzten-
und Vorgesetztenbefugnisse übertragen werden; ausgenom-
men sind die Befugnisse nach §§ 56 bis 85. 

(4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchenbe-
amtin oder der Kirchenbeamte die Planstelle verliert. Im Falle
der Zuweisung unter Verlust der Planstelle erfolgt nach Been-
digung der Zuweisung eine Einweisung in eine der früheren
entsprechenden Planstelle.§ 60 Absatz 1 gilt entsprechend. 

(5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter aus
einer Zuweisung nach den Absätzen 1 oder 2 anderweitig
Bezüge, so werden diese auf die Besoldung angerechnet. In
besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde von der
Anrechnung ganz oder teilweise absehen. 

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen
der Einwilligung der obersten Dienstbehörde. 

§ 58 

Versetzung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können versetzt
werden, wenn sie dies beantragen oder ein dienstliches
Interesse besteht. Vor einer Versetzung auf Grund eines
dienstlichen Interesses sind sie zu hören. Eine Versetzung
bedarf nicht ihrer Einwilligung, wenn das neue Amt 

1. zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und 

2. derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört
wie das bisherige Amt und 

3. mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist;
Stellenzulagen gelten dabei nicht als Bestandteile des
Grundgehalts. 

(2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchen-
beamten bei einer Versetzung im Bereich desselben Diens-
therrn bedarf es auch nicht, wenn wegen 

1. der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder 

2. einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufga-
ben einer kirchlichen Körperschaft oder Dienststelle oder
bei Zusammenlegungen 

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch,
wenn das neue Amt einer anderen Laufbahn derselben Lauf-
bahngruppe angehört als das bisherige Amt oder die Verset-
zung zu einem anderen Dienstherrn innerhalb der Zuständig-
keit der obersten Dienstbehörde erfolgt. Vor der Versetzung
sind die Beteiligten zu hören. § 60 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der
Absätze 1 und 2 wird die Versetzung von dem abgebenden im
Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn und mit
Einwilligung der obersten Dienstbehörde verfügt; das Einver-
ständnis ist schriftlich zu erklären. In der Versetzungsverfü-
gung ist zum Ausdruck zu bringen, dass das Einverständnis
vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird mit dem neuen
Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisheri-
gen. Auf die Rechtsstellung der Versetzten sind die im Bereich
des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, so haben sie an
Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teilzu-
nehmen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte, denen noch kein Amt verliehen worden ist, ent-
sprechend. 

§ 59 

Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein Pfarr-
dienstverhältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches
Interesse besteht. In diesem Fall wird das Kirchenbeam-
tenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt. Die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind vorher zu hören,
wenn sie die Umwandlung nicht beantragt haben. 

Kapitel 3 
Wartestand 

§ 60 

Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit können in den Wartestand versetzt werden, wenn
kirchliche Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, in
ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder
mit anderen zusammengelegt werden und die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte weder weiterverwendet noch nach §
58 Absatz 2 versetzt werden kann. 

(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb von drei
Monaten nach dem Inkrafttreten der Maßnahme nach Absatz 1
zulässig. 

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
kann vorsehen, dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
auf Lebenszeit oder auf Zeit in den Wartestand versetzt werden
können, wenn ein gedeihliches Wirken in dem bisherigen Amt
nicht gewährleistet ist und sie weder weiterverwendet noch
versetzt werden können. 
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§ 61 

Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren 

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle verfügt. Die
Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zu-
rückgenommen werden. 

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein
späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats,
in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Ver-
setzung in den Wartestand mitgeteilt wird. 

(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung
in den Wartestand nicht beendet. Die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn des Wartestan-
des die Planstelle. In den Wartestand Versetzte erhalten War-
testandsbezüge nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchen-
gesetzlichen Bestimmungen. 

(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an die Stelle des
bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche. 

§ 62 

Verwendung im Wartestand 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stel-
le kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Warte-
stand jederzeit einen Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher
Aufgaben, die ihrer Vorbildung entsprechen, erteilen. Die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind verpflichtet, die-
sem Auftrag Folge zu leisten. Auf die persönlichen Verhält-
nisse ist in angemessenen Grenzen Rücksicht zu nehmen. 

(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz
2 schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des
Fernbleibens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus diesem
Dienst und auf Wartestandsbezüge. 

(3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Warte-
stand voll beschäftigt, so werden die ihnen aus der Beschäfti-
gung zustehenden Bezüge auf die Wartestandsbezüge ange-
rechnet. 

§ 63 

Wiederverwendung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand kön-
nen vor Vollendung des 63. Lebensjahres jederzeit wieder zum
Dienst berufen werden. Sie sind verpflichtet, einer erneuten
Berufung zum Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen Besoldung
nach der Besoldungsgruppe gewährt wird, aus der sich die
Wartestandsbezüge errechnen. § 62 Absatz 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 

§ 64 

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit im
Wartestand können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den
Ruhestand versetzt werden. In den Fällen des § 60 Absatz 1
können sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijähri-
ge Wartestandszeit endet, auch gegen ihren Willen in den
Ruhestand versetzt werden. In den Fällen des § 60 Absatz 3

sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige
Wartestandszeit endet, in den Ruhestand zu versetzen. 

(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen Auf-
trag nach § 62 Absatz 1 gehemmt. 

(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt. 

§ 65 

Ende des Wartestandes 

Der Wartestand endet 

1. mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63), 

2. mit der Versetzung oder dem Eintritt in den Ruhestand 
(§§ 64, 66 ff.) oder 

3. mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 
(§ 75). 

Kapitel 4 
Ruhestand 

§ 66 

Eintritt in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in den Ruhe-
stand, in dem sie die Regelaltersgrenze erreichen. Sie errei-
chen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 67. Lebensjah-
res. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Schul- und
Hochschuldienst treten mit Ablauf des Schulhalbjahres oder
des Semesters in den Ruhestand, in dem sie die Regelalters-
grenze erreichen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, errei-
chen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Lebens-
jahres. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf
Lebenszeit oder auf Zeit, die nach dem 31. Dezember 1946
geboren sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben: 

Geburtsjahr Anhebung Altersgrenze
um Monate Jahr Monat

1947 1 65 1

1948 2 65 2

1949 3 65 3

1950 4 65 4

1951 5 65 5

1952 6 65 6

1953 7 65 7

1954 8 65 8

1955 9 65 9

1956 10 65 10

1957 11 65 11

1958 12 66 0

1959 14 66 2

1960 16 66 4

1961 18 66 6

1962 20 66 8

1963 22 66 10
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(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz eine abwei-
chende Regelaltersgrenze festsetzen. 

(4) Besteht neben einem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit
ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem anderen
Dienstherrn fort, so treten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte bei dem freistellenden Dienstherrn nach Maßgabe des bei
ihm geltenden Rechts in den Ruhestand. 

(5) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die oberste
Dienstbehörde den Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten um jeweils
längstens ein Jahr bis zu insgesamt drei Jahren hinausschie-
ben; bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul-
und Hochschuldienst geschieht dies unter Berücksichtigung
des Ablaufs des Schulhalbjahres oder des Semesters. 

§ 67 

Ruhestand auf Antrag 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit können auch ohne Nachweis der Dienstunfähig-
keit auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
wenn sie 

1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 

2. schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehinder-
tenrechts sind und das 62. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit, die schwerbehindert im Sinne des staatlichen
Schwerbehindertenrechts sind und vor dem 1. Januar 1952
geboren sind, können auf ihren Antrag in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit, die schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwer-
behindertenrechts sind und nach dem 31. Dezember 1951
geboren sind, wird die Altersgrenze wie folgt angehoben: 

Geburtsjahr Anhebung Altersgrenze
Geburtsmonat um Monate Jahr Monat

1952 

Januar 1 60 1

Februar 2 60 2

März 3 60 3

April 4 60 4

Mai 5 60 5

Juni – Dezember 6 60 6

1953 7 60 7

1954 8 60 8

1955 9 60 9

1956 10 60 10

1957 11 60 11

1958 12 61 0

1959 14 61 2

1960 16 61 4

1961 18 61 6

1962 20 61 8

1963 22 61 10

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für
ihren Bereich durch Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen,
die von den in den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen
abweichen. 

§ 68 

Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit
oder auf Zeit sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie
infolge ihres körperlichen Zustandes oder aus gesundheit-
lichen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd
unfähig (dienstunfähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch
dann angenommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst geleistet
wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb weiterer
sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit erlangt wird. 

(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgesehen wer-
den, wenn ein anderes Amt derselben oder einer gleichwerti-
gen Laufbahn mit mindestens demselben Endgrundgehalt
übertragen werden kann und wenn zu erwarten ist, dass die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte den gesundheitlichen
Anforderungen des neuen Amtes genügt; zum Endgrundgehalt
gehören auch Amtszulagen und ruhegehaltfähige Stellenzula-
gen. Zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand kann
unter Beibehaltung des Amtes auch eine geringerwertige
Tätigkeit innerhalb derselben Laufbahngruppe übertragen
werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist
und die Wahrnehmung der neuen Aufgaben unter Berücksich-
tigung der bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist. 

§ 69 

Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
im Falle des § 68 Absatz 1 die Versetzung in den Ruhestand, so
wird die Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, dass die oder
der Dienstvorgesetzte die Kirchenbeamtin oder den Kirchen-
beamten in der Regel auf Grund eines ärztlichen, amtsärzt-
lichen oder vertrauensärztlichen Gutachtens für dauernd unfä-
hig erklärt, die Amtspflichten zu erfüllen. Die für die Verset-
zung in den Ruhestand zuständige Stelle ist an die Erklärung
nicht gebunden; sie kann auch andere Beweise erheben. 

(2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte im
Falle des § 68 Absatz 1 die Versetzung in den Ruhestand nicht,
so teilt die oder der Dienstvorgesetzte der Kirchenbeamtin
oder dem Kirchenbeamten oder der Vertretung nach dem
Betreuungsgesetz unter Angabe der Gründe mit, dass eine Ver-
setzung in den Ruhestand beabsichtigt sei. Die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte oder die Vertretung nach dem Betreu-
ungsgesetz können innerhalb eines Monats Einwendungen
erheben. Nach Ablauf der Frist entscheidet die für die Verset-
zung in den Ruhestand zuständige Stelle mit Einwilligung der
obersten Dienstbehörde über die Versetzung in den Ruhestand.
Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte kann dienstlich
verpflichtet werden, ein ärztliches, amtsärztliches oder ver-
trauensärztliches Gutachten über die Dienstfähigkeit vorzule-
gen oder sich, falls dies für erforderlich gehalten wird, auch
ärztlich beobachten zu lassen. Entzieht sich die Kirchenbeam-
tin oder der Kirchenbeamte trotz wiederholter schriftlicher
Aufforderung ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung,
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sich untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann er oder
sie so behandelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit amts-
ärztlich festgestellt worden wäre. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden die Dienstbezüge mit
dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhe-
stand der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mitge-
teilt wird, einbehalten, soweit sie das Ruhegehalt übersteigen. 

§ 70 

Begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse nichts anderes bestimmt, soll von der Versetzung in
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit abgesehen werden,
wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte unter Bei-
behaltung des Amtes ihre oder seine Dienstpflichten noch
während mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit). 

(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herab-
zusetzen. Mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten ist auch eine eingeschränkte Verwendung in
einer nicht dem bisherigen Amt entsprechenden Tätigkeit
möglich. 

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchenbeam-
tin oder des Kirchenbeamten nach Absatz 2 soll abgesehen
werden, wenn nach § 68 Absatz 2 ein anderes Amt oder eine
geringerwertige Tätigkeit übertragen werden kann. 

(4) § 69 Absatz 2, 3 und § 72 gelten entsprechend. 

§ 71 

Allgemeine Voraussetzung 

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus, dass
ein Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der jeweils gel-
tenden kirchengesetzlichen Bestimmungen gegeben ist. 

§ 72 

Verfahren und Rechtsfolgen 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die
Ernennung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer
Abordnung nach § 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand
durch den abordnenden Dienstherrn im Einvernehmen mit
dem aufnehmenden Dienstherrn. Im Falle der Zuweisung nach
§ 57 wird das Einvernehmen mit der Einrichtung oder dem
Dienstherrn hergestellt. Besteht neben einem Kirchenbeam-
tenverhältnis auf Zeit ein öffentlich-rechtliches Dienstverhält-
nis bei einem anderen Dienstherrn fort, so erfolgt die Verset-
zung in den Ruhestand durch den freistellenden Dienstherrn
im Einvernehmen mit dem Dienstherrn auf Zeit. 

(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchen-
beamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ruhestan-
des zurückgenommen werden. 

(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt
bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen von den Fällen
der §§ 66 und 67, mit dem Ende des Monats, in dem die Ver-
setzung in den Ruhestand mitgeteilt wird. 

(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an die Stelle des
bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche. 

(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten zur Dienstleistung. Sie
erhalten Versorgungsbezüge nach den jeweils geltenden kir-
chengesetzlichen Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im
Übrigen bleibt ihnen ihre Rechtsstellung erhalten. 

§ 73 

Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand
können vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als Schwerbe-
hinderte im Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts
vor Vollendung der Altersgrenze nach § 67 Absatz 1 und 2
jederzeit wieder zum Dienst berufen werden, wenn die Grün-
de für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind; das
Gleiche gilt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im
Ruhestand, die nach § 64 in den Ruhestand versetzt wurden,
wenn die Gründe für die Versetzung in den Wartestand wegge-
fallen sind. Sie sind verpflichtet, einer erneuten Berufung in
den Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen ein gleichwertiges
Amt übertragen werden soll und zu erwarten ist, dass sie den
gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügen.
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch ein Amt
ihrer früheren Laufbahn mit einer geringerwertigen Tätigkeit
übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht
möglich ist und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe
unter Berücksichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die sich seit fünf
Jahren im Ruhestand befinden und die die Regelaltersgrenze
innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren erreichen werden,
können nur mit ihrer Zustimmung erneut in den Dienst beru-
fen werden. 

§ 74 

Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen auf Probe

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind in
den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Ver-
letzung oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes
Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes
zugezogen haben, dienstunfähig (§ 68) geworden sind. 

(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus
anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. Die Entschei-
dung trifft die oberste Dienstbehörde. 

(3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende Anwendung. 

Teil 5 
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 75 

Grundbestimmung 

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den Tod
durch 

1. Entlassung oder 

2. Entfernung aus dem Dienst. 
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§ 76 

Entlassung kraft Gesetzes 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Geset-
zes entlassen, wenn sie 

1. aus der Kirche austreten, 

2. den Dienst ohne Zustimmung des Dienstherrn aufgeben
oder nach Ablauf einer Beurlaubung trotz Aufforderung
durch den Dienstherrn nicht wieder aufnehmen, 

3. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu
einem anderen Dienstherrn treten, sofern gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist oder die für die Ernennung zuständige
Stelle keine andere Regelung trifft, 

4. nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung ver-
loren haben, soweit die Ordination Voraussetzung für ihr
bisheriges Amt war. 

(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet darü-
ber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, und stellt
den Tag der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses
fest. 

(3) Absatz 1 Nummer 1 findet keine Anwendung, wenn die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit Einwilligung der
obersten Dienstbehörde im unmittelbaren Zusammenhang mit
dem Kirchenaustritt Mitglied einer Kirche wird, die mit der
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder
einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und
Abendmahlsgemeinschaft steht. 

§ 77 

Entlassung wegen einer Straftat 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßga-
be des Absatzes 2 kraft Gesetzes entlassen, wenn sie in einem
ordentlichen Strafverfahren durch Urteil eines deutschen
Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe
von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden
sind. 

(2) Die Entlassung aus dem Dienst wird rechtswirksam einen
Monat nach amtlicher Kenntnis der einleitenden Stelle von der
Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, spätestens einen
Monat nach Zugang der amtlichen Mitteilung bei der einlei-
tenden Stelle, wenn nicht die einleitende Stelle nach den
Bestimmungen des Disziplinarrechts vor Ablauf dieser Frist
aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet
hat oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Diszipli-
narverfahrens beantragt oder beschlossen worden ist. Es
besteht kein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines
Disziplinarverfahrens. 

(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt,
so tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit der
Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in den Warte-
stand, soweit sie oder er sich nicht bereits auf Grund anderer
Regelungen im Warte-oder Ruhestand befindet. 

§ 78 

Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens 

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus dem
Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem strafgericht-
lichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig durch eine Ent-
scheidung ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, so gilt das
Kirchenbeamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte wird, sofern die Al-
tersgrenze noch nicht erreicht ist und zumindest begrenzte
Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entsprechend der
früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Einweisung in eine Stel-
le werden die bisherigen Dienstbezüge gezahlt. 

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens festge-
stellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren eingeleitet wor-
den, so verliert die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
den Anspruch auf Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn auf Ent-
fernung aus dem Dienst erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des
Disziplinarurteils können die Ansprüche nicht geltend ge-
macht werden. 

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss sich auf
die ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein
anderes Arbeitseinkommen oder einen Unterhaltsbeitrag
anrechnen lassen; hierüber ist Auskunft zu geben. 

§ 79 

Entlassung ohne Antrag 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen,
wenn sie 

1. sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen, 

2. bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen Anspruch auf
Ruhegehalt haben, 

3. sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft an-
schließen, die nicht mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsge-
meinschaft steht. 

(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 wird mit
der Zustellung der Entlassungsverfügung wirksam. Die Ent-
lassung nach Absatz 1 Nummer 2 wird mit Ablauf des Monats,
der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten zugestellt worden
ist, wirksam. 

§ 80 

Entlassung auf Verlangen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können jederzeit
ihre Entlassung verlangen. Das Verlangen muss dem Diens-
therrn schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann zu-
rückgenommen werden, solange die Entlassungsverfügung der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten noch nicht zuge-
gangen ist. 

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszu-
sprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie läng-
stens bis drei Monate – bei Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten im Schul- und Hochschuldienst längstens bis
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zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters – hinaus-
geschoben werden. 

(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann mit
der Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, in das Kir-
chenbeamtenverhältnis zurückzukehren. Sie kann befristet
werden und setzt voraus, dass im Zeitpunkt der Rückkehr die
für die Übertragung eines Amtes erforderlichen persönlichen
Voraussetzungen gegeben sind. Das Nähere regeln die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

§ 81 

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind kraft
Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer Amtszeit nicht
für eine weitere Amtszeit berufen werden und wenn das bishe-
rige Kirchenbeamtenverhältnis nicht in ein solches anderer Art
umgewandelt wird. Sie sind auch entlassen, wenn sie in einem
neben dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit fortbestehen-
den öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bei einem anderen
Dienstherrn in den Ruhestand treten oder in den Ruhestand
versetzt werden. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit können
im Einvernehmen mit dem freistellenden Dienstherrn vorzei-
tig entlassen werden, wenn die oberste Dienstbehörde des
Dienstherrn auf Zeit feststellt, dass die Voraussetzungen einer
Versetzung in den Wartestand nach § 60 vorliegen. 

§ 82 

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Pro-
be die Regelaltersgrenze so sind sie mit dem Ende des Monats,
in den dieser Zeitpunkt fällt, entlassen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind,
soweit nicht durch Rechtsvorschrift der Evangelischen Kirche
in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu entlassen,
wenn 

1. sie sich in der Probezeit nicht bewähren, 

2. sie eine Amtspflichtverletzung begehen, für die eine Maß-
nahme unzureichend ist, auf die durch Disziplinarverfü-
gung erkannt werden kann, 

3. sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand versetzt
werden. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe können
entlassen werden, wenn kirchliche Körperschaften oder
Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufga-
ben wesentlich geändert oder mit anderen zusammengelegt
werden und die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf
Probe weder weiterverwendet noch nach § 58 Absatz 2 versetzt
werden können. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 und 3 und des
Absatzes 3 ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei einer Be-
schäftigungszeit von 

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss, 

2. mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss, 

3. mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines
Kalendervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätig-
keit im Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe im Bereich der-
selben obersten Dienstbehörde. 

§ 83 

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf

Widerruf

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf kön-
nen jederzeit entlassen werden. § 82 Absatz 4 gilt entspre-
chend. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den
Vorbereitungsdienst abzuleisten und die für ihre Laufbahn vor-
geschriebene Prüfung abzulegen. Mit der Ablegung der Prü-
fung endet das Kirchenbeamtenverhältnis, soweit nichts ande-
res bestimmt ist. 

§ 84 

Verfahren und Rechtsfolgen 

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zuständi-
gen Stelle verfügt, in den Fällen der §§ 76 und 77 der Zeitpunkt
der Entlassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit nichts anderes
bestimmt ist, wird sie mit der Zustellung der Verfügung wirk-
sam. 

(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung been-
det worden, haben die früheren Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten keinen Anspruch mehr auf Besoldung, Ver-
sorgung oder sonstige Leistungen, soweit nicht die Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich gesetzlich
etwas anderes bestimmt haben. Wird die Entlassung im Laufe
eines Kalendermonats wirksam, so kann ihnen die für den Ent-
lassungsmonat gezahlte Besoldung oder Versorgung belassen
werden. 

(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder
unter Auflagen als laufende oder als Einmalzahlung gewährt
werden. Die Amts- oder Dienstbezeichnung und die im
Zusammenhang mit dem Amt oder Dienst verliehenen Titel
dürfen nur weitergeführt werden, wenn die Erlaubnis nach § 15
Absatz 4 hierzu erteilt worden ist. 

§ 85 

Entfernung aus dem Dienst 

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinar-
recht geregelt. 

Teil 6 
Rechtsschutz und Verfahren 

§ 86 

Allgemeines Beschwerderecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können Anträge
und Beschwerden vorbringen. Dabei haben sie den Dienstweg
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einzuhalten. Der Beschwerdeweg steht ihnen bis zur obersten
Dienstbehörde offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorge-
setzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so kann sie bei
dem nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingelegt wer-
den. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 87 

Rechtsweg, Vorverfahren 

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist nach
Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den
Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen
Verwaltungsgerichten eröffnet. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln je für ihren
Bereich, ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorverfahren
erforderlich ist. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Abord-
nung, Zuweisung, Versetzung oder Versetzung in den Warte-
stand haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 88 

Leistungsbescheid 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen können nach Maßgabe
ihres Rechts Ansprüche aus Kirchenbeamtenverhältnissen
durch Leistungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit,
einen Anspruch durch Erhebung einer Klage zu verfolgen,
bleibt unberührt. 

§ 89 

Zustellungen 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse nichts anderes bestimmt, kann die Zustellung von
Schriftstücken, die nach diesem Gesetz oder nach anderen
kirchlichen Bestimmungen zuzustellen sind, geschehen 

1. bei der Zustellung durch die Behörde durch Übergabe an
die Empfängerin oder den Empfänger gegen Empfangsbe-
stätigung; wird die Annahme des Schriftstückes oder die
Unterschrift unter die Empfangsbestätigung verweigert, so
gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der Weigerung als zuge-
stellt, wenn eine Niederschrift über den Vorgang zu den
Akten gebracht ist, 

2. bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebenen
Brief mit Rückschein oder durch Postzustellung mit Zustel-
lungsurkunde, oder 

3. durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt des jeweili-
gen Dienstherrn oder der aufsichtsführenden Kirche, wenn
der Aufenthalt der Empfängerin oder des Empfängers nicht
zu ermitteln ist. 

(2) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse nichts anderes bestimmt, kann sich auf die Verletzung
von Formvorschriften bei der Zustellung nicht berufen, wer
das zuzustellende Schriftstück nachweislich auf andere Weise
erhalten hat. Dies gilt nicht, wenn mit der Zustellung eine Frist
für die Erhebung einer Klage beginnt. 

Teil 7 
Sondervorschriften 

§ 90 

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 

Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die
Ordination gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis
unmittelbar. Im Übrigen gelten für Ordinierte im Kirchen-
beamtenverhältnis diejenigen Vorschriften des Pfarrdienst-
rechts entsprechend, durch die nähere Regelungen über die
Wahrnehmung von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und zur Sakramentsverwaltung sowie über
Beschränkungen in der Ausübung dieses Auftrages und Rechts
getroffen werden. 

§ 91 

Kirchenleitende Organe und Ämter 

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für Inha-
berinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, die in einem
Kirchenbeamtenverhältnis stehen, können die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
abweichende Regelungen treffen. 

(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse be-
stimmt für den jeweiligen Bereich, wer Mitglied eines kir-
chenleitenden Organs ist und wer ein kirchenleitendes Amt
innehat. 

§ 92 

Kirchenbeamtenvertretungen 

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften
sind nach Maßgabe des jeweils geltenden Rechts der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse Vertreterinnen und Vertreter
der Kirchenbeamtenschaft zu beteiligen. Zu diesem Zweck
können Kirchenbeamtenvertretungen gebildet werden. Das
Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich. 

Teil 8 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 93 

Zuständigkeiten 

(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständig-
keit bestimmt ist, ist die jeweilige oberste kirchliche Verwal-
tungsbehörde zuständig. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
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schlüsse können die in diesem Kirchengesetz bestimmten
Zuständigkeiten je für ihren Bereich in anderer Weise regeln. 

(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten
Zuständigkeiten können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich die Rechtsstellung der Diensther-
ren im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 2 in eigener Weise regeln
und insbesondere bestimmen, dass bestimmte Maßnahmen
und Entscheidungen nur mit Zustimmung der aufsichtsführen-
den Kirche nach § 2 Absatz 1 getroffen werden dürfen. 

§ 94 

Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten den Rechtsstand nach
diesem Kirchengesetz. 

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

§ 95 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland am 1. Januar 2006 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im Kir-
chenbeamtenverhältnis vom 6. November 1997 (ABl. EKD S.
501), geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002
(ABl. EKD S. 390) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden
Bestimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen
verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses Kirchengesetzes
an deren Stelle. 

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkir-
chen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung erklärt haben. Für
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands
und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinigte
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre Zustim-
mung erklärt hat. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können ihre Zustimmung auch nach Verkün-
dung dieses Gesetzes bis zum 15. Dezember 2007 erklären.
Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt,
bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
durch Verordnung. 

§ 96 

Außerkrafttreten 

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich
außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen der Vereinigten Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands kann das Außer-
kraftsetzen nur durch die Vereinigte Evangelisch-Lutherische
Kirche Deutschlands erklärt werden. Gliedkirchen der frühe-
ren Evangelischen Kirche der Union, die diesem Gesetz zuge-
stimmt haben, können das Außerkraftsetzen nur gemeinsam
erklären. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt
das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist. 

RS 441.1

Erstes Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes zur Ergänzung

des Kirchenbeamtengesetzes der EKD (KBG ErgG)
Vom 6. März 2010

Die Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche in Braun-
schweig hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird:

§ 1

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Kirchenbeamtenge-
setzes der EKD vom 17. November 2006 (ABl. 2007 S. 3) wird
wie folgt geändert:

Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt:

„§ 15 a

Eintritt in den Ruhestand
(zu §§ 66 und 67 KBG.EKD)

Abweichend von §§ 66 und 67 KBG.EKD gelten für den
Eintritt in den Ruhestand und den Ruhestand vor Erreichen der
gesetzlichen Altersgrenze die Altersgrenzen nach den beam-
tenrechtlichen Vorschriften des Landes Niedersachsen entspre-
chend.“

§ 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

Wolfenbüttel, den 6. März 2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Webe r
Landesb i s cho f

Bekanntmachung

Das Landeskirchenamt hat als kirchliche Stiftungsauf-
sichtsbehörde am 25. März 2010 die Neufassung der Stif-
tungssatzung der „Evangelisch-lutherischen Diakonissenan-
stalt Marienstift“ genehmigt. Die nachstehend veröffentlichte
Neufassung der Stiftungssatzung vom 17. November 2009 ist
damit am 25. März 2010 in Kraft getreten.

Wolfenbüttel, den 25. März 2010

Landeskirchenamt

Vol lbach
Obe r l andesk i r chen ra t
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Satzung 
der Evangelisch-lutherische Diakonissenanstalt

Marienstift zu Braunschweig

A. Name, Zweck und Vermögen der Stiftung

Präambel

Die Evangelisch-lutherische Diakonissenanstalt Marien-
stift (Marienstift) wurde am 8. Mai 1870 durch den vaterländi-
schen Frauenverein unter Leitung von Frau Staatsminister von
Campe in Braunschweig gegründet. Das Herzogl. Braunschw.-
Lüneb. Consistorium hat dem Marienstift durch höchstes Res-
cript Nr. 1229 am 27.02.1881 das Recht einer Corporation und
milden Stiftung verliehen. Den Namen erhielt das Marienstift
von der Mutter des damals regierenden Herzogs Wilhelm:
Marie von Baden-Durlach.

Nach der am 1. Januar 1960 in Kraft getretenen Satzung
war das Marienstift eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen
Rechts. Mit der am 1. März 1987 in Kraft getretenen Satzung
wurde das Marienstift in eine rechtsfähige Stiftung des priva-
ten Rechts umgewandelt.

§ 1

Die Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des privaten
Rechts und führt den Namen „Evangelisch-lutherische Diako-
nissenanstalt Marienstift“. Die Anerkennung als kirchliche
Stiftung gemäß § 20 des niedersächsischen Stiftungsgesetzes
erfolgte am 11. Februar 1987.

Die Stiftung hat ihren Sitz in Braunschweig.

§ 2

(1) Diakonie ist Wesens- und Lebensäußerung der Evangeli-
schen Kirche (Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Artikel 15). Als diakonische Einrichtung sieht
das Marienstift seine Aufgabe im Dienst an Kranken, Alten
und Behinderten und bildet dazu Mitarbeiter in eigenen
Ausbildungsstätten aus; einen besonderen Schwerpunkt
setzt es im Angebot der Seelsorge. Zur Erfüllung dieser
Zielsetzung bilden Diakonissen, Mitglieder der Diakoni-
schen Gemeinschaft und Mitarbeiter eine Dienstgemein-
schaft auf der Grundlage des Evangeliums. Die Mitarbeiter
des Marienstiftes sollen einer Gliedkirche der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland angehören.

(2) Ausgangs- und Mittelpunkt des Marienstiftes ist das Mut-
terhaus mit seinen Diakonissen und Mitgliedern der Diako-
nischen Gemeinschaft, deren Lebensordnungen von dieser
Satzung unberührt bleiben. 

Den in Absatz 1 genannten Zweck erfüllt das Marienstift
durch 

a) das Krankenhaus,

b) das Altenpflegeheim Bethanien,

c) die Ausbildungsstätten,

d) die Schaffung und zur Verfügungstellung von Wohn-
möglichkeiten für hilfsbedürftige Personen im Sinne
von § 2 (1),

e) weitere Einrichtungen auf Grund von Stiftungsratsbe-
schlüssen.

(3) Das Marienstift ist Mitglied des Diakonischen Werkes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig
e.V. und damit dem Diakonischen Werk der Evangelischen
Kirche in Deutschland e.V. als anerkanntem Spitzenver-
band der freien Wohlfahrtspflege angeschlossen. 

Das Marienstift ist Mitglied des Kaiserswerther Verbandes
deutscher Diakonissen-Mutterhäuser e.V. und gehört damit
der Kaiserswerther Generalkonferenz an.

§ 3

(1) Das Marienstift verfolgt ausschließlich und unmittelbar
gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne
der Abgabenordnung. Es ist selbstlos tätig und verfolgt
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Die Mittel des Marienstiftes dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der
Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe
Vergütungen begünstigt werden.

§ 4

Das Vermögen der Stiftung besteht u. a. aus folgenden
Grundstücken: Grundbuch Braunschweig Band 93B Blatt
31223 (früher Blatt 638), 640, 641, Band 165B Blatt 4153,
4160, Band 173B Blatt 4560, Band 407B Blatt 11658 sowie
aus dem Kapitalvermögen (Wertpapiere, Festgeld, Sparkon-
ten), das in der jeweiligen Bilanz aufgeführt wird.

§ 5

Die Finanzierung der Arbeit des Marienstiftes erfolgt durch

a) Erträge des Vermögens,

b) Erträge seiner Leistungen,

c) Zuwendungen von öffentlicher, kirchlicher und diakoni-
scher Seite,

d) Zuwendungen von privater Seite, 

e) Aufnahme von Fremdmitteln.

B. Die Organe des Marienstiftes

§ 6

(1) Organe des Marienstiftes sind

a) der Stiftungsrat (§ 7 bis § 9),

b) der Vorstand (§ 10 bis 12).

(2) Mitglieder der Organe des Marienstiftes müssen Kirchen-
mitglieder im Sinne des Kirchengesetzes der EKD über die
Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den
Schutz der Daten der Kirchenmitglieder in der jeweils gel-
tenden Fassung sein, denen in Verbindung mit dem jeweili-
gen Recht der Gliedkirche das aktive Wahlrecht zur Bil-
dung kirchlicher Organe zusteht.

(3) Dem Stiftungsrat dürfen keine hauptberuflichen Mitarbei-
ter des Marienstiftes angehören. 

(4) Bei der Übernahme ihres Amtes geben die Mitglieder der
Organe die Versicherung ab, die diakonische Aufgabe des

– 106 –



Marienstiftes und seiner Einrichtungen als Werk christ-
lichen Glaubens zu wahren und zu fördern. Maßstab und
Richtschnur ihres Dienstes ist das Evangelium von Jesus
Christus.

(5) Die Mitglieder der Organe sind verpflichtet, über Angele-
genheiten, die ihrem Wesen nach vertraulich oder aus-
drücklich so bezeichnet worden sind, auch nach Ausschei-
den aus dem Amt, Verschwiegenheit zu wahren.

Der Stiftungsrat

§ 7

(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern. 

(2) Die Amtsdauer der Mitglieder des Stiftungsrates beträgt
sechs Jahre. Der Stiftungsrat ergänzt sich durch Zuwahl auf
Vorschlag einer Findungskommission. Wahlberechtigt sind
die Mitglieder des Stiftungsrates und des Vorstandes. Ge-
wählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen aller Wahlberech-
tigten erhält. Wiederwahl ist zulässig. Mitglieder können
jederzeit durch Verzicht auf ihr Amt aus dem Stiftungsrat
ausscheiden. Die Mitgliedschaft im Stiftungsrat endet mit
der Vollendung des 75. Lebensjahres. 

(3) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte mit der Mehrzahl
seiner Mitglieder einen Vorsitzenden, einen stellvertreten-
den Vorsitzenden und ferner einen Schriftführer für das
Protokoll, der nicht Mitglied des Stiftungsrates sein muss.

(4) Die Tätigkeit der Mitglieder des Stiftungsrates erfolgt
ehrenamtlich.

(5) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen
des Stiftungsrates mit beratender Stimme teil.

§ 8

(1) Aufgaben des Stiftungsrates sind insbesondere:

a) Aufsicht über den Vorstand des Marienstiftes und Ge-
nehmigung seiner Geschäftsordnung,

b) Beschlussfassung über An- und Verkauf von Grundstü-
cken, Inanspruchnahme von Krediten und dingliche
Belastung des Grundeigentums,

c) Beschlussfassung über An- und Verkauf von Grundstü-
cken, Inanspruchnahme von Krediten und dingliche
Belastung des Grundeigentums,

d) Beschlussfassung über Neubauten und größere Umbau-
ten,

e) Feststellung des vom Vorstand vorzulegenden und zu
erläuternden Jahresabschlusses,

f) Bestellung des Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses,

g) Entgegennahme der vom Vorstand zu erstattenden
Berichte,

h) Entlastung des Vorstandes,

i) Wahl der Mitglieder des Vorstandes und des stellvertre-
tenden Vorsitzenden,

j) Wahl der Chefärzte und des Ärztlichen Direktors auf
Vorschlag des Vorstandes,

k) Beschlussfassung über die Aufnahme neuer Arbeitsge-
biete,

l) Beschlussfassung über Änderung der Satzung, Ände-
rung des Stiftungszweckes oder Auflösung der Stiftung.

(2) Sachverständige, Mitarbeiter oder Mitglieder der Diakoni-
schen Gemeinschaft können vom Stiftungsrat jederzeit zu
Sitzungen eingeladen werden. Bei Grundsatzfragen ist eine
gemeinsame Diskussion zwischen Stiftungsrat, Vorstand
und Leitenden Ärzten möglich.

§ 9

(1) Der Vorsitzende des Stiftungsrates, bei seiner Verhinderung
der stellvertretende Vorsitzende, beruft die Sitzungen des
Stiftungsrates unter Angabe der Tagesordnung schriftlich
ein. Zwischen der Einberufung und der Sitzung soll ein
Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegen. Nicht auf
der Tagesordnung stehende Angelegenheiten unterliegen
nur dann einer Beschlussfassung, wenn die Erledigung von
mindestens drei Viertel der anwesenden Mitglieder als
dringend befürwortet wird.

(2) Sitzungen des Stiftungsrates sind auch abzuhalten, wenn
mindestens drei Mitglieder oder der Vorstand dieses bean-
tragen.

(3) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die
Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
Fehlt die Beschlussfähigkeit, so ist der Stiftungsrat in einer
zweiten, mit gleicher Tagesordnung einzuberufenden Sit-
zung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig. Zwischen erster und zweiter Sitzung muss
eine Frist von mindestens drei Tagen liegen. In der Einla-
dung zu dieser Sitzung ist auf die unbedingte Beschlussfä-
higkeit hinzuweisen.

(4) Der Stiftungsrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit
der anwesenden Mitglieder; bei Stimmengleichheit gilt der
Antrag als abgelehnt. Der Zustimmung von mindestens
fünf aller Mitglieder bedürfen die Punkte i, k, l des § 8.

(5) In besonderen Fällen kann der Vorsitzende eine schriftliche
Abstimmung des Stiftungsrates ohne Einberufung einer
Sitzung veranlassen. Diese Art der Beschlussfassung ist
nur zulässig, wenn sämtliche Mitglieder den Empfang der
Abstimmungsaufforderung bestätigt haben und der schrift-
lichen Abstimmung von nicht mehr als einem Mitglied
widersprochen worden ist. Zwischen dem Zugang der
Abstimmungsaufforderung und dem Fristablauf für die
Abgabe der Stimme muss mindestens eine Woche liegen.

Der Vorstand

§ 10

Dem Vorstand gehören mindestens zwei Personen, höch-
stens drei Personen an. Der Vorsitzende muss ordinierter Amts-
träger einer Gliedkirche der EKD sein. Wenn zum Vorstand
zwei ordinierte Amtsträger gehören, wählt der Stiftungsrat
einen von beiden zum Vorsitzenden.
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§ 11

(1) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Marienstif-
tes und ist in seiner Tätigkeit dem Stiftungsrat verantwort-
lich. Er hat dafür zu sorgen, dass die in § 2 genannten Zwe-
cke erfüllt werden und der Charakter der evangelischen
Stiftung gewahrt bleibt. Der Vorsitzende des Vorstandes
vertritt unbeschadet der Vorschriften des § 13 das Marien-
stift in der Öffentlichkeit. 

(2) Der Vorstand informiert den Stiftungsrat in Quartalsberich-
ten und gibt Auskunft über alle Angelegenheiten des
Marienstiftes. Über wichtige Vorgänge und Entwicklungen
hat er von sich aus den Stiftungsrat zu unterrichten.

(3) Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Stiftungsrates im
Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Stiftungsrates vor
und führt die Beschlüsse aus.

(4) Der Vorstand tritt unter der Leitung des Vorsitzenden regel-
mäßig zu Sitzungen zusammen.

(5) Der Vorstand ist mit mindestens zwei Mitgliedern beschluss-
fähig. Er beschließt einstimmig. Ist Einigkeit nicht herzu-
stellen, holt der Vorstand die Entscheidung des Stiftungsra-
tes ein. Näheres regelt die Geschäftsordnung.

(6) Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, über laufen-
de Geschäfte ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs, die
der ihnen zugewiesene Geschäftskreis gewöhnlich mit sich
bringt, allein zu entscheiden. Alle darüber hinausgehenden
Angelegenheiten bedürfen eines Vorstandsbeschlusses.
Näheres regelt die Geschäftsordnung.

§ 12

(1) Der Vorstand soll in regelmäßigen Abständen die Mitarbei-
ter der verschiedenen Arbeitsbereiche zu Arbeitsbespre-
chungen heranziehen.

(2) Regelmäßig finden Klinik-Konferenzen des Vorstandes mit
den leitenden Ärzten und der Pflegedienstleitung des Kran-
kenhauses statt.

C. Einzelbestimmungen

§ 13

(1) Das Marienstift wird gesetzlich vertreten durch die Mit-
glieder des Vorstandes, den Vorsitzenden des Stiftungsrates
und den stellvertretenden Vorsitzenden des Stiftungsrates.

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Vertretung genügt die
Unterschrift von zwei der genannten Personen, unter denen
sich – soweit es sich um die Ausführung der in § 8 (1) b
genannten Rechtsgeschäfte handelt – der Vorsitzende des
Stiftungsrates oder dessen Stellvertreter befinden muss.

§ 14

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Einnahmen und Ausga-
ben in den Wirtschafts- und Investitionsplänen sind in den Per-
sonal- und Sachkostenbereichen jeweils gegenseitig deckungs-
fähig. Überschreitungen der im Wirtschaftsplan beschlossenen
Gesamtausgaben von mehr als 5 % bedürfen der vorherigen
Zustimmung des Stiftungsrates.

§ 15

(1) Das Marienstift untersteht der Aufsicht der kirchlichen und
der staatlichen Aufsichtsbehörden.

(2) Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das Landeskirchenamt der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig,
das die Aufsicht im Rahmen des § 20 des Niedersächsi-
schen Stiftungsgesetzes führt und die Rechte und Pflichten
nach §§ 10 Abs. 1 und 11 bis 16 des Niedersächsischen
Stiftungsgesetzes wahrnimmt. Staatliche Aufsichtsbehörde
ist das Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport
und Integration / Regierungsvertretung Braunschweig.

§ 16

(1) Der Genehmigung des Landeskirchenamtes bedürfen:

a) der Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken,

b) dingliche Belastungen von Grundstücken und die Auf-
nahme von Krediten im laufenden Geschäftsjahr, wenn
sie die Bilanzsumme des vorangegangenen Geschäfts-
jahres der Stiftung insgesamt um 3 % übersteigen.

(2) Der nach § 8 (1) d vom Stiftungsrat festgestellte Wirt-
schaftsplan ist dem Landeskirchenamt vorzulegen.

(3) Nach Abschluss des Geschäftsjahres hat der Stiftungsrat
den nach § 8 (1) e genehmigten Jahresabschluss mit einer
Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung
des Stiftungszweckes dem Landeskirchenamt vorzulegen.

(4) Beschlüsse über Satzungsänderungen, Änderung des Stif-
tungszweckes oder der Zusammenlegung mit einer ande-
ren diakonischen Einrichtung bedürfen der stiftungsauf-
sichtlichen Genehmigung des Landeskirchenamtes; Be-
schlüsse über Satzungsänderungen, durch die der Zweck
der Stiftung geändert wird, die Stiftung mit einer anderen
Stiftung zusammengelegt oder aufgehoben wird, bedürfen
auch der Genehmigung der staatlichen Stiftungsaufsichts-
behörde.

§ 17

Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder
bei Wegfall des bisherigen Zweckes fällt das Vermögen nach
Erfüllung aller Verpflichtungen, besonders der Versorgung
aller Diakonissen, an das Diakonische Werk der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche in Braunschweig, das es aus-
schließlich und unmittelbar für gemeinnützige, mildtätige oder
kirchliche Zwecke im Sinne dieser Satzung zu verwenden hat.

§ 18

(1) Diese Satzung tritt an die Stelle der Satzung in der Fassung
vom 10. August 1987.

(2) Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch die Stiftungs-
aufsichtsbehörde in Kraft.

Braunschweig, den 17. November 2009

Gez .  Pe t e r  B rackhahn
Der Vorsitzende des Stiftungsrates

Präsident des Amtgerichts a. D. 
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Kollektenplan 2010 / 2011

1. 1. Sonntag im Advent – 28.11.2010
Pfl.: Brot für die Welt

2. 2. Sonntag im Advent – 05.12.2010
Wpfl.: Missionarischer Aufbruch

3. 3. Sonntag im Advent – 12.12.2010
Pfl.: Zweckbestimmung durch d. Propsteivorstand

4. 4. Sonntag im Advent – 19.12.2010
Wpfl.: Schulen d. Ev.-luth.Kirche in Jordanien und 
Heiligem Land

5. Heiligabend – 24.12.2010
Pfl.: Brot für die Welt

6. Christfest, 1. Feiertag – 25.12.2010
Pfl.: Lutherischer Weltbund

7. Christfest, 2. Feiertag – 26.12.2010
Wpfl.: Diakonissenmutterhäuser i.d. Landeskirche

8. Altjahrsabend – Silvester – 31.12.2010
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

9. Neujahrstag – 01.01.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

10. 2. Sonntag nach dem Christfest – 02.01.2011
Pfl.: Diakonisches Werk der EKD

11. Epiphanias – 06.01.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

12. 1. Sonntag nach Epiphanias – 09.01.2011
Pfl.: VELKD

13. 2. Sonntag nach Epiphanias – 16.01.2011
Wpfl.: Kirchengemeinden der Schles. Kirche A.B. 
in Tschechien

14. 3. Sonntag nach Epiphanias – 23.01.2011
Wpfl.: Telefonseelsorge in der Landeskirche

15. 4. Sonntag nach Epiphanias – 30.01.2011
Pfl.: Weltbibelhilfe/ Deutsche Bibelgesellschaft

16. 5. Sonntag nach Epiphanias – 06.02.2011
Wpfl.: Jerusalemsverein

17. Letzter Sonntag nach Epiphanias – 13.02.2011
Wpfl.: Ev. Kirche in Namibia

18. 2. Sonntag vor der Passionszeit 
– Septuagesimae – 20.02.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

19. 1. Sonntag vor der Passionszeit 
– Sexagesimae – 27.02.2011
Wpfl.: Zwischenkirchliche Hilfe

20. Sonntag vor der Passionszeit – Estomihi – 06.03.2011
Wpfl.: Volksmissionarischer Arbeitskreis 
„Unterwegs mit Gott“

21. 1. Sonntag in der Passionszeit – Invokavit – 13.03.2011
Pfl.: Hoffnung für Osteuropa

22. 2. Sonntag in der Passionszeit – Reminiszere 20.03.2011
Wpfl.: Jüdische Gemeinde in Braunschweig

23. 3. Sonntag in der Passionszeit – Okuli – 27.03.2011
Wpfl.: Hildesheimer Blindenmission

24. 4. Sonntag in der Passionszeit – Lätare – 03.04.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

25. 5. Sonntag in der Passionszeit – Judika – 10.04.2011
Wpfl.: Unterstützung ausländischer Studierender

26. 6. Sonntag in der Passionszeit – Palmarum – 17.04.2011
Pfl.: Zweckbestimmung durch d. Propsteivorstand

27. Gründonnerstag – 21.04.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

28. Karfreitag – 22.04.2011
Wpfl.: Indische Partnerkirche TELC

29. Ostersonntag – 24.04.2011
Pfl.: Brot für die Welt

30. Ostermontag – 25.04.2011
Wpfl.: Diakonisches Werk der Landeskirche

31. 1. Sonntag nach Ostern – Quasimodogeniti –
01.05.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

32. 2. Sonntag nach Ostern – Miserikordias Domini –
08.05.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

33. 3. Sonntag nach Ostern – Jubilate – 15.05.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

34. 4. Sonntag nach Ostern – Kantate – 22.05.2011
Pfl.: Förderung u. Unterstützung d. Kirchenmusik in der
Landeskirche

35. 5. Sonntag nach Ostern – Rogate – 29.05.2011
Wpfl.: Förderung v. Projekten u. Arbeitsbereichen in
der JELC

36. Christi Himmelfahrt – 02.06.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

37. 6. Sonntag nach Ostern – Exaudi – 05.06.2011
Wpfl.: Deutscher Evangelischer Kirchentag

38. Pfingstsonntag – 12.06.2011
Pfl.: Weltmission (ELM)

39. Pfingstmontag – 13.06.2011
Wpfl.: Refugium

40. Tag der heiligen Dreifaltigkeit – Trinitatis – 19.06.2011
Wpfl.: Evangelische Stiftung Neuerkerode

41. 1. Sonntag nach Trinitatis – 26.06.2011
Wpfl.: Kinder- u. Jugendarbeit i.d. Landeskirche

42. 2. Sonntag nach Trinitatis – 03.07.2011
Wpfl.: Landeskirchliche Gemeinschaften

43. 3. Sonntag nach Trinitatis – 10.07.2011
Pfl.: Besondere gesamtkirchl. Aufgaben der EKD

44. 4. Sonntag nach Trinitatis – 17.07.2011
Wpfl.: Notfallseelsorge i.d. Landeskirche

45. 5. Sonntag nach Trinitatis – 24.07.2011
Wpfl.: Förderung der Lektoren- u Prädikantenarbeit in
der Landeskirche

46. 6. Sonntag nach Trinitatis – 31.07.2011
Wpfl.: CVJM

47. 7. Sonntag nach Trinitatis – 07.08.2011
Pfl.: Ökumene und Auslandsarbeit der EKD

48. 8. Sonntag nach Trinitatis – 14.08.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

49. 9. Sonntag nach Trinitatis – 21.08.2011
Pfl.: Zweckbestimmung durch d. Propsteivorstand
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Der Kollektenplan 2010 / 2011 enthält 18 Pflichtkollek-
ten, 34 Wahlpflichtkollekten und 12 Freie Kollekten.

Die mit Pfl. bezeichneten Kollekten sind Pflichtkollekten
und müssen erhoben werden. Von den Pflichtkollekten sind
vier Kollekten für die Zweckbestimmung durch Propsteivor-
standsbeschluss vorgesehen. Die Zweckbestimmung durch
Propsteivorstandsbeschluss ist bindend für alle Kirchenge-
meinden einer Propstei. Die Propsteivorstände teilen die be-
schlossenen Kollektenzwecke spätestens 6 Wochen vor Beginn
des Kirchenjahres den Kirchengemeinden mit.

Eine Terminverlegung für eine Pflichtkollekte ist in der
Regel nicht möglich und kann nur bei Vorliegen eines außer-
gewöhnlich wichtigen Grundes vorgenommen werden. Die
Verlegung einer Pflichtkollekte bedarf der Genehmigung
durch die zuständige Pröpstin / den zuständigen Propst.

Kollekten, die mit Wpfl. bezeichnet sind, sind Wahl-
pflichtkollekten. Kirchengemeinden, die in der Regel an
jedem Sonntag eines Monats Gottesdienst feiern, können durch
Kirchenvorstandsbeschluss für bis zu 12 Wahlpflichtkollekten
einen anderen gemeindlichen oder übergemeindlichen Zweck
festlegen. Kirchengemeinden, die nur an jedem zweiten Sonn-
tag im Monat Gottesdienst feiern, können bis zu 6 Wahl-
pflichtkollekten und Kirchengemeinden, die nur an einem
Sonntag im Monat Gottesdienst feiern, bis zu 3 Wahlpflicht-
kollekten abweichend festlegen. Daher ist eine Verlegung für
eine Wahlpflichtkollekte in der Regel nicht notwendig.

Kollekten, die mit F. bezeichnet sind, sind freie Kollekten.
Die Zwecke für freie Kollekten werden durch Beschluss des
Kirchenvorstandes festgelegt.

Die Kollektenzwecke (Pflichtkollekten und Wahlpflicht-
kollekten) gelten für alle Gottesdienste, die am jeweiligen Tag
(Sonntag/ Feiertag) gehalten werden. Andachten, die während
der Woche gehalten werden und bei denen eine Kollekte erho-
ben wird, zählen zu den Freien Kollekten.

Die Kirchenvorstände beschließen rechtzeitig vor Beginn
des Kirchenjahres über die abweichenden Zweckbestimmun-
gen für Wahlpflichtkollekten und die Zweckbestimmungen für
die freien Kollekten. Der beschlossene Kollektenplan ist auf

dem Dienstweg über die Propstei dem Landeskirchenamt zur
Kenntnis zu geben. Das Landeskirchenamt stellt den Kirchen-
vorständen rechtzeitig vor Ende des Kirchenjahres Formulare
für die Beschlussfassung im Intranet der Landeskirche zur Ver-
fügung.

Die Kollektenerträge sollen unmittelbar nach jedem Got-
tesdienst von zwei verantwortungsvollen Gemeindemitglie-
dern gezählt und im Sakristeibuch mit Zweckbestimmung ein-
getragen werden. Beide Personen sollen den Eintrag im Sakris-
teibuch abzeichnen.

Kollektenerträge aus Pflichtkollekten und Wahlpflichtkol-
lekten gemäß vorgeschlagenem Kollektenplan mit Ausnahme
derjenigen Pflichtkollekten, über deren Zwecke die Propstei-
vorstände beschließen, sind innerhalb von 4 Wochen unter
Angabe des Kollektenzwecks jeweils einzeln an die Landes-
kirchenkasse zu überweisen. Kollektenerträge aus Pflichtkol-
lekten, deren Zweck durch Propsteivorstandsbeschluss festge-
legt wurde, werden einzeln unter Angabe des Kollektenzwecks
an die jeweilige Propsteikasse überwiesen. Kollektenerträge
aus freien Kollekten und abweichend festgelegten Wahl-
pflichtkollekten führt die Kirchengemeinde selber zeitnah
durch Überweisung an den jeweiligen Kollektenempfänger ab.

Für statistische Zwecke sind die Erträge aller Kollekten
dem Landeskirchenamt mitzuteilen. Zur Abrechnung der Kol-
lekten stellt das Landeskirchenamt das Formblatt „Kollektena-
brechnung für einen Gottesdienst“ für Kirchengemeinden, die
einer Verwaltungsstelle angeschlossen sind, zur Verfügung, das
auch im Intranet der Landeskirche abgerufen werden kann.
Kirchengemeinden, die nicht einer Verwaltungsstelle ange-
schlossen sind, können in die linken Spalten des Formulars
„Kollektenplan 2010/2011“ die Kollektensummen eintragen.

Wolfenbüttel, 17.06.2010

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Kirchenregierung

Pro f .  Dr.  Fr i ed r i ch  Webe r
Landesb i s cho f

50. 10. Sonntag nach Trinitatis – 28.08.2011 
(Israelsonntag)
Wpfl.: Gesellschaft f. christl.-jüd. Zusammenarbeit

51. 11. Sonntag nach Trinitatis – 04.09.2011
F.: Zweckbestimmung durch d. Kirchenvorstand

52. 12. Sonntag nach Trinitatis – 11.09.2011
Pfl.: Diakonisches Werk d. Landeskirche (Opferwoche)

53. 13. Sonntag nach Trinitatis – 18.09.2011
Wpfl.: Unterstützung der Arbeit der Ortsvereine der 
Ev. Frauenhilfe

54. 14. Sonntag nach Trinitatis – 25.09.2011
Wpfl.: Posaunenwerk in der Landeskirche

55. 15. Sonntag nach Trinitatis – 02.10.2011
Erntedankfest
Pfl.: Brot für die Welt 

56. 16. Sonntag nach Trinitatis – 09.10.2011
Wpfl.: Gefangenenseelsorge i.d. Landeskirche

57. 17. Sonntag nach Trinitatis – 16.10.2011
Wpfl.: Männerarbeit in der Landeskirche

58. 18. Sonntag nach Trinitatis – 23.10.2011
Wpfl.: Arbeit mit Sinnesgeschädigten

59. 19. Sonntag nach Trinitatis – 30.10.2011
Wpfl.: Frauenzentrum Blankenburg

60. Gedenktag der Reformation – 31.10.2011
Wpfl.: Martin-Luther-Bund/ Gustav-Adolf-Werk

61. Drittletzter Sonntag des Kirchenjahres – 06.11.2011
Pfl.: Zweckbestimmung durch d. Propsteivorstand

62. Vorletzter Sonntag des Kirchenjahres – 13.11.2011
Wpfl.: Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste e.V.

63. Buß- und Bettag – 16.11.2011
Wpfl.: Unterstützung d. kirchl. Arbeit im Georgenhof

64. Letzter Sonntag des Kirchenjahres – 
Ewigkeitssonntag – 20.11.2011
Wpfl.: Hospizarbeit in der Landeskirche



Ausschreibung von Pfarrstellen 
und anderen Stellen

Pfarrstelle Wenzen mit Brunsen und Eimen im Umfang
von 100 %.

Die Dienstwohnung hat eine Größe von ca. 145 qm mit 6
Zimmern. Die Besetzung erfolgt durch die Kirchenregierung.
Bewerbungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. August 2010 an
das Landeskirchenamt zu richten. 

Pfarrstelle Weststadt Bezirk I in Braunschweig im Umfang
von 100 %.

Die ev.-luth. Kirchengemeinde Braunschweig-Weststadt
wurde Mitte der 1960er Jahre gegründet. Der Stadtteil hat
24.000 Einwohner, die Gemeinde ca. 8.000 Mitglieder, davon
etwa 1.600 russlanddeutsche Spätaussiedler. Die drei Pfarr-
stelleninhaberinnen und -inhaber arbeiten mit einer Jugenddi-
akonin, einem Kirchenmusiker, einem Kirchenvogt und einer
Pfarramtssekretärin im Team. Mit dem Gemeindezentrum
Emmauskirche und dem Gemeindehaus an der Donaustraße
(Neubau 2010!) besitzt die Gemeinde zwei moderne, vielseitig
nutzbare Gebäude für die Gemeindearbeit. Es gibt ein vielfäl-
tiges gottesdienstliches Leben. Schwerpunkte der Gemeinde-
arbeit sind bisher drei Kindertagesstätten in eigener Träger-
schaft, vielfältige Angebote für Kinder und Jugendliche, Frau-
en und Männer und die ältere Generation sowie die Kirchen-
musik. Viele engagierte Ehrenamtliche sind in diesen Berei-
chen tätig. Außerdem legt die Gemeinde großen Wert auf die
Vernetzung im Stadtteil und eine gelebte Ökumene. Die Pfar-
rerin / der Pfarrer sollte der besonderen Gemeindesituation mit
ihrer Größe, der sozialen Durchmischung und der Vielfalt
möglicher Aktivitäten aufgeschlossen gegenüber stehen und
sie als berufliche Herausforderung annehmen. Die Pfarrstelle-
ninhaberinnen und -inhaber verabreden nach der Neubeset-
zung die Verteilung der Arbeitsschwerpunkte. Ein Pfarrhaus
(Recknitzstraße, 5 Zimmer, Garten und Garage, ca. 150 qm,
gute Infrastruktur) steht zur Verfügung. Die Besetzung erfolgt
durch Gemeindewahl. Bewerbungen mit Lebenslauf sind bis
14. August 2010 über das Landeskirchenamt an den Kirchen-
vorstand Weststadt zu richten.

Pfarrstelle Flechtorf mit Beienrode im Umfang von 100 %.

Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. Bewerbungen
mit Lebenslauf sind bis zum 14. August 2010 über das Lan-
deskirchenamt an die Kirchenvorstände Flechtorf und Beien-
rode zu richten.

Pfarrstelle Remlingen mit Kalme, Semmenstedt und Tim-
mern im Umfang von 100 %.

Pfarrsitz ist Remlingen. Die Dienstwohnung hat eine Grö-
ße von ca. 235 qm mit 7 Zimmern. Die Besetzung erfolgt
durch die Kirchenregierung. Bewerbungen sind mit Lebens-
lauf bis zum 14. August 2010 an das Landeskirchenamt zu
richten. 

Pfarrstelle St. Petrus Heiliggeist/Vorsfelde Bezirk II im
Umfang von 100 %.

Die Dienstwohnung hat eine Größe von ca. 197 qm mit 7
Zimmern. Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. Be-
werbungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. August 2010 über
das Landeskirchenamt an den Kirchenvorstand St. Petrus Hei-
liggeist/Vorsfelde zu richten. 

Pfarrstelle Gitter mit Hohenrode in Salzgitter im Umfang
von 50 %.

Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. Bewerbungen
mit Lebenslauf sind bis zum 14. August 2010 über das Lan-
deskirchenamt an die Kirchenvorstände Gitter und Hohenrode
zu richten.

Besetzung von Pfarrstellen 
und anderen Stellen

Die Pfarrstelle Groß Dahlum Bezirk II im Umfang von
50 % mit den Kirchengemeinden Schliestedt, Warle und
Watzum ab 1. Juni 2010 mit Pfarrerin Silke Masche-Schä-
per, bisher dort Pfarrerin auf Probe. 

Die Pfarrstelle Lehre Bezirk I im Umfang von 100 % ab
1. Juli 2010 mit Pfarrer Joachim Schreiber, bisher St.
Petrus/Heiliggeist Vorfelde Bezirk II. 

Personalnachrichten

Pfarrer Jens Höfel, Greene, wurde mit Wirkung vom 1.
Mai 2010 zum Stellvertreter der Pröpstin der Propstei Bad
Gandersheim ernannt. 

Pfarrer Michael Gerloff, Braunschweig, wurde mit Wir-
kung vom 1. Juni 2010 zum Stellvertreter des Propstes der
Propstei Braunschweig ernannt. 

Ruhestand

Pfarrerin Britta Karow, Salzgitter-Lebenstedt, wurde mit
Ablauf des 30. April 2010 in den Ruhestand versetzt.

Pastorin Marieluise Brüser, Braunschweig, wurde mit
Ablauf des 31. Mai 2010 in den Ruhestand versetzt.

Pfarrer Joachim Vahrmeyer, Braunschweig, wurde mit
Ablauf des 31. Mai 2010 in den Ruhestand versetzt.

Pastor Alfred Kaufmann, Salzgitter, wurde mit Ablauf
des 30. Juni 2010 in den Ruhestand versetzt.

Verstorben

Pfarrer i. R. Wolfgang Büscher, Helmstedt, ist am 21.
April 2010 verstorben. 

Pfarrer i. R. Hans-Joachim Berger, Braunschweig, ist am
10. Mai 2010 verstorben. 

Nachrichtlich:

Das Kirchenamt der EKD schreibt die Wiederbesetzung
der Auslandspfarrstelle in Rio de Janeiro aus. Einzelheiten
hierzu finden Sie im Internet unter www.ekd.de in der Stellen-
börse. 
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Wolfenbüttel, 15. Juli 2010

Landeskirchenamt

Mül l e r
Obe r l andesk i r chen rä t i n
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